
die darmstädterStudentenzeitung
(

Herausgegeben von der Studentenschaft der Technischen Hochschule Darmstadt 
November 1968 16. Jahrgang Nr. 96 D M 0,60 1F 2824 F



DEM AG
DEM AG ist in allen Teilen der Welt ein Begriff 

für bedeutende Leistungen. Den Ruf unseres Unter­
nehmens und unsere wirtschaftlichen Erfolge verdanken 

wir der Vielseitigkeit unseres Produktionsprogrammes und 
persönlichem Einsatz unserer Mitarbeiter. Die Qualität unserer 

Erzeugnisse,die permanentdem Wandel der Märkte und Marktbe­
dürfnisse angepaßt werden, der Ideenreichtum unserer Ingenieure 

und die Erfahrungen unserer Kaufleute haben dem Namen DEMAG 
seine heutige Bedeutung gegeben. Wir stehen täglich vor neuen 
Aufgaben. Um sie lösen zu können, brauchen wir die Mitarbeit des 

jungen technischen und kaufmännischen Nachwuchses.
Sie haben den festen Willen, nach dem Studium Ihr erworbenes Wissen 
und Ihr Können zu beweisen und beides ständig zu erweitern. Sie 
wollen etwas leisten — etwas werden. Sie wollen, daß Ihr Fleiß, Ihre 

Mühe, Ihre Einsatzbereitschaft sich auszahlen.
Sprechen Sie mit uns. Geeigneten jungen Ingenieuren bieten 

wir eine Fülle interessanter Tätigkeiten in Forschung, Ent­
wicklung, Konstruktion, Fertigung, Vertrieb, Verwaltung, 

betriebswirtschaftlicher Disposition und — wenn 
sie sich bewähren — die Chance für Ihre 

Zukunft. Eine Fülle von interessan­
ten Aufgaben erwartet 

Sie.
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Es ging ganz plötzlich. Keiner ahnte et­
was davon: A uf einmal in diesem W in­
tersem ester stieg die Zahl der an der 
THD eingeschriebenen Studenten so 
sehr, daß sich die Repräsentanten der 
Hochschule souverän verstört einfallen 
lassen wollen, wie man die große A u f­
gabe, Studenten weiterhin auszubilden, 
in Zukunft erfüllen kann.
Das Darmstädter Echo schrieb nach einer 
Pressekonferenz des Rektors am 4. Sep­
tem ber einen A rtike l unter der Über­
schrift „S tudenten-Law ine: Numerus clau­
sus ein Ausw eg?“ . Einen Monat vorher 
hatte der damalige Rektor Schultz er­
wogen, einen Kinosaal fü r G rundvorle­
sungen zu mieten. Die Rektoren gaben 
zuversichtlich zu verstehen, daß die Dro­
hung, an der THD müsse der numerus 
clausus eingeführt werden, das Kultus­
m inisterium in W iesbaden aus dem Schlaf 
schrecken werde, denn wegen des An­
spruchs „Hessen vorn“ sei diese Dro­
hung durchschlagskräftig genug, endlich 
die maßgeblichen P o litike r zum Handeln 
zu zwingen.

Fast 7000 Studenten im W S 68/69
Es muß sich innerhalb eines Jahres 
herumgesprochen haben, daß man in 
Darmstadt m it Studienbedingungen rech­
nen konnte, d ie  sich (nur relativ) von 
denen der meisten anderen Technischen 
Hochschulen positiv  abhoben. So stieg 
die Zahl der Neuim m atrikulierten von 
1389 im W S 67/68 auf über 1600 in d ie ­
sem W intersem ester, die Zahl der S tu­
denten auf beinahe 7000 an.
Für neuim m atrikulierte Chem iker sind in 
Darmstadt 66 Studienplätze vorhanden. 
Da sich jedoch etwa 140 Bewerber zum 
Studium angem eldet haben, hat die 
Fakultät beschlossen, alle aufzuneh­
men, dafür aber im Sommersemester den 
Neuzugang zu sperren.
Am 18. O ktober te ilte  Prof. Kohlschütter 
— berühmt wegen seiner effektvollen 
Chem ie-Grundvorlesung — dem Dekan 
der Fakultät Maschinenbau mit, es werde 
auch in Zukunft diese Vorlesung nur 
zweimal pro W oche gelesen, fü r Physi­
ker und Chemiker, auf Kosten von etwa 
600 Maschinenbauern, denn fü r 1750 Stu­
denten, die die Vorlesung hören müssen, 
steht nur ein Hörsaal m it 600 Plätzen 
zur Verfügung.

Wissenschaftlicher Wasserkopf

Dabei ist es auf den ersten B lick vo ll­
kommen unverständlich, wie es zu diesen

Verhältnissen kommen konnte. Der A uf­
wand an Geld und W issenschaftlern ist 
zwischen 1960 und 1966 vie l schneller 
gestiegen als die Zahl der Studenten; 
während die  Anzahl der Hochschulstu­
denten von 206 000 (1960/61) auf 284 000 
(1965/66) stieg, also eine Zunahme um 
39%, wuchsen die finanziellen Aufwen­
dungen im selben Zeitraum von 1,2 Md. 
DM auf 3,5 Md. DM (190%) und die Zahl 
des wissenschaftlichen Personals von 
15 552 auf 31831 (112%). Die S tud ien­
verhältnisse hätten sich bessern müssen. 
Jedoch m it wachsendem Aufwand ist 
irgendwo in den zentralen Instituten die 
E ffektiv itä t spurlos verloren gegangen. 
Der Grund dafür muß die Organisation 
der Hochschule selbst sein. Folglich muß 
die S truktur der Universitä t grundlegend 
reform iert werden.
Es muß neu durchdacht werden, welche 
Aufgaben die Universitäten in einem 
demokratischen Land haben sollen, und 
m it d ieser Erkenntnis ist dann die A r­
beitsweise der Universitäten und Hoch­
schulen neu festzulegen, so daß ihr W ir­
kungsgrad dem Aufwand angemessen ist. 
Vorschläge dafür g ib t es genug, doch für 
das Beharrungsvermögen, die Lethargie 
und die E inseitigke it nur fachbezogener 
Hochschullehrer b lieben sie bedrucktes 
Papier.

„Schöne Aussichten“

Seit Jahren ist bekannt, daß die 
Studentenzahlen immer schneller zu­
nehmen würden. Es g ib t zwei Gründe. 
Der erste: Geburtenstarke Jahrgänge 
lassen auch die  Abiturientenzahlen an- 
wachsen. Der zweite: Durch die etwas 
verbesserte Förderung ste ig t auch der 
Ante il der Abitu rienten eines Jahrgangs; 
inzwischen machen in Hessen 10% aller 
Jugendlichen das Abitur. Im Bundes­
durchschnitt ist die Rate niedriger, sie 
beträgt etwa 7%. Der Kultusm in ister von 
Baden-W ürttem berg, Hahn, rechnet je ­
doch fü r spätestens 1980 m it einem Satz 
von 14% fü r das ganze Bundesgebiet. 
Die Folge w ird sein, daß sich auch die 
Studentenzahlen an den deutschen Hoch­
schulen verdoppelt (!) auf etwa 600 000. 
Um zu illustrieren, was das heißt: W ir 
benötigen in der Bundesrepublik, um 
den augenblicklichen (mangelhaften) 
Stand der Studienverhältnisse zu be­
wahren, noch einmal so vie le  Universi­
täten und Hochschulen, wie w ir heute 
haben. Und um gute, sinnvolle A rbe its-
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bedingungen zu schaffen, w ird auch nach 
einer Hochschulreform eine V erdoppe­
lung nicht ausreichen.

Schöne Aussichten in Darmstadt

Die beiden notwendigen Bedingungen 
für eine Verbesserung der Situation 
lassen sich mit zwei Schlagworten andeu­
ten: Hochschulreform und Änderung der 
F inanzpolitik in Bund und Ländern.

Zuwachs der Assistentenstellen (links), 
der Studentenzahl (Mitte), der Lehr­
stühle (rechts) von 1960 (100°/o) bis 1966

Einmal müßte ein Konzept fü r die rad i­
kale Änderung der Universitätsstruktur, 
wie sie seit Jahren d iskutie rt wird, schon 
längst von den Hochschulen bearbeitet 
sein; zum anderen hält die föde ra lis ti­
sche Ideologie der Länder jeden be­
deutsamen Fortschritt, die Universitäten 
besser zu finanzieren, auf.
B isher darf der Bund nur jeweils die 
Hälfte der Investitionen aufbringen, die 
für Erweiterungen und Neubauten not­
wendig sind. Und er zahlt nur dann, 
wenn die Länder ihre Hälfte zur Ver­
fügung stellen. So werden in Darmstadt 
insgesamt pro Jahr heute 30 Mio DM 
verbaut (90 Mio DM wären erforderlich, 
um im Blick auf die künftige Entwicklung 
vorzusorgen). Für die Bauvorhaben auf 
der Nachtweide (Lichtwiese) sind in 15 
Jahren etwa 500 Mio DM zu investieren. 
Dann, Anfang der 80er Jahre, wird die 
THD etwa 8000 Studenten Platz bieten 
können — nach den Vorstellungen des 
W issenschaftsrates.

Laufende Kosten

An den laufenden Kosten ist wegen des 
Föderalismus (Kultu rhoheit) der Bund

nicht be te ilig t. Die Länderparlamente 
wehren sich dagegen, daß der Bundesre­
gierung ein größeres M itspracherecht 
eingeräumt wird. So „m üssen“ die e in­
zelnen Länder allein und gemeinsam m it­
einander für den Unterhalt der Universi­
täten sorgen. Der Kanzler der TH, Dr. 
W ilke, ist fest davon überzeugt, daß die 
Länder sehr bald diese Aufgabe über­
haupt nicht mehr erfüllen können: Die 
bew illig ten M itte l werden unter dem 
Existenzminimum der Universitäten lie ­
gen. Heute schon ist dieses Minimum 
erreicht, denn es ist kaum Geld vor­
handen, um im Sinne einer S tud ienre­
form zusätzliche wissenschaftliche A r­
be itskräfte einzustellen.
Es ist sogar nicht auszuschließen, daß 
von einigen Ländern Investitionen im Be­
reich der Universitäten verzögert wurden 
aus Angst vor den neuanfallenden Ko­
sten.
Dr. W ilke führte ein Beispiel der Absur­
d itä t an: V ier finanzstarke Länder — 
Hessen, Baden-W ürttemberg, Nordrhein- 
W estfa len und Niedersachsen — haben 
sich verpflichtet, das Land Bremen mit 
15 Mio DM pro Jahr (das sind 2h  a ller 
laufenden Kosten) beim Unterhalt der 
künftigen Universität zu unterstützen, um 
die Kulturhoheit der Länder zu bewahren.

Numerus clausus

In einer Zeit, da selbst der Staat mit 
Recht Kindern unterer sozialer Schichten 
es ermöglicht, das Ab itu r zu machen, da 
also die Studentenzahlen m it voller A b­
sicht vergrößert werden, denken manche 
P olitiker ernsthaft an einen numerus 
clausus. Auch manchen Professoren, de­
ren Elitebewußtsein aus vergangenen 
Epochen stammt, kommt diese Ansicht 
entgegen. Was passiert, wenn in zehn 
Jahren v ie lle icht hunderttausend A b itu ­
rienten keinen Studienplatz erhalten, 
kann man sich zwar ausmalen, aber das 
reicht offensichtlich nicht, die Universi­
tä tspo litik  zu revolutionieren (ein W ort, 
das an dieser S telle seine Berechtigung 
hat).
Innerhalb der Universitäten sind alle 
diese Tatsachen zwar bekannt, doch 
Konsequenzen werden selten gezogen. 
So antworteten die Rektoren auf der 
Pressekonferenz im Septem ber auf die 
Frage, ob sich der Senat entschließen 
könne, im Angesicht der Misere den Bo­
den des akademischen Gesprächs zu

verlassen und gemeinsam mit den S tu­
denten politische Aktionen durchzufüh­
ren, mit einem milden Lächeln und der 
Versicherung, man werde weiterhin mit 
a ller Entschlossenheit in W iesbaden Ge­
spräche führen — wie bisher.

Entwicklung der Studentenzahlen (1) 
von 1960 (=100°/u) bis 1966 im Ver­
gleich zum Anstieg der Personalausga­
ben (3), der übrigen fortdauernden Aus­
gaben (2) und der Gesamtausgaben (4)

Gemeinsame Aktionen von Hochschul­
lehrern, Assistenten und Studenten sind 
die einzigen M ittel, auf politischem Wege 
die Verhältnisse grundlegend zu ändern. 
Gespräche allein werden keine W irkung 
haben. Ein Universitätsstre ik ist ein 
denkbares M ittel, um die Parlamente und 
Regierungen zum Handeln zu zwingen, 
wenn die Universitäten Konzepte vorge­
legt haben werden, die innere Struktur 
der Hochschulen zu reformieren.
Für eine notwendige Hochschulreform 
ist jedoch zuerst die aktive Bereitschaft 
v ie ler Professoren zu erzwingen, denn 
ihr Beharrungsvermögen hat in der Ver­
gangenheit nichts als Vorbehalte gegen 
entscheidende Veränderungen hervorge­
rufen.
Die Z e it drängt. Dr. W ilke: „In  zehn 
Jahren werden w ir sagen, wenn sich 
nichts grundlegend ändert, daß die Zu­
stände an der Technischen Hochschule 
Darmstadt im Jahre 1968 paradiesisch 
gewesen seien.“
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Falk Rieß

Informatikstudium an der THD
Zulieferdienste für die Industrie statt wissenschaftlicher Forschung

Unter Inform atik versteht man einen ju n ­
gen W issenschaftszweig, der sich, aus­
gehend von inform ationstheoretischen 
Fragestellungen, m it dem Aufbau, dem 
Betrieb und der Anwendung von e lektro­
nischen Datenverarbeitungsanlagen be­
schäftigt. In der Industrie ebenso wie in 
W issenschaft und Verwaltung s te ig t der 
Bedarf für Fachleute auf diesem Gebiet, 
auf dem sich bislang umgeschulte Mathe­
matiker, Physiker und Elektrotechniker 

fctummeln. Natürlich wird die Hochschule 
■als Zulie ferbetrieb für spezielle Berufs­

ausbildungen gern benutzt, und da das 
Bundesministerium für W issenschaftliche 
Forschung dafür ab 1969 Geld zur Ver­
fügung stellen wird, lassen sich die 
Hochschulen auch gern benutzen und 
drängen nach den Bonner Computer- 
Töpfen, aus denen sie ihre weitere Rech­
ner-Ausstattung zu finanzieren hoffen.

In Darmstadt hat die Fakultät E lektro­
technik auf Betreiben des D irektors des 
Institutes fü r Nachrichtenverarbeitung, 
Prof. Piloty, in a ller Eile (wohl um den 
Anschluß nicht zu verpassen) einen Stu­
diengang „In fo rm a tik “ geschaffen, der 
bereits in diesem W intersem ester ange- 
boten wird. A llerdings war es bei d ie ­
sem Schnellverfahren nur möglich, be­
reits vorhandene Vorlesungen neu zu 
kombinieren. Ob das reicht, muß bezwei­
fe lt werden. In der vorliegenden Form 

„je de n fa lls  sieht es lediglich danach aus, 
Pals solle der Industrie eine teure Spe­

zialausbildung ihrer Fachleute erspart 
werden, indem diese Ausbildung an die 
Hochschule verlegt wird. Aber Prof. 
Piloty, der übrigens auch M itg lied im 
Fachbeirat Datenverarbeitung im W issen­
schaftsministerium ist und der den Vor­
sitz im Vorstand des Hochschulrechen­
zentrums innehat, hat noch viel ehrgei­
zigere Pläne. Er w ill in Darmstadt ein 
G roßinstitu t oder besser eine K le infak- 
kultät fü r Inform atik einrichten, die sich 
um sein Institut bilden soll. In Zusam­
menarbeit mit der Fakultät Mathematik/ 
Physik sollen drei neue Lehrstühle ge­
schaffen werden; insgesamt ist ein Per­
sonalbestand von 45 wissenschaftlichen 
M itarbeitern und etwa halb so viel tech­
nischen Angestellten und Verwaltungsan­
gestellten geplant. Ebenso imposant soll 
die Rechner-Ausstattung aussehen: Das 
Deutsche Rechenzentrum soll dem neuen 
TH -Institu t angegliedert werden; es 
bringt dann seinen Großrechner TR 440 
m it in die Ehe. Außerdem soll ein Nach­
folgerechner fü r die (im DRZ vorhande-

ne) IBM 7094 angeschafft werden. Durch 
diese üppige personelle und m aterielle 
Ausstattung soll das Institut zwei A uf­
gaben übernehmen können: die der
Lehre und Forschung auf dem G ebiet 
der Inform atik und die eines regionalen 
Rechenzentrums.

Diese Vorstellungen wurden natürlich in 
Hinsicht auf die zu erwartenden Gelder 
vom W issenschaftsministerium zur För­
derung der Datenverarbeitung entwickelt. 
Danach müßte das M inisterium die Sach- 
aufwendungen tragen sowie für das nicht 
beamtete Personal aufkommen, während 
das Land Hessen die beamteten Kräfte 
zu bezahlen hätte. W ie derartig hohe 
Summen aber ohne Mauschelei in Bonn 
„lockergem acht“ werden können, ist un­
klar, zumal im nächsten Jahr fü r diesen 
Komplex insgesamt nur 48 M illionen 
Mark zur Verfügung stehen, womit auch 
die Industrie noch gefördert werden soll.

Übrigens hat in der THD bis 1966 ein 
Institut existiert, das sich unter anderem 
mit den Problemen der Datenverarbei­
tung beschäftigte: das Institut für Prak­
tische Mathematik (IPM). Nach der Eme­
ritierung des Leiters Prof. W alther hatte 
die Fakultät Mathematik/Physik es sehr 
eilig, das IPM aufzulösen. Die vorhan­
denen Geräte und Apparaturen wurden 
anderen Instituten überlassen, die L ite ­
raturdokumentation wurde weitgehend 
eingestellt, das A rbe itsgeb ie t „O pera­
tions Research“ wurde vom IPM ins In­
stitu t für A llgem eine Bertiebsw irtschafts- 
lehre verlagert. Bis Anfang der sechzi­
ger Jahre war die THD führend auf dem 
G ebiet der Datenverarbeitung. Die von 
Prof. W alther in itiie rte  Ausstattung der 
Gebührenstelle mit einer Lochkartenan­
lagew ar lange Zeit einmalig für deutsche 
Hochschulen; die Einrichtung des Hoch­
schulrechenzentrums war Modell für viele 
Rechenzentren. Auf beiden Gebieten ist 
die THD w ieder zur Provinz geworden. 
Es ist begrüßenswert, daß die Datenver­
arbeitung in Darmstadt w ieder an Be­
deutung gewinnen soll, allerd ings müssen 
die Pläne, nach denen das geschehen 
soll, genau überlegt werden. Besonders 
aufschlußreich sind in diesem Zusammen­
hang die Gedankengänge, die der w is­
senschaftlichen A rbe it auf dem G ebiet 
der Informatik zugrunde liegen und das 
Berufsbild des Informatikers bestimmen 
werden.

Als Ausgangsbasis dienen Prof. P iloty 
die Empfehlungen des Fachbeirates Da­
tenverarbeitung. Bezeichnend für den 
starken Einfluß der Industrie und der 
industriebezogenen Hochschulforschung 
sind die Vorstellungen von den Aufga­
ben des Inform atikers; sie beziehen sich 
lediglich auf die reinen Z ubringertä tig ­
keiten der Datenverarbeitung, wie Pla­
nung von neuen Datenverarbeitungsan­
lagen, Entwicklung von Betriebssystemen, 
Entwurf benutzerspezifischer Programm­
systeme. Es handelt sich also in der 
Hauptsache um einen akademisch ge­
bildeten Programmierer, der seinen 
Dienst getrennt von Einsatzplanung und 
Anwendung seiner Systeme und Maschi­
nen versehen soll.

Ebenso ist die Auswahl der Lehrgegen­
stände erfo lg t: Hauptfächer sind M athe­
matik (Grundlagen), Programmierung, 
Daten- und System -Organisation und 
Autom atentheorie, während Statistik, 
Unternehmensforschung, Spie ltheorie und 
Inform ationstheorie (!) nur „ergänzend“ 
Vorkommen.

Die erkennbaren Möglichkeiten der Da­
tenverarbeitung zur Veränderung der Ge­
sellschaft zwingen die Hochschule, auf 
keinen Fall die zur K ritik  und zu po liti­
schem Denken unfähigen Fachidioten zu 
produzieren. Der Einsatz der Informa­
tionsverarbeitung schafft neue Macht­
strukturen, deren Kontro lle  zur Ze it nicht * 4

Anmerkung zu dem Artikel „Defekt“ (dds 
Nr. 95, S. 12)

Professor Piloty,' der Vorsitzende des Vor­
standes des Hochschulrechenzentrums, hat 
uns um folgende Anmerkung gebeten: Die 
Angaben über die Leistungsfähigkeit der TR
4 und der Geschwindigkeit der Telefunken- 
Bandeinheiten beruhen auf Schätzungen von 
Benutzern, die sowohl auf der Telefunken- 
anlage als auch auf der IBM 7040 des Hoch­
schulrechenzentrums gerechnet haben.
Nach einer Veröffentlichung des DRZ oom 
‘15. 12. 1967 hat die TR 4 etwa dieselbe 
Geschwindigkeit wie die IBM 7040. Nach 
Auskunft des DRZ sind die Bandeinheiten 
der Firma Telefunken etwas schneller als 
die im Hochshulrechenzentrum verwende­
ten.
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gesichert ist. Deshalb muß die A usb il­
dung des Inform atikers die weitre ichen­
den Im plikationen beim Einsatz der Da­
tenverarbeitung besonders berücksichti­
gen. Um einige konkrete Aufgabenge­
biete des Inform atikers zu nennen:

•  Entwicklung von Computer-Systemen;
•  Einsatz von Computern in der Ver­

waltung. Das reicht vom e lektron i­
schen Buchungssystem (Banken, F lug­
gesellschaften, Logistik beim M ilitär) 
bis zur Vollautom ation in der Ferti­
gung, wobei zur Z e it nicht eine A r­
beitszeitverkürzung, sondern eine Ent­
lassung von A rbe itskräften die Regel 
ist;

•  Schaffung von Datenbanken;
•  Einsatz von Datenverarbeitungsanla­

gen im Bereich der Planung (S tädte­
bau, W affensysteme usw).

Zum vorletzten Punkt gehört zum Bei­
spiel die von der Bundesregierung e in­
ge le ite te  Schaffung einer Datenbank 
fü r politische Informationen. Diese Da­
tenbanken werden, da sie nur der Re­
gierung zugänglich sein werden, das In­
form ations- und dam it das Machtgefälle 
zwischen Exekutive und Kontrollinstanzen 
ganz erheblich vergrößern. Aus diesem 
Grund wurde es auch der Regierung der 
USA vom Kongreß verboten, ein solches 
Informationssystem einzurichten. Daß sich 
fü r die geplanten Datenbanken für K ri­
m inalistik und fü r S ta tis tik  Verfassungs­
schutz und Bundesnachrichtendienst in­
teressieren, kann nach verschiedenen 
konkreten Inform ationen nicht bezweifelt 
werden (nicht nur „M eldebogen fü r S tu­
d ierende“ ).

Die A rbe it des Inform atikers hat dem­
nach eine über den üblichen Rahmen 
w e it hinausgehende Konsequenz auf die 
Gesellschaftsstruktur. Die genannten B e i­
spiele zeigen unm itte lbar Einwirkungen 
auf die Sozia lstruktur (A rbe itsze itve r­
kürzung, Entlassung) und auf die ver­
fassungsrechtliche S truktur (Verschiebung 
der Machtverhältnisse). Es ist daher nicht 
verwunderlich, daß die derzeit Mächtigen 
sicherstellen müssen, daß m it den In for­
matikern nicht eine konkurrierende 
M achte lite entsteht, sondern benutzbare 
(ausbeutungsfähige) Fachidioten gezüch­
te t werden. Die vorgeschlagenen Lehr- 
und Forschungsveranstaltungen des zu 
schaffenden Ausbildungsgangs Inform atik 
nehmen keinen Bezug auf die außer­

ordentlich großen politischen Folgen der 
A rbe it des Informatikers. So vermißt man 
Hinweise darauf, daß fo lgende Gesichts­
punkte bei der Ausbildung überhaupt be­
rücksichtigt werden:

•  Theorie der Inform ation: Wissen, Er­
kenntnis, Bewußtsein, Lernprozeß, 
W issenschaft;

•  Mechanismen der Inform ationsgew in­
nung; program miertes Lernen;

•  Information und gesellschaftliche 
Macht; Inform ationsm onopole; A u to ­
mation und Sozialstruktur;

•  Inform ationsverweigerung und Kon- 
trollmechanismen.

Zur W eiterverfo lgung seines Planes 
schlug Prof. P iloty dem Senat die B il­
dung einer Kommission vor, bestehend 
aus je  zwei Professoren der Fakultäten 
Mathem atik/Physik und Elektrotechnik. 
Nachdem die S tudentenvertreter im Se­
nat nicht nur ihre Bedenken gegen die 
Ausbildung von Fachidioten vorgebracht, 
sondern auch eine Beteiligung an der 
geplanten Kommission gefordert hatten, 
vergrößerte der Senat den Ausschuß auf 
5 Professoren, 1 Nichtordinarius, 2 Assi­
stenten und 2 Studenten. Da den pro­
fessoralen Senatsm itgliedern der Hinweis 
auf die politische Schlüsselstellung des 
Inform atikers jedoch Anlaß gab zu der 
Vermutung, die Studenten wollten nur 
w ieder die Kreise Prof. Pilotys stören, 
wurde schnell ein Unterausschuß des In­
formatikausschusses gebildet, der V or­
gespräche führen, Daten sammeln und 
Berichte erstatten, das heißt die Weichen 
stellen soll. Ihm gehören an: die fünf 
Professoren.

Ein neuer Studiengang w ird in kürzester 
Z e it geschaffen, ohne Vorbereitung und 
ohne die eventuell Betroffenen zu fragen. 
Ein G roß institu t nach den Plänen eines 
ehrgeizigen O rdinarius w ird ohne großes 
Bedenken erwogen, wobei den Entschei­
dungsbefugten die nötigen Inform atio­
nen vorenthalten werden. Verm eintliche 
S törer dieser Pläne werden durch die 
Schaffung eines Unterausschusses von 
den wichtigsten Vorentscheidungen aus­
geschlossen. Diese Geheimhaltungs- und 
Separationspraktiken entsprechen den 
althergebrachten akademischen S itten: 
Denn genau das verstehen die O rd ina­
rien unter funktionsgerechten, sachlich 
m otivierten Entscheidungen.

Ein netter 
älterer Herr
dds stellt den neuen Rektor vor

Das neue Am tsjahr begann gleich m it 
Ärger. Nachdem Kultusm in ister Schütte 
noch kurz zuvor den Hessischen Rekto­
ren zugesichert hatte, er werde sie in 
einem vertraulichen Gespräch über den 
Hochschulgesetzentwurf inform ieren, be­
vor er ihn veröffentliche, gab er am 17. 
Septem ber überraschend der Presse die 
wichtigsten Punkte des Entwurfes be­
kannt. Die Rektoren, plötzlich in dersel­
ben mißlichen Lage wie die Studenten, 
reagierten, wie diese in solchen S ituatiä 
onen zu reagieren pflegen: heftig. Irr 
mehreren Presseerklärungen griffen sie

den Entwurf scharf an, ließen es an 
„Sachargum enten“ und nobler Zurückhal­
tung fehlen, sagten ein geplantes Ge­
spräch m it Schütte ab und verlangten, 
den M inisterpräsidenten zu sprechen. 
Man habe sich überfahren gefühlt, sei 
vor vollendete Tatsachen geste llt wor­
den, erklärt der Rektor in einem Ge­
spräch m it der darm städter studenten- 
zeitung. Der Ä rger ist verständlich — 
hatte man doch vorher sich selbst gute 
Chancen ausgerechnet, d ie Studenten 
vor vollendete Tatsachen stellen zu kön­
nen.
Da ist vor allem die paritätische Be­
setzung des Konzils (der Schütte-Ent- 
wurf sieht eine Zusammensetzung aus je
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Prof. Dr.-Ing. Curt Brader 
geb. 1. 11. 1911 in Hildesheim 
1921— 1925 Grundschule in Hildesheim 
1925— 1936 Oberrealschule in Hildesheim 
WS 36/37 Studium in Braunschweig Flug- 
—  40/41 zeugbau/Fachrichtung Flugmo­

torenbau
1. 5. 41 Diplomprüfung in Braunschweig 
1938— 1941 Hilfsassistent im Institut für 

Techn. Mechanik Braunschweig, 
Verwalter einer planmäßigen 
Assistentenstelle

1940— 1941 zeitweise Funker und Kraft­
fahrer bei der Luftnachrichten­
truppe

1942— 1943 Leiter von Flugmotoren- und 
Triebwerksreparaturwerkstätten 
bei der Luftwaffe

1944 Techn. Leiter der Fliegertech­
nischen Betriebe des Fliegerhor­
stes Handorf bei Münster

1944— 1945 Sachbearbeiter für Zellen- und
Flugmotoren beim Chefinge­
nieur des Luftflottenkomman­
dos Reich

WS 45/46 Wissenschaftlicher Assistent im
Institut für Techn. Mechanik in 
Braunschweig

1951 Fertigstellung der Dissertation
und Doktorprüfung in Braun-

40 Professoren, Assistenten und Stu­
denten vor), die dem Rektor Sorge macht. 
Er sieht bei d ieser Regelung die — 
„theore tische“ — Möglichkeit, daß böse 
Studenten die Hochschule lahmlegten. 
Das Konzil tage zwei-, dreimal im Jahr. 
„Es kann aber laufend einberufen wer­
den, d. h. die Studenten blockieren die 
gesamte A rbe itskra ft dieses Konzils.“ 
Daß eventuell d ie Professoren diese 
M öglichkeit der Blockade gegenüber den 
Studenten ausnutzten, tu t der Rektor mit 
der Bemerkung ab, daß sie dazu ja 
keine Veranlassung hätten.
D ritte lparitä t: dagegen hat der Rektor 
einen ganzen sackvoll Argumente. Zum 
Beispiel, daß man sie deswegen nicht 

nnehmen könnte, weil sonst die Stu- 
enten fü r ihr radikales Gebaren, mit 

dem sie diese gefordert hätten, „be lohnt 
würden“ . Für diejenigen, die auf ein so l­
ches Niveau der Beweisführung nicht 
herabzusteigen vermögen, hält er ein 
anderes Argument parat. M it der D ritte l­
paritä t im satzungsgebenden Konzil „ is t 
von vornherein einmal die Marschroute 
festge leg t und man kann nichts mehr 
daran ändern“ . „D aran“ — damit meint 
er wohl die den Professoren nicht ge­
nehmen Vorschläge. A bh ilfe  würde se i­
ner Meinung nach eine Staffe l 40/20/20/ 
20 (O rdinarien/N lchtord inarien/Assisten- 
ten/Studenten) schaffen, denn schließlich 
müsse es in diesem Gremium bei A b­
stimmungen klare Mehrheiten geben. 
Überdies würde sich die Industrie aus 
der Hochschule zurückziehen, wenn den 
Forderungen der Studentenschaft nach­
gegeben würde. G elder und Forschungs­
aufgaben, die die A rbe it der TH praxis­
nah gestalteten, blieben dann aus, mög­
liche Bewerber fü r Lehrstühle würden 
durch die unattraktiven Bedingungen

vergrämt. Den Gedanken, daß die In­
dustrie die Hochschulen nur deswegen 
nicht a ttraktiv fände, weil die Hochschul­
lehrer sie als nicht mehr a ttraktiv fü r die 
Industrie hinstellten, lehnt der Rektor 
ab. Er glaubt nicht, daß die Hochschul­
lehrer sie nur als A lib i fü r die eigene 
Reform unw illigkeit benutzten. Man wisse 
in der W irtschaft sehr genau, was sich 
an den Hochschulen tue. O ft genug be­
käme er zu hören: „W as sich bei euch 
w ieder tut, ist vö llig  unverständlich.“ 
Rektor Brader erklärt es Ihnen dann.
Für den erwarteten Andrang von Erst­
semestern hat sich die Hochschule so 
gut es geht, gerüstet. M it kurz- und 
langfristigen Verwaltungsmaßnahmen 
versucht der Rektor die Folgen der ver­
fehlten K u ltu rpo litik  zu lindern. An p o li­
tische Maßnahmen, Vorlesungsstreiks 
oder Demonstrationen, ist allerd ings nicht 
gedacht. Die S ituation der Hochschulen 
sei in W iesbaden bekannt, aber: „W o 
soll denn der arme Finanzminister das 
Geld herbekom m en?“ V ie lle ich t daher, 
woher er jetzt, nachdem die Karre in 
den Dreck gefahren ist, die Zuschüsse 
für das Anmieten von Kinosälen usw. 
bekommt. „Ihre jugendliche Begeiste­
rung in allen Ehren, ich habe früher ge­
nauso gedach t.. . “
Ein alter, abgeklärter Professor demon­
strie rt nicht, das überläßt er den rüden 
Bauern und den flegelhaften Studenten. 
Obwohl er natürlich die Idee, die ö ffen t­
liche Meinung im Interesse der Hoch­
schulen gegen die Politiker zu m ob ili­
sieren, gar nicht schlecht findet: „Diesen 
Gedankengang sollten Sie einmal m it 
den Politikern d iskutieren.“
W ie er zum Problem a lle r Hochschulgre­
mien der Ö ffentlichkeit stehe? Der Rek­
to r ho lt w e it aus: Pläne und Vorschläge

entstünden in kleinstem Kreise; zwei, 
drei Leute setzten sich zusammen, ent­
w ickelten und ordneten ihre Gedanken, 
die sie dann ausgereift dem beschluß­
fassenden Gremium vorlegten, wo an­
dere Gruppen, auf die gleiche A rt vor­
bereitet, m it ihnen darüber diskutierten. 
Man könne aus rein menschlichen Grün­
den heraus nicht von Anfang an die 
Ö ffentlichkeit hinzuziehen, sondern „erst 
ab einem gewissen Zeitpunkt. Das 
hängt davon ab, ob man gerade ein 
neues Problem bespricht oder nicht.“ 
A lso beispielsweise jede zweite Senats­
sitzung öffentlich abhalten? „Sicherlich, 
das ist eine Frage.“ Rektor Brader be­
dauert, daß keine soziologischen und 
psychologischen Untersuchungen über 
diesen Fragenkomplex existieren. So weiß 
er nur als Rezept: „M an sollte in den 
Kommissionen diese Frage d iskutie ren.“ 
Und fa lls die Kommissionen erst dann 
beschlössen, öffentlich zu tagen, wenn 
alles entschieden sei? „Das wäre ja  ein 
bißchen spät.“ Ei ja.

*

Er ist ein nette r Mensch, der neue Rek­
tor; es plaudert sich angenehm m it ihm. 
Nun werden Meinungsverschiedenheiten 
an der Hochschule heutzutage nicht mehr 
bei einem Glase Rotwein ausgetragen, 
sondern vor belagerten Sitzungssälen. 
Da wird auch Rektor Brader nicht umhin 
können, ein klares hochschulpolitisches 
Konzept zu entwickeln — sonst könnte 
er sich bald in einer S ituation w ieder­
finden, wo er die Politik  seines Vorgän­
gers Schultz und des Am tskollegen 
Rüegg vertreten muß, aber nicht kann.

fari/ff
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H. Bockhorn

In Zukunft nicht mehr „Magnifizenz"
Der Godesbergausschuß kümmert dahin

Den Beschluß des Großen Senats vom 
15. 2. 1968 hatte man, damals noch zu 
Recht, als einmalig und richtungsweisend 
fü r die ganze Bundesrepublik bezeichnen 
können: Der Große Senat hatte m it d ie ­
sem Beschluß einen beinahe d ritte lpa ri­
tätisch besetzten Ausschuß eingesetzt, 
der die bestehende Satzung neu fassen 
sollte. D ieser Ausschuß war notwendig 
geworden und auf Vorschläge aus den 
Reihen der Studenten entstanden, nach­
dem sich immer weitere Kreise der S tu­
dentenschaft durch Inhalt und Zustande-' 
kommen der Satzung übervorte ilt sahen.

Die A rbe itsgrundlage des Ausschusses 
war ein programmatisches Papier der 
Studentenschaft zur Hochschulreform, in 
dem als Prinzipien grundsätzliche Kon­
tro lle  und M itbestim m ung des wissen­
schaftlichen Arbeitsprozesses an der 
Hochschule enthalten waren. A llerd ings 
bekam der Ausschuß, vie lle ich t um die 
anstehenden Reformen nicht zu weite 
Kreise ziehen zu lassen, die G odesber­
ger Rektorenerklärung vom 6. Januar 
1968 als Le itlin ie  m it auf den Weg. 
Trotzdem machte man sich m it dem freu­
digen Bekenntnis zur Hochschulreform 
an die A rbeit.
Der Beginn der A rbe it im G odesberg­
ausschuß wies jedoch dieses freudige 
Bekenntnis als leer aus. W ährend er 
nach außen hin als M anifest von Libera­
litä t dienen sollte, verlängerte und ver­

menkreis Neustrukturierung der Fakultä­
ten. Das Ergebnis dieser Diskussionen 
s te llt fest — am Beispiel der A utono­
mie der lehrenden wissenschaftlichen 
Assistenten — daß Professoren eben doch 
besondere Rechte einzuräumen sind. 
Darüber hinaus versäumt man, den Be­
zug zur allgem einpolitischen S ituation 
an den Hochschulen herzustellen, und 
man vergißt, daß nicht nur die politischen 
Hochschulgruppen die Ö ffentlichkeit aka­
demischer Selbstverwaltungsgrem ien und 
studentische M itbestimmung in ihnen fo r­
dern oder daß die Neustrukturierung von 
Fakultäten und die Ö ffentlichkeit bereits 
in mehreren Fällen be isp ie lha ft gelöst 
worden ist.
W eiterh in wurden grundlegende Proble­
me, soweit sie überhaupt andiskutiert 
wurden, nicht ob jektiv iert, sondern per­
sonalisiert. Die Diskussion über d irekte 
Ö ffentlichkeit des Ausschusses be isp ie ls­
weise wurde m it der Argum entation be­
endet, es sei „unzumutbar, sich m it einer 
Lautsprecherübertragung der Diskussion 
ohne genaue Kenntnis eines solchen 
Verfahrens einverstanden zu erk lären“ , 
oder eine M ikrofondebatte werde dazu 
führen, daß man gehindert sei, „G edan­
ken zu äußern, von denen man wisse, 
daß sie unfertig seien und möglicher­
weise durch den nächsten Sprecher w i­
derlegt würden“ . (Erst nach massiver 
K ritik  aus der Ö ffentlichkeit innerhalb 
eines Hearings konnte sich der Ausschuß

Papier- und Zeichenwaren Spezialgeschäft für Hochschulbedarf Karl Weiss
Lauteschlägerstr. 6, direkt a. d. Hochschule, Telefon 73412 
Durchgehend geöffnet von 8.00 - 18.00 Uhr

festig te  er die bestehenden Zustände: 
Der Godesbergausschuß tagte von An­
fang an nicht öffentlich. Die Mehrheit der 
im Ausschuß vertretenen Professoren 
hatte an der bestehenden Satzung m it­
gearbeite t und begann nun die Reform 
an ihrem eigenen W erk. Schließlich 
schien der Vorsitz des Rektors und die 
Ablehnung eines wechselnden Vorsitzes 
in diesem Reformausschuß eine natür­
liche Sache — denn so steht es in der 
bestehenden Satzung.
Auch am Inhalt der A rbe it des G odes­
bergausschusses lassen sich diese Ten­
denzen festste llen. In sechs Sitzungen 
befaßte sich der Ausschuß mit dem The-
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dazu entschließen, unter d irekter Ö ffen t­
lichkeit zu tagen.)
Schließlich nahm die Reaktion auf K u l­
tusm in ister Schüttes in mancher Hinsicht 
progressiven Neuentwurf des hessischen 
Hochschulgesetzes der T ä tigke it des 
Godesbergausschusses das letzte Mo­
ment reformerischen Charakters.
D ieser Entwurf war es dann auch, der 
den Godesbergausschuß seine erfo lg lose 
und in den Ergebnissen harmlose A rbe it 
umstrukturieren ließ. W ährend es zuvor 
den Anschein haben konnte, daß man im 
speziellen E inzelfall — Neustrukturierung 
der Fakultäten — über grundsätzliche 
Veränderungen diskutierte , wobei a ller­

dings jegliche Reformgedanken an den 
bestehenden Strukturen orien tie rt wur­
den, wird nunmehr die bestehende 
Satzung Punkt fü r Punkt durchgegangen, 
wobei Punkte, über die sich nach e in i­
ger Z e it der Diskussion keine Einigung 
erzielen läßt, unentschieden bleiben. Man 
te ilt also ganz funktionalistisch nach 
reinen E ffektiv itä tskriterien ein: Für die 
Ausschußarbeit bedeutsame, hochschul- 
politisch jedoch unbedeutsame Punkte — 
bisher etwa der T ite l Magnifizenz — wer­
den in e iner „Vorabrevis ion“ d is k u t ie r t  
in Punkten, die fü r die Ausschußarbei* 
unbedeutsam sind, hochschulpolitisch 
aber Bedeutung haben — etwa D ritte l­
paritä t oder reale Formen der M itbe­
stimmung — ste llt man lediglich die Un­
e in igke it fest.
Ergebnisse dieser A rbe it werden etwa 
sein, daß der Rektor nicht mehr unbe­
dingt m it dem T ite l Magnifizenz ange­
redet werden muß, daß bei der Rektor­
wahl eine vorherige Nominierung der 
Kandidaten m it Aussprachegelegenheit 
möglich ist, daß die studentischen Ver­
tre te r im Senat S te llvertre ter nominieren 
dürfen, daß die Zahl der Assistenten- 
und Studentenvertreter im Senat gering­
fügig erhöht wird, daß der Rektor nicht 
mehr a lle in ige Entscheidungsgewalt bei 
Kompetenzbeschlüssen des Senats hat. 
Bedeutsamer jedoch als die unpolitische 
A rt dieser Ergebnisse wird auf die Dau­
er ihr en tpo litis ie render und verschlei­
ernder Charakter sein: Unter dem A n^ 
Spruch, die Hochschulreform zu be fre i^  
ben, befaßt sich der Ausschuß unter dem 
Baldachin akademischer Diskussionen 
m it Problemen, die eigentlich keine 
mehr sind. Daneben verweist man Kon­
flik te  vom O rt ihres Auftretens an den 
Godesbergausschuß und beruhigt die 
Unruhigen m it dem Hinweis auf eben 
diesen Godesbergausschuß. Der jedoch 
s te llt seine Unfähigkeit fest, diese grund­
sätzlichen Konflik te  zu lösen, und man 
w irft dem jenigen, der solche verschlepp­
ten Konflik te  zu lösen versucht, vor, er 
verzögere die Ausschußarbeit und führe 
endlose Formal- und Geschäftsordnungs­
debatten, wobei man fre ilich übersieht, 
daß man m itunter auch aus der Ge­
schäftsordnung eines Gremiums Schlüs­
se auf das Demokratieverständnis seiner 
M itg lieder ziehen kann.
So verheißungsvoll die Anfänge waren: 
Als M itte l zur Demokratisierung der 
Hochschule oder einer demokratischen 
Hochschule erweist sich der G odesberg­
ausschuß als ungeeignet.
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Hartmut Bauer

Wer einmal lügt
Streit um Presseerklärung

Am 17. Septem ber legte Kultusm inister 
Schütte vor Pressevertretern einen Ent­
wurf zur Novellierung des Hessischen 
Hochschulgesetzes vor. Vom Frankfurter 
Rektor Rüegg zusammengerufen, ver­
wahrte sich die Hessische Rektorenkon­
ferenz (HRK) in zwei ebenso scharfen 
wie plumpen Stellungnahmen (siehe ne­
benstehenden W ortlau t) gegen den Kul­
tusm inister. Die HRK lehnte ein vorge­
sehenes Gespräch m it Schütte ab, dem 
sie das Mißtrauen ausgesprochen hatte 

^ a ls  Grund wird ausdrücklich die im 
■Schütte-Entwurf vorgesehene D ritte lpa ri­

tä t im Konzil genannt), und bat M in ister­
präsident Zinn um eine Aussprache. 
Rektor Brader, nom ineller Vorsitzender 
der HRK, ließ am Morgen des 20. Sep­
tem ber durchblicken, die Presse habe 
darüber falsch berichtet; außerdem habe 
er, als Kultusm in ister Schütte ihn an­
gerufen habe, ein erneut angebotenes 
Gespräch abgelehnt.
Am Nachmittag tag te  der Godesberg- 
Ausschuß zum ersten Mal öffentlich. So 
konnten die Zuhörer Zeugen eines Disputs 
zwischen den Ausschußmitgliedern Schultz 
und C obler werden, in dessen Verlauf 
Exmagnifizenz Konrektor Prof. Schultz die 
W ahrheit nicht allzu eng faßte. C obler 
kannte zu diesem Zeitpunkt nur die (rich­
tigen) Presseberichte, da der genaue 
W ortlau t der HRK-Kommentare von Rek­
to r Brader erst einige Tage später ver­
bre ite t wurde. Im folgenden geben wir 
einen Auszug aus der Kontroverse. 

iC o b le r: „Ich glaube, m it der — w ie schon 
™n der Zeitung stand — etwas seltamen 

Reaktion, sich einfach zurückzuziehen, 
kommen w ir nicht w e ite r und geben dem 
Kultusm inister die Chance, das zu tun, 
was er w i l l . .
Schultz: „ Wenn Sie dem Rektor den 
Vorwurf machen, er ste lle sich in die 
Schmollecke, dann lesen Sie ge fä lligst 
erst einmal, was er w irklich getan hat. 
Er hat sich gegen das Vorgehen des 
Kultusm inisters, das in der Tat fragwür­
dig ist, verwahrt und hat sich an den 
M inisterpräsidenten gewandt und dort um 
die notwendige Besprechung gebeten. 
Also wenn w ir schon darüber reden, dann 
b itte  ob jektiv und zutreffend.“
Kein W ort von der D ritte lparitä ts-M oti- 
vation, kein W ort von dem M in ister aus­
gesprochenen Mißtrauen, kein Hinweis 
auf die Schärfe der HRK-Stellungnah- 
men: So versteht Prof. Schultz O b je k ti­
vität. Daß C obler den genauen W ortlau t 
nicht kannte, nutzte Prof. Schultz m it un­
lauteren Informationen weidlich aus. 
C obler gab jedoch nicht sofort klein bei

— er kennt ja  Prof. Schultz — und erw i­
derte:
„ . . .  S ie baten mich, Herr Prof. Schultz, 
mal ab und zu in die Presse zu gucken. 
Ich habe das heute morgen getan. Der 
Grund, daß die Rektoren es abgelehnt 
haben, m it Herrn Schütte zu sprechen, * 17

18. 9. 1968:
Mit Bestürzung haben die Rektoren der 
hessischen Hochschulen heute aus der 
Zeitung von einem Referentenentwurf 
für ein neues Hessisches Hochschulgcsetz 
erfahren, den Kultusminister Schütte auf 
einer Pressekonferenz bekanntgegeben 
hat.
Weder die bisherigen Zusicherungen des 
Kultusministers gegenüber einzelnen 
Rektoren noch der Verlauf der vom 
Ministerpräsidenten nadt Schlangenbad 
einberufenen Klausurtagung konnten im 
geringsten vermuten lassen, daß der 
Kultusminister den Entwurf von 4 
Frankfurter Professoren, die mit ihrer 
Ansicht im Lehrkörper weitgehend allein­
stehen, zur Grundlage eines Hochschul­
gesetzes machen würde, das allen hessi­
schen Hochschulen aufgezwungen werden 
soll.
Die in diesem Entwurf vorgesehene so­
genannte Drittelparität im satzungs­
gebenden Konzil gefährdet die Funk­
tionsfähigkeit der Hodtschulen und muß 
als Belohnung für die rechtswidrigen 
Aktionen radikaler Studenten in Frank­
furt und Marburg erscheinen. Als Folge 
der übereilten Presseerklärung des Kul­
tusministers ist eine Verschärfung der 
Spannungen an den Hochschulen im 
Wintersemester zu erwarten.
Die Rektoren der Hessischen Hochschulen 
verwahren sich in aller Form gegen das 
Verhalten des Ministers und sprechen 
ihm ihr Mißtrauen aus.
19. 9. 1968
Unter Hinweis auf die Presseerklärung 
des Hessischen Kultusministers vom
17. 9. 1968 zum Hessischen Hochschul­
gesetz hat die Hessische Rektorenkon­
ferenz Minister Schütte mitgeteilt, daß 
sie für das heute vorgesehenen Gespräch 
im Augenblick keine Basis erkenne und 
sich deshalb außerstande sehe, der Ein­
ladung des Kultusministers Folge zu 
leisten. Die hessischen Rektoren haben 
Ministerpräsident Zinn um eine mög­
lichst umgehende Aussprache über die 
durch die Presseerklärung des Kultus­
ministers geschaffene ernste Situation 
gebeten.
Brader Kötter Madelung Rüegg

ist nicht der, daß er die Form verletzt 
hat. Da gebe ich Ihnen vö llig  recht, ich 
finde das genauso erschreckend w ie die 
Professoren, als plötzlich d ieser Entwurf 
in der Presse stand. Den Grund dafür, 
daß Sie sich nicht m it ihm an einen Tisch 
setzen wollen, können Sie allerd ings in 
der Presse nachlesen. Der ist der, daß 
sie keine Basis erkennen können. Die 
Basis ist aber nicht, daß H err Schütte 
die Form verletzt hat, sondern daß ein­
fach das, was Herr Schütte in seinem 
Gesetz fo rm ulie rt hat, nach Meinung der 
Rektoren keine D iskussionsgrundlage 
ist.“
Zynisch spie lte Prof. Schultz noch einmal 
Coblers Informationsnachteil aus, als er 
in verletzendem Ton behauptete:
„H e rr Cobler, Sie pflegen Presseverlaut­
barungen recht e inse itig  zu lesen, und 
Sie haben durchaus den Zugang zu den 
Originalschreiben, Sie brauchen nur beim 
Rektor anzurufen.“
Dieser S tre it war ein geeignetes A n­
schauungsbeispiel dafür, warum die S tu­
denten die Forderung nach Ö ffentlich­
keit a ller Hochschulgremien ste llen müs­
sen. Denn es spricht nichts dafür, daß 
Prof. Schultz beispielsweise sich etwas 
mehr Zurückhaltung im Verbreiten von 
verfälschten Informationen auferlegt, 
wenn er m it seinen O rdinarien-Kollegen 
hinter verschlossenen Türen die studen­
tischen V ertre te r sozusagen schutzlos vor 
sich hat.
Der S tre it zwischen den Rektoren und 
dem Kultusm in ister wurde am 27. Sep­
tem ber von M in isterpräsident Z inn w ie­
der auf ein angemessenes Niveau ge­
bracht: Zinn hatte zu der erbetenen Aus­
sprache nicht nur die Rektoren, sondern 
dem onstrativ auch den Kultusm in ister so­
wie dessen Staatssekretärin und die Lei­
terin der Hochschulabteilung im Kultus­
m inisterium hinzugezogen.
Seitdem backen die ach so forsch ge­
starteten Rektoren w ieder kle inere B rö t­
chen. Daß es den Rektoren bei ihrem 
Mißtrauensantrag gegen Schütte sehr 
wohl um den Inhalt des Gesetzentwurfes 
ging, bewies die Tatsache, daß sie trotz 
Mißtrauen und laut verkündeter Ge­
sprächsverweigerung m it dem M inister 
verhandelten, w ie ein Bericht des Darm­
städter Echos vom 2. O ktober zeigt:
„ . . .  Zur Frage des Verhältnisses Kul­
tusm inister-Rektoren berichtete Prof. Dr. 
Brader m it Genugtuung, der M inister 
habe der TH beispielsweise ihre B itte  
um Anhörung in der Frage, wie d ie  In­
genieurschulen in den Hochschulbereich 
einzugliedern seien, e rfü llt.“
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Heiraten
verboten!

W olfgang Straub

Sittlich nicht gerechtfertigt
Kann der Student nach der Heirat noch auf staatliche Förderung hoffen?

„Fam ilie  und Ehe stehen unter dem be­
sonderen Schutz der staatlichen O rd­
nung.“ (Art. 6, Abs. 1 GG)
Die knapp zehn Prozent Verheirateten 
an den deutschen Hochschulen werden 
diesen Satz nur m it einem sauren Lä­
cheln lesen; fü r sie gelten diese hehren 
W orte der G rundgesetzväter nicht. Der­
selbe Staat, der es nicht fertigb ring t, 
sein Schul- und Bildungswesen so zu re­
form ieren, daß der junge Akadem iker mit 
spätestens 25 Jahren sein Studium ab­
schließen kann, derselbe Staat weigert 
sich hartnäckig anzuerkennen, daß auch 
Studenten schutzwürdige Ehen schließen 
können. Dem Grundsatz treu: „W er hei­
ratet, ist selber schuld!“ , streicht er K in­
dergelder, W aisenrenten, Steuervergün­
stigungen und andere Erziehungsbeihil­
fen, sobald das in Ausbildung befindliche 
„K in d “ nicht mehr „länger warten“ will.

Im Falle der W aisenrente und Erziehungs­
be ih ilfe  etwa nach dem Bundesversor­
gungsgesetz bedeutet dies fü r den a lle in ­
stehenden Studenten, daß er nach seiner 
Heirat keinen Pfennig mehr erhält.

1,5% Waisen und Halbwaisen seien es 
nur, die von dieser Regelung betroffen 
seien, meint das Bundesministerium für 
A rbe it und Sozialordnung — und da der 
„G esetzgeber ein Recht auf negative 
Typis ierung“ habe, verstießen die Hei- 
rätswegfallklauseln nicht gegen den 
G leichheitsgrundsatz (Art. 3, Abs. 1 GG). 
Schließlich könne man dem Gesetzgeber 
nicht anlasten, wenn er einige W enige 
benachteilige.
Vor allem, wenn er dam it Geld spart.

Inzwischen sind mehrere Verfahren beim 
Bundesverfassungsgericht anhängig. Die 
K läger stützen sich in erster Linie auf 
A rtike l Sechs des Grundgesetzes und be­
tonen, daß dieses Grundrecht nicht nur 
die bereits bestehenden Ehen schützt, 
sondern auch ein „Recht zur Ehe­
schließung“ enthält. Dieses „Recht zur 
Eheschließung“ würde aber dadurch ein­
geengt, daß dem W aisen m it seiner Ehe­
schließung erhebliche Nachteile „von Ge­
setzes wegen“ entstehen. Betroffen sind 
hiervon nicht nur die bereits verheira te­
ten, sondern auch die bisher unverheira­
teten W aisen; in Darmstadt immerhin 
9,8% der Im m atrikulierten.
Die Entscheidung des Bundesverfassungs­
gerichts steht noch aus. B isher ist jeden­
fa lls Ehe nicht gleich Ehe, und bei S tu­
denten ist ein besonderer Maßstab an­
zulegen. hw

Gebührenerlaß: 1 =  l /2 und 1/2 + lh  — 2
Bekanntlich erhalten hessische Studenten 
an hessischen Hochschulen Studienge­
bührenerlaß. Da allerd ings ein Student 
laut Ausführungsbestimmungen nur ein 
halber Mensch ist und als solcher keinen 
W ohnsitz begründen kann, bekommt er, 
sofern er kein Bedürftigke itsstipendium  
erhält und seine Eltern nicht in Hessen 
wohnen, auch wenn er selbst seinen 
ersten W ohnsitz in Hessen hat und er 
sich m it seinen Eltern überworfen hat, 
keinen Gebührenerlaß. He irate t ein nicht­
hessischer S tudent eine nicht-hessische 
Frau, und wählt er seinen Hauptwohnsitz 
in Hessen, so erhält er Gebührenerlaß — 
er ist ein ganzer Mensch geworden. Ist 
seine Frau ebenfalls an einer hessischen 
Hochschule im m atrikuliert, so wird auch 
ihr Gebührenerlaß gewährt. Heiraten er­
weist sich hier als zweckmäßig, allerdings 
nur fü r nicht ge förderte Studenten.

Honnefer Modell: 1 + 1 ^ 2

Der ledige Student erhält bei einer För­
derung nach dem Honnefer Modell im 
besten Fall 290,— DM. Die Höhe des 
Forderungsbetrages wird fü r den einzel­
nen aus dem Nettoeinkommen der Eltern 
und aus eventuell vorhandenem Verm ö­
gen errechnet. Für die Eltern w ird ein 
pauschaler Jahresfreibetrag von 8 400,— 
DM (700,— DM monatlich), fü r nicht stu­
dierende K inder der Unterhaltsverpflich­
teten ein Jahresfreibetrag von 2 640,— 
DM (220,— DM monatlich) angesetzt. 
Überste igt das Nettoeinkommen die 
Freigrenze, so wird di!e Differenz zu 
50% auf den Forderungsbetrag ange­
rechnet.

Beide Eltern leben, Nettoeinkommen des Vaters im Monat 1500,—, kein Vermögen, ein Kind studiert, zwei unversorgte Kinder:
Freibetrag Eltern 700 —
2 Kinder (2X220,— ) 440,—
Freigrenze 1140,—
Einkommen 1500,—
Differenz 360,—
Förderungsmeßbetrag 290 —
halbe Differenz 180,—
Forderungsbetrag 110,—

Heirate t der nach Honnef geförderte 
Student, so wird der Forderungsbetrag 
neu errechnet, indem das Nettoeinkom ­
men und eventuell vorhandenes Vermö­

gen des Ehegatten hinzugezogen werden. 
Für den Ehegatten wird ein Jahresfre i­
betrag von 5 400,— DM (450,— DM monat­
lich) angesetzt, der sich noch maximal 
um 1320,— DM jährlich erhöhen kann, 
wenn beide Eltern des geförderten S tu­
denten ein Arbeitseinkommen haben. 
Diese Erhöhung des Jahresfreibetrags 
des Ehegatten mutet seltsam an, da bei 
größerem Arbeitsaufwand der Eltern bei 
gleichbleibendem  Gesamteinkommen 
nicht deren Freibetrag, sondern der d e ^  
Ehegatten aufgestuft wird. "

Gleiches Beispiel wie oben, dazu Nettoein­kommen des Ehegatten 800,— DM, kein 
Vermögen, ein unversorgtes Kind.

Freibetrag des Ehegatten 450,—
1 Kind 220,—
Freigrenze 670,—
Einkommen 800,—
Differenz 130,—
Forderungsbetrag des Unver­
heirateten (obiges Beispiel) 110,—halbe Differenz 6 5 ,-
Forderungsbetrag 45,—

Auch bei der fü r 1. 1. 1969 geplanten 
Erhöhung des M aximalförderungsbetrags 
von 290,— DM — Gerüchten zufolge auf 
320,— DM — und der Freibeträge wird 
der ledige wie auch der verheiratete 
S tudent kaum nach seinem tatsächlichen^ 
Bedarf — nach neuesten Berechnungen 
422,— DM monatlich — gefördert werden. 
Ein schwacher Trost dürfte es sein, daß 
auch die Freibeträge der Eltern entspre­
chend niedrig — zu niedrig — angesetzt 
sind.

Lastenausgleichsgesetz (LAG): 1 + 1 ^ 2

Ausbildungshilfe nach dem Lastenaus­
gleichsgesetz kann nur den unm itte lbar 
Geschädigten oder deren Kindern ge­
währt werden. Als Schäden kommen nur 
Vertreibungs- oder Kriegssachschäden in 
Betracht. Nach dem LAG wird der Aus­
bildungsbedarf folgendermaßen berech­
net:

1. die notwendigen Ausbildungskosten, 
dazu im besonderen: Schulgeld; Lern­
material in ausreichendem Umfang; 
notwendige Arbeitsausrüstung; Fahrt­
kosten zum Ausbildungsort bzw. zur 
Ausbildungsstätte; Kosten der Heim ­
fahrt; Taschengeld.

8



2. der Lebensunterhalt
a) bei Unterbringung des Auszubilden­
den in der eigene Familie einen Be­
trag in Höhe des zweifachen des für 
ihn maßgebenden Regelsatzes.
b) bei Unterbringung des Auszubil­
denden in einem Heim, Internat oder 
Pflegestelle d ie  tatsächlichen Kosten 
der Unterbringung und der Verp fle­
gung.

spiel der Verdienst des Vaters oder des 
Ehegatten über der Bedürftigkeitsgrenze, 
so w ird der übersteigende Betrag voll 
von der Ausbildungshilfe abgezogen. 
Ausbildungshilfe w ird fü r Personen ge­
währt, die nicht mehr volksschulpflichtig 
sind und das 30. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben. In besonderen Fällen 
kann Ausbildungshilfe auch über das 30. 
Lebensjahr hinaus gewährt werden.

c) bei fre ie r Unterbringung des Aus­
zubildenden außerhalb der Familie 
einen Betrag in Höhe des Regelsatzes 
eines A lleinstehenden (110,— DM) 
und des Regelsatzes eines gleich­
altrigen Haushaltsangehörigen (86,— 
DM) sowie die einfache Miete.

Zur Berechnung des Forderungsbetrages 
nach dem LAG werden das Vermögen 
und Einkommen der Eltern, anderer 
Haushaltsangehöriger (Ehegatte, S tie f­
vater, Urgroßmutter) und des Auszubil­
denden herangezogen. L iegt zum Bei-

Zur Deckung des Lebensbedarfs der Fa­
m ilie des Auszubildenden kann die Aus­
bildungsbe ih ilfe nicht gewährt werden. 
Dies bedeutet, daß bei Verheirateten die 
Bedürftigke itsgrenze des Auszubilden­
den nicht angehoben werden darf.

Bundesversorgungsgesetz (BVG):
1+ 1  =  0 bis 2

Anspruch auf Erziehungsbeihilfe nach 
dem BVG haben alle Kriegswaisen und 
K inder von Beschädigten, die nach dem

BVG Rente oder W aisenhilfe erhalten 
und bei denen „e in Bedürfn is“ vorliegt. 
Erziehungsbeihilfe nach dem BVG kann 
nur unverheirateten Personen bis zur 
Vollendung des 27. Lebensjahres ge­
währt werden. Die Beih ilfe  w ird bei 
Unterbrechung der Ausbildung durch 
W ehr- oder Ersatzdienst entsprechend 
über das 27. Lebensjahr hinaus gewährt. 
Erziehungsbeihilfen können auch gewährt 
werden, wenn an Stelle von Renten oder 
W aisenbeih ilfen ein Härteausgleich nach 
§ 89 BVG gewährt wird. Dies bedeutet 
fü r verheira tete Studenten, daß sie zu­
erst beim Versorgungsamt einen Antrag 
auf Härteausgleich stellen müssen und 
dann bei der Hauptfürsorgeste lle einen 
Antrag fü r Erziehungsbeihilfe. Voraus­
setzung fü r die Erziehungsbeihilfe ist die 
Gewährung des Härteausgleichs. Für den 
Härteausgleich ist erforderlich, daß die 
Eheschließung „s ittlich  ge rech tfe rtig t“ ist 
und daß eine Härte — im Norm alfall dem 
„B edürfn is “ entsprechend — vorliegt.
Der Gesetzgeber unterscheidet hier zwi­
schen einer „s ittlich  gerech tfertig ten“ 
und einer „s ittlich  nicht gerech tferig ten“ 
bzw. „unsittlichen“ Eheschließung. Was 
man sich genau darunter vorste llen soll, 
b le ib t der E inbildungskraft phantasiebe­
gabterer Zeitgenossen überlassen.
Ein „B edürfn is “ lieg t vor, wenn Erzie­
hungsbeihilfe von der Hauptfürsorge­
ste lle unter Einbeziehung des Einkom­
mens des Antragstellers und des Ehe­
gatten und eventuell vorhandenem Ver­
mögen errechnet wird.
Als Vermögen dürfen nicht angerechnet 
werden:

1) Vermögen, das aus öffentlichen M itteln 
zum Aufbau oder zur Sicherung einer 
Lebensgrundlage oder zur Gründung 
eines Hausstandes gewährt wird.

2) Sonstiges Vermögen, soweit es zum 
Aufbau oder zur Sicherung eines ange­
messenen Lebensgrundlage oder zur 
Gründung eines angemessenen Haus­
standes oder zur angemessenen Ergän­
zung des Hausrates alsbald verwendet 
werden wird.

3) Das Vermögen eines angemessenen 
Hausrates; dabei sind die bisherigen Le­
bensverhältnisse des Hilfesuchenden zu 
berücksichtigen.

4) Sonstiges Vermögen von Gegenstän­
den, die zur Aufnahme oder Fortsetzung 
der Berufsausbildung oder der Erwerbs­
tä tig ke it unentbehrlich sind.
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5) Vermögen von Erb- und Fam ilien­
stücken, deren Veräußerung fü r den H il­
fesuchenden oder seine Frau eine be­
sondere Härte bedeuten würde.

6) Vermögen von Gegenständen, die zur 
Befriedigung geistiger, besonders wissen­
schaftlicher oder künstlerischer Bedürf­
nisse dienen und deren Besitz kein 
Luxus ist.

7) Vermögen eines kleineren Hausgrund­
stücks, besonders eines Familienheims, 
wenn der Hilfesuchende das Hausgrund­
stück allein oder zusammen mit Ange­
hörigen, denen es nach seinem Tode 
w eiter als W ohnung dienen soll, ganz 
oder te ilw eise bewohnt.

8) Vermögen kle inerer Barbeträge oder 
sonstiger G eldwerte, dabei ist eine be­
sondere Notlage des Hilfesuchenden zu 
berücksichtigen. (In den Ausführungsbe­
stimmungen w ird unter einem kleineren 
Barbetrag m indestens 2000,— DM ver­
standen.)

Die M utter oder der Vater sind gegen­
über ihrem Kind ab Vollendung des 21. 
Lebensjahres nicht mehr „geste igert un­
te rha ltsp flich tig “ , während die Ehefrau 
ihrem Gatten „ges te igert unterha ltspflich­
t ig “ ist. Dies bedeutet, daß der M utter 
des Studenten nach der He irat ein we­
sentlich höherer F reibetrag (Pauschbe­
trag vor der Heirat: 500,— DM und mehr) 
zugeb illig t werden muß als der Ehefrau 
des Studenten. Im Norm fall w ird das 
Einkommen der M utter nach der Heirat 
ihres Sohnes fü r die Erziehungsbeihilfe 
nicht mehr berücksichtigt, berücksichtigt 
w ird hingegen das Einkommen der er­
werbstätigen Ehefrau. Für den Ehepart­
ner des Studierenden w ird generell ein 
m onatlicher Freibetrag von 500,— DM und 
für jedes unterhaltsberechtig te Kind des 
Studentenehepaares ein monatlicher 
Freibetrag von 100,— DM anerkannt. Ver­
d ient der Erwerbstätige mehr als den 
G esam tfreibetrag, so w ird der M ehrver­
dienst voll von der Erziehungsbeihilfe 
abgezogen.

1. Unverheirateter Student
Eltern leben beide, kein Vermögen, Netto­einkommen 1100,— DM, ein Kinder unter 14 Jahren, ein Kind über 14 Jahren, Woh­nungsmiete 250,— DM, ein Kind studiert 
auswärts.

Bücher pp. 50,—Regelsatz für Alleinstehenden 110,—
Regelsatz für gleichaltrigen
Haushaltsangehörigen 86,—
Miete für möbliertes Zimmer 100,—
Ausbildungsbedarf 346,—

Bed ürftigkeitsp rüfung:
. Regelsatz Vater 110,—

Regelsatz Mutter 86,—
Kind unter 14 Jahren 80,—
Kind über 14 Jahren 96,—
Regelsatz 372,—
Doppelter Regelsatz 744,—
Miete 250,—
Meßzahl für Eigenbedarf,
Bedürftigkeitsgrenze 994,—
Einkommen 1100,—
Differenz:
Zum Unterhalt des
Studierenden heranzuziehen 106,—
Ausbildungsbedarf 346,—
Heranzuziehender Betrag 106,—
Ausbildungshilfe 240,—

2. Verheirateter Student
Gleiches Beispiel wie oben, dazu Nettoein­
kommen des Ehegatten 600,— DM, kein 
Vermögen, ein noch nicht schulpflichtiges 
Kind des Studenten, Ehefrau wohnt in 
Frankfurt, Student wohnt und studiert in 
Darmstadt. Ausbildungsbeihilfe des unver­
heirateten Studenten 240,— DM (obiges 
Beispiel).

Berechnungsbeispiel für Mietzuschuß
Der Antragsteller ist an der TH Darmstadt 
immatrikuliert und wohnt in Darmstadt für

80,— DM, die Ehefrau wohnt mit einem 
Kind in Frankfurt für 300,— DM.

Anteilige Miete des Studenten
für Familienwohnung
(lh  von 300) 100,—
Pauschbetrag für Zimmer in
Darmstadt 100,—
Gesamter Mietzuschuß 200,—

Die M iete ist fü r den alleinwohnenden 
Studenten pauschaliert (100,— DM mo­
natlich — für Darmstadt — inclusiv Hei-i 
zung und Fahrtkosten am Ausbildungs-^ 
ort), nicht aber fü r die Familie des S tu­
denten. Der alleinwohnende Student er­
hält diesen Pauschalmietzuschuß ohne 
Nachweis der tatsächlichen Kosten. 
W ohnt er m it Frau oder M utter zusam­
men, so erhält er zusätzlich einen Zu­
schuß in Höhe seines Anteils der ta t­
sächlichen M iete fü r die Familienwoh­
nung.
Der in der Familie wohnende Student 
erhält nur seinen M ietanteil als Zuschuß, 
das wären im obigen Beispiel 100,— DM. 
Ist die M iete der Familienwohnung un­
angemessen hoch, wird der S tudent auf­
gefordert, sich nach einer b illigeren 
W ohnung umzusehen.
Bei N ichtverheirateten wird die W aisen­
grundrente (Vollwaisen: 85,— DM, H alb­
waisen: 45,— DM) nicht als Einkommen 
betrachtet. Der Härteausgleich, der bei 
Verheirateten anstelle der W aisenrente 
gewährt wird, wird dann als Einkommen- 
von der Erziehungsbeihilfe abgezogen,(  
wenn eine Anrechnung des Härteaus­
gleichs (Volliwaisen: 110,— DM, Halb­
waisen: 80,— DM) keine besondere Härte 
bedeutet.
Bei der Härteklausel ist sehr viel in das 
Ermessen der bearbeitenden Beamten 
gestellt, allerd ings w ird dieses Ermessen 
— laut mündlicher Versicherung — mit 
vernünftigen und großzügigen Maßstäben 
gehandhabt.

Offene Stellen für offene Fragen:

A) Studiengebührenerlaß: Sekretariat für
studentische Angelegenheiten,
TH Hauptgebäude

B) Förderung nach dem Honnef er Modell: 
Studentenwerk Darmstadt, Förderung, 
Mensa, Westflügel

C) Ausbildungsbeihilfe nach LAG: 
Ausgleichsamt Darmstadt, Havelstraße 7

D) Erziehungsbeihlife nach BVG: 
Hauptfürsorgestelle Darmstadt, Steuben- 
platz 16

Regelsatz Ehefrau (Satz des 
Haushaltsvorstandes ) 110 —
1 nicht schulpflichtiges Kind 52,—

162,—
Doppelter Regelsatz 324,—
Miete 110,—
Meßzahl für Eigenbedarf, 
Bedürftigkeitsgrenze 434,—
Einkommen des Ehegatten 600,—
Differenz:
Zum Unterhalt des 
Studierenden heranzuziehen 166,—
Ausbildungsbeihilfe des 
unverheirateten Studenten 240,—
Heranzuziehender Betrag 166,—
Ausbildungshilfe 7 4 ,-

Bedürftigkeitsprüfung



Helmut Dreßler /  Fritz Förster

Andere Maßstäbe als die Kirche
Gespräche mit Wohnraumverwalter Amend und Geschäftsführer Reißer vom Studentenwerk

Der Vorstand des Studentenwerks sah sich 
in letzter Zeit dem Druck meuternder Stu­
denten ausgesetzt. Die Bewohner seiner Stu­
dentenheime protestierten gegen diejenigen 
Paragraphen der Hausordnungen, „die über 
das unmittelbare Interesse des Studenten­
werkes Darmstadt an der Wahrung seines 
Eigentums hinausgehen". Besonderer An­
griffspunkt: der Besuchszeitparagraph, der 
Besucher zwischen 23.00 Uhr und 9.00 Uhr 
aus den Heimen verdammt.

Ä dd

kdds: Im W intersem ester 67/68 waren an 
der TH Darmstadt 5061 Studenten ein­
geschrieben. Davon waren über zehn 
Prozent verheiratet. Was tu t das S tu­
dentenwerk fü r diese Leute? 
Studentenwerk: Spezie lle Bauprojekte
zur Unterbringung von verheirateten Stu­
denten werden vom Studentenwerk zur 
Z e it nicht bearbeitet. Das Problem ist 
uns aber se it längerer Ze it bekannt. W ie 
Sie sicher wissen, sind verheiratete S tu­
denten — die genaue Zahl ist m ir im 
Augenblick nicht bekannt — in W ohn­
heimen des Studentenwerks unterge­
bracht, soweit die örtlichen Verhältnisse 
das zulassen. W ir sehen im Augenblick 
unsere dringlichste Aufgabe darin, für 
die Masse der Studenten mehr W ohn- 
raum zu schaffen, und wollen uns noch 
nicht auf spezie lle Gruppenprobleme 
innerhalb der Studentenschaft konzen­
trieren, weil diese leichter zu lösen sind, 
wenn das große Problem ge löst ist. 
dds: Immerhin sind es zehn Prozent.

elcher Umfang an Nebeneinrichtungen 
ist fü r Studentenehepaare notwendig? 
StuWe: Für ein Ehepaar so llte  man zu­
m indest, eine vö llig  selbständige, abge­
schlossene Wohnung fordern können, 
m it eigener Kochgelegenheit, W aschge­
legenheit, Dusch- und Sanitäreinrichtung. 
Keines unserer Heime — allenfalls das 
in der Alexanderstraße — ist m it diesen 
Dingen ausgerüstet, weil sie nicht mit 
diesem Z ie l konzip iert wurden, 
dds: Das Deutsche Studentenwerk hat 
noch 1958 die Ansicht vertreten, daß man 
m it der Bereitstellung von Wohnheimen 
fü r Verheiratete einen Anreiz zur Früh­
ehe schaffen würde.
StuWe: Das halten w ir fü r eine A lbern­
heit. Le ider g ib t es immer noch die 
Einstellung: erst mal was ge le is te t ha­
ben, erst mal gesicherte Finanzen ha­
b e n ...  Ich glaube nicht, daß alleine das 
Vorhandensein einer Wohnung fü r einen 
Mann und eine Frau die  Veranlassung 
sein könnte zu heiraten.
Das W ohnheim, in dem Junggesellen

männlichen und weiblichen Geschlechts 
zusammenwohnen, b ie te t von der Ge­
bäudekonzeption her kein Problem, 
weil die Bedürfnisse eines weiblichen 
Studenten und eines männlichen sich 
nicht nennenswert untersche iden...  
dds: Gerade bei den Bedürfnissen be­
steht ein Unterschied.
StuWe: . . . anders steht es, aus den vor­
hin genannten Gründen, m it einer Fa­
milie. — Wenn w ir unsere Projekte rea­
lis ie rt haben und die Einzelstudenten 
untergebracht haben, erg ib t sich aus den 
vorhandenen Bauten der geradezu ideale 
W eg, Doppelzimmer, die uns ja  ein Last 
sind, aber nicht aufgegeben werden kön­
nen, Zug um Zug Ehepaaren zur Ver­
fügung zu stellen.
dds: Sie sagten, Studentinnen in einem 
W ohnheim unterzubringen, bereite keine 
Schwierigkeiten. Man findet do rt nur 
keine.
StuWe: W ir sind wiederum beim M ino­
ritätsproblem . Ich muß gestehen, daß 
man bislang der Sache einfach nicht 
nachgegangen ist. Sie hat nicht auf den 
Nägeln gebrannt, und so hat man die 
Form des „e ingeschlechtlichen“ W ohn­
heims beibehalten. Einer studentischen 
Intia tive im Studentenwerksvorstand ist 
es zu verdanken, daß w ir auf die wach­
sende Zahl von Studentinnen aufmerk­
sam gemacht wurden. W ir haben also 
beschlossen, in einem Flügel des noch 
nicht fe rtiggeste llten  Neubaus in der 
N ieder-Ram städter Straße m it seiner 
Fertigste llung weibliche Studenten auf­
zunehmen.
dds: Man hat bislang keine S tuden­
tinnen aufgenommen, weil man sozusa­
gen nicht daran gedacht hatte . . .  
S tu W e:. . .  und weil die Nachfrage feh lte! 
dds: Fehlte die Nachfrage nicht v ie lle icht 
deswegen, weil die Studentinnen wußten, 
daß sie nicht aufgenommen würden? 
StuWe: Das mag sein. Andererseits
müssen w ir davon ausgehen, daß Be­
dürfnisse der Studentenschaft an uns 
herangetragen werden; werden sie das 
nicht, erfinden w ir nicht aus Funktionärs­
denken heraus Probleme. Ich weiß bis 
heute noch nicht, ob es Studentinnen 
gibt, die in Studentenwohnheimen woh­
nen wollen!
dds: Die g ib t es. Nur hat das Studen­
tenwerk bislang alles getan, um den Ge­
danken, man könne do rt einziehen, gar 
nicht erst aufkommen zu lassen.
StuWe: Seit 1962 haben w ir versucht, 
ein Haus in der Fichtestraße, das in 
Landeseigentum steht, in unsere Hand

zu bekommen. Dieses Haus schien der 
Größe und Bauweise nach speziell für 
die Unterbringung von Studentinnen ge­
eignet zu sein.
dds: Zu gemischten W ohnheimen könn­
ten Sie sich nicht entschließen?
StuWe: W ir treten damit in ein neues 
G ebiet ein, in dem w ir noch keine Er­
fahrung haben.
dds: Sie nicht, aber andere Länder, an­
dere Städte. Die Erfahrungen sind außer­
ordentlich gute.
StuWe: Nun, was ist in anderen Städten 
los? Man ist darauf angewiesen, die 
recht subjektiven Berichte der einen oder 
anderen Seite entgegenzunehmen, 
dds: W as die sub jektiv gefärbten Be­
richte angeht: während eines Praktikums 
in Jugoslawien habe ich in einem ge­
mischten W ohnheim  ge lebt — es gab 
keine Schwierigkeiten. Dort hatte man 
sogar gemeinsame Waschräume und T o i­
letten. Es ist am Anfang vie lle ich t etwas 
verblüffend, wenn man sich plötzlich m it 
einer le ichtbekle ideten Dame — selbst 
le icht bekle idet — vor einem Wasch­
becken w iederfindet, aber gewöhnt sich 
auch daran.
StuWe: Solange es nur der Reinlichkeit 
d ie n t. . .
dds: Eben. Ich glaube auch nicht, daß 
es so sehr praktische Gründe sind, die 
für sie ausschlaggebend sind, als v ie l­
mehr ideologische, moralische.
StuWe: Wenn Sie mich nun darauf an­
sprechen, so möchte ich zuvörderst fes t­
stellen, daß das Studentenwerk, eine 
öffentlich-rechtliche Anstalt, seiner Kon­
struktion, Herkunft und Aufgabenstellung 
nach nicht prädestin ie rt ist, Avantgarde 
bei der Entwicklung neuer Ideologien 
oder Gesellschaftsformen zu sein, 
dds: Neuer Praktiken!
StuWe: Neuer Praktiken? W enn diese 
sich auf betriebsw irtschaftliche Erfahrun­
gen s tü tzen .. .
dds: . . .  sind Sie sehr progressiv. 
StuWe: . . .  haben w ir ein gutes A lib i, 
nicht rückständig zu sein. Ein gemäßigter 
Konservatismus in diesen Grenzfragen 
neuer Formen des Zusammenlebens wird 
nicht bestritten.
dds: Sie werden also, wenn w ir einmal 
zur Hausordnung der W ohnheime kom­
men, den Besucherparagraphen nicht än­
dern?
StuWe: Das hatten w ir bereits dem K o­
ordinierungsausschuß der Heim räte ge­
genüber erklärt und hoffentlich auch aus­
reichend begründet. Ich als Geschäfts­
führer sehe mich außerstande, in meiner
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„Ich bestehe darauf, mit meiner Mieze 
schlafen zu können, wenn es mir paßt, 
und nicht, wenn es dem Reißer paßt!“

Zuständigkeit diesen Hausordungspara- 
graphen zu ändern.
dds: Warum g ib t es diesen Besuchszeit­
paragraphen? Sie haben selbst einmal 
zugegeben, daß Ruhe und Ordnung im 
W ohnheim schon durch andere Paragra­
phen der Hausordnung gesichert sind. 
StuWe: Seit der Z e it nach dem Kriege, 
da man daranging, Studentenwohnheime 
zu bauen, gab es eine sogenannte ö ffen t­
liche Meinung darüber, was man unter 
einem ordentlich geführten Haus zu ver­
stehen habe. Unter diesen Gesichtspunk­
ten haben w ir in Darmstadt versucht, 
eine m ittlere Linie zwischen extrem mo­
ralisierenden Hausordnungen, die Ein­
fluß auf die Verhaltensweise des Einzel­
nen nehmen wollen, und W ohnheimen, in 
denen es keine solche Ordnung gab und 
die auch nicht zum besten beleumundet 
waren, einzuschlagen. W ährend w ir einer­
seits glauben, daß uns als Studentenwerk 
das Verhalten und die moralischen Maß­
stäbe des einzelnen Studenten nichts 
angehen und w ir in d ieser H insicht kei­
nen Einfluß auf ihn zu nehmen haben, 
heben w ir andererseits m it Rücksicht auf 
die öffentliche Meinung auf gewisse O rd­
nungsgrundsätze ab.
dds: Darf ich dazu aus dem Hochschul­
führer 67/68 zitieren: „In  Angelegenhei­
ten, die die W ahrung von S itte  und An­
stand betreffen, hat der W ohnheim be­
auftragte gegenüber Heimbewohnern und 
Hausverwaltern W eisungsbefugnis.“ 
StuWe: Das ist eine Regelung, die sich 
aus ganz konkreten Vorgängen ergab. 
So rie f einmal unter der Angabe, er sei 
der W ohnheim beauftragte, ein Mann bei 
einem örtlichen Hausverwalter an und 
forderte  diesen auf, in einem Zimmer 
nachzusehen, ob das Fräulein Sowieso 
dort anwesend sei. W orauf der Hausver­
walter sich weigerte, je tz t in der Nacht 
aus dem B ett zu steigen und dort nach­
zuschauen. Am nächsten Tage ste llte  
sich dann heraus, daß der W ohnheim be­
auftragte nicht der Anrufer gewesen war. 
Nun ergab sich die Frage: wenn er es 
gewesen wäre, wie wären dann die d is­
zip linären Verhältnisse innerhalb des 
Studentenwerks gewesen? Im Zw eife ls­
fa ll muß der W ohnheim beauftragte, als 
akademische Instanz, in gewissen, ihn 
betreffenden Bereichen über W eisungs­
befugnis gegenüber nachgeordnetem 
Personal verfügen.
dds: Dann hat also das be triebsw irt­
schaftlich geführte Unternehmen S tuden­
tenwerk eine moralische Aufgabe? 
StuWe: Nein. Die studentische Selbst­

verwaltung, den W ohnheim beauftragten 
et cetera können w ir nicht als Teile der 
Hauptverwaltung ansehen. 
dds: Sie gestehen also irgendwelchen 
Instanzen die M öglichkeit zu, moralische 
Urte ile zu fä llen? Der W ohnheim beauf­
tragte kann dem Einzelnen vorschreiben, 
was er machen darf?
StuWe: Das ist ein glattes M ißverständ­
nis.
dds: Darf ich noch ein zweites hinzufü­
gen, das dies unterstreichen würde? In 
der Hausordnung steht: Tagsüber hat 
sich der M ieter auf den Gängen in einer 
der Besuchszeit angemessenen Bekle i­
dung aufzuhalten. Das läuft alles darauf 
hinaus, daß man ihn erzieht, daß man 
ihn nicht für alt genug hält, über sich 
selbst und seine Lebensweise zu ent­
scheiden. Solche Angelegenheiten kön-

nen die Studenten unter sich abmachen. 
StuWe: W oher geben Sie mir die Sicher­
heit, daß w ir uns auf irgendwelche O rd­
nungsvorstellungen in den Heimen ver­
lassen können? Wenn diese sich als 
nicht so recht entw ickelt zeigen, wie 
kann sich das Studentenwerk gegen 
den Vorwurf wehren, es würde eine 
schluderige Verwaltung führen? 
dds: Sicherheiten w ird man Ihnen nie 
geben können. Wenn Sie das wollen, 
g ib t es solche Regelungen wie diese: 
Sie sorgen m it der Heimselbstverwaltung 
für eine „dem okratische Atm osphäre“ ,

schreiben Sie im Hochschulführer. W eiter 
unten schreiben Sie aber auch: „Das 
Studentenwerk anerkennt so gewählte 
Flur- und Heimsprecher als Repräsen­
tanten der Heimbewohnerschaft, wenn 
keine gewichtigen Gründe dem entge­
genstehen.“ Das ist die Haltung, die 
sagt: demokratische Abstimmung, ja  — 
aber nur solange es gut geht.
StuWe: So legen Sie das aus! Was ist 
denn ein gewichtiger Grund? Ein ge­
w ichtiger Grund ist beispielsweise d ie^  
Wahl eines Heimrates, ohne daß zu d e r^  
entsprechenden Versammlungen und Dis­
kussionen eingeladen worden ist und 
hernach kein Protokoll darüber verfaßt 
und ausgehängt worden ist. 
dds: Dafür hätte man schreiben können:
„ . . .  wenn er nicht gegen die W ahl- oder 
Geschäftsordnung verstoßen hat.“ Diese 
Formulierung aber kann man ohne wei­
teres so interpretieren: Wenn persönliche 
Vorbehalte von seiten des Studenten­
werks gegen den Mann bestehen, so 
kann dieser Mann nicht anerkannt wer­
den.
StuWe: Und wenn Sie es so in terpre­
tieren, was ist denn dann passiert? 
dds: Dann ist die „dem okratische Atm o­
sphäre“ flöten.
StuWe: S ie können allenfalls sagen, die 
demokratische Atmosphäre wäre flöten, 
wenn allein aus Abneigung gegen eine 
Person das Studentenwerk in selbstherr­
licher A u to ritä t sagte: Den will ich nicht 
haben. ^
dds: Beim Einzug in das W ohnheim 
Nieder-Ram städter Straße wurden einige 
Leute, anläßlich des S treites um die 
Unterbringung der Kranichsteiner Musi­
ker, hier vorgeladen und m it nicht ganz 
üblichen Umgansformen behandelt. 
StuWe: Die Umgangsformen beider Sei­
ten waren verschärft. In diesem Falle 
handelte es sich um eine Aufforderung 
dieser Leute zu einem Verhalten, das 
das Studentenwerk — wenn sich die A uf­
forderung durchgesetzt hätte — in die 
mißliche Lage gebracht hätte, einen ge­
schlossenen Vertrag m it der Stadt Darm­
stadt nicht halten zu können, 
dds: Diese Leute vertraten einen recht­
lich vertretbaren Standpunkt. Es kann 
also durchaus der Fall auftreten, daß das 
Studentenwerk in einer „m iß lichen“ Lage 
sich „gezwungen“ sieht, einige Leute 
hinauszuwerfen.
StuWe: Darf das Studentenwerk Ihrer 
Meinung nach keinen Versuch, insbe­
sondere keinen tauglichen Versuch ma­
chen, sich aus einer mißlichen Lage, die



Achten Sie auf ReiheHanser
es nicht selbst zu vertreten hat, zu be­
freien?
dds: Der Zweck he ilig t selbstverständ­
lich die M itte l. W ir wollen diese Ange­
legenheit aber hier nicht w e ite r ver­
folgen. . .
StuWe: . . . zumal sie damals in epischer 
Breite betrieben wurde. Abschließend 
kann man sagen, es ste llte  sich E in ig­
keit zwischen Studenten und Studenten­
werk her. Die demokratische Atmosphäre 
wurde nicht begraben.
dds: Zur demokratischen Atmosphäre ge­
hört es, daß man nicht bevormundet 
wird. Gerade das aber tu t die Hausord­
nung. Studenten, erwachsene Menschen, 
sollten selbst entscheiden können, mit 
welchem Besucher sie ihr Z immer teilen. 
StuWe: Ich kenne diesen Satz, den ein 
S tudent m it großem Beifa ll in einem 
W ohnheim gesagt hat: „Ich bestehe
darauf, m it meiner Mieze schlafen zu 
können, wenn es mir paßt und nicht, 
wenn es dem Reißer paßt!“ Das ist eine 
prächtige Formulierung; da sagen selbst 
die, die gar keine Freundin haben: Das 
is t auch wahr. Das Studentenwerk in te­
ressiert sich gar nicht dafür, wer mit 
wem schläft!

dds: Sie interessieren sich nur dafür, 
weil die öffentliche Meinung M oralvor­
stellungen hat, die sie nicht durchbre­
chen können. O der wollen.
StuWe: Dürfen.
dds: W er zwingt Sie dazu?
StuWe: Man braucht nicht immer unter 
dem Gesichtspunkt zu handeln, ob einem 
jemand an den Kragen kann oder nicht. 
A uf wirtschaftlichem G ebiet handeln w ir 
so, dazu sind w ir auch gebaut, aber auf 
anderem G ebiet ist das schwierig. Die 
öffentliche Meinung wird von Leuten ver­
treten, die auch die öffentlichen M itte l 
vergeben.
dds: Steht in den Richtlinien der M in i­
sterien, die die G elder vergeben, daß 
keine gemischten W ohnheime gebaut 
werden sollten?
StuWe: Nein. Ich glaube aber nicht, daß 
das aus Gründen eines fortschrittlichen 
gesellschaftlichen Standortbewußtseins 
fehlt, sondern weil das nicht das Problem 
der M inisterien ist.
dds: W elche konkreten Maßnahmen ha­
ben S ie zu befürchten, wenn Sie gegen 
die öffentliche Meinung verstoßen? 
StuWe: Vor dem H intergrund der heut­
zutage in der Ö ffentlichkeit betriebenen

gesellschaftspolitischen Initia tiven ste llte 
es eine Demonstration des Studenten­
werks dar, eine bisher in der Substai.z 
nicht angefochtene Regelung für 800 Stu­
denten aufzugeben. Die Ansta lt expo­
nierte sich damit in einer W eise gese ll­
schaftspolitisch, die ihr nicht zusteht. 
Die Ansta lt ist kein politisches Instru­
ment!
dds: Sie sagen, Sie hätten keine Moral 
zu vertreten, aber Sie vertreten sie doch, 
indem Sie die allgemeine M oralvorste l­
lungen übernehmen. Sie sträuben sich 
nicht, weil Sie Angst vor der öffentlichen 
Meinung haben — auf wirtschaftlichem 
G ebiet haben Sie sich um die öffentliche 
Meinung einen Dreck gekümmert, und 
wohl m it gutem Erfolg. Sie könnten auf 
dem G ebiet von Anstand, S itte, Moral 
genauso vorpreschen, wenn Sie persön­
lich es wollten.
StuWe: Ich darf diese Ansta lt nicht als 
Instrument zur Durchsetzung meiner per­
sönlichen Meinung benutzen, 
dds: Sie würden ja  nicht gegen den W il­
len der Betroffenen Ihre Meinung Vor­
bringen, wenn Sie die Hausordnung än­
dern würden.
StuWe: Sie gehen einfach davon aus, 
daß jemand, der in w irtschaftlicher oder 
verwaltungsorganisatorischer Hinsicht 
progressiv ist, das schlechterdings in je ­
der anderen H insicht auch ist. Sie kön­
nen nicht erwarten, daß jemand, der sich 
um ein modernes Rechnungswesen be­
müht, unbedingt auch modernste V or­
stellungen von dem, was öffentliche M ei­
nung ist, haben muß. 
dds: Das befürchteten wir.
StuWe: W ir werden im W ohnheim be­
reich nie eine Lösung treffen können, die 
zehn Jahre gü ltig  ist. W ir werden immer 
in der Verhandlung bleiben müssen und 
uns anpassen. Sie müssen gestatten, daß 
w ir das m it einem gewissen vorsichtigen, 
abwägenden Zögern tun. 
dds: W ie ungefähr die katholische Kirche. 
StuWe: Der Kirche steht es zu, in Äonen 
solche Entwicklungen durchzumachen — 
w ir würden uns auf einen kürzeren Z e it­
maßstab einstellen.

In kürzeren Maßstäben als Geschäftsführer 
Reißer dachten die Mitglieder des Studenten­
werksvorstandes. Am 24. Oktober, kurz vor 
Redaktionsschluß, beschloß der Vorstand mit 
einer Enthaltung, den Besuchszeitparagra­
phen —  vorläufig — ersatzlos zu streichen.

Poesie und Politik, Erzählung und 
Essay, Fiktion und Dokumentation. 
Erstveröffentlichungen oder wichtige 
Texte, die nicht mehr greifbar sind. 
Aktuelle Texte, die über das kurz­
lebige Interesse hinaus für Literatur 
und Politik Bedeutung haben.

Band 1: Elias Canetti, Die Stimmen 
von Marrakesch

Band 2: Régis Debray, Die G renze/ 
Ein gewiefter Bursche 

Band 3: Marx-Chronik, Daten zu 
Leben und Werk

Band 4: Dmitrij Lichatschow, Nach 
dem Formalismus 

Band 5: Erich Fried, Zeitfragen
Gedichte

Band 6: Max Stirner, Der Einzige 
und sein Eigentum  
und andere Schriften  

Band 7: Reinhard Lettau, Feinde 
Band 8: Tadeusz Rôzewicz, 

Entblößung
Band 9: Richtlinien und Anschläge

Materialien zur Kritik der 
repressiven Gesellschaft 

Band 10: Stanislaw Jerzy Lee,
Letzte unfrisierte Gedanken
Aphorismen

Band 11:Günter Kunert,
Die Beerdigung findet in 
aller Stille statt 

Band 12: Kritik -
von wem, für wen, w ie ?
Eine Selbstdarstellung der 
Kritik
Jeder Band 5.80 DM 
(Band 3 und 6: 7.80 DM)

In jeder Buchhandlung oder direkt 
vom Carl Hanser Verlag, 8 München 27, 
Kolbergerstraße 22, erhalten Sie 
den ausführlichen Sonderprospekt.
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L e x i k o n
Lebenshilfe möchte die darmst'ödter Studen­
tenzeitung mit diesem Lexikon den Erst­
semestern an unserer TH geben. Sie greift 
aus der Fülle der fremdartigen Vokabeln, 
die dem Neuling die Obren klingen machen, 
die wesentlichsten heraus und erläutert diese 
— immer in dem Bewußtsein, daß diese Er­
läuterungen es nicht an Schönheit und Klar­
heit mit denen der professionellen Hoch­
schulpolitiker (Seite 16) auf nehmen können.

Drittelparität
Die Betonung lieg t auf „P a ritä t“ . D ritte l­
paritä t bedeutet nicht, daß in sämtlichen 
Gremien der Hochschule die Studenten 
ein D ritte l der M itg lieder stellen w o ll­
ten. D ritte lpa ritä t bedeutet: in sämtlichen 
Gremien, die fü r die gesamte Hochschule 
sprechen und entscheiden, sind alle In­
teressengruppen paritätisch vertreten. 
(Der Zusatz „D r itte l“ rührt ledig lich von 
der bisherigen G liederung O rdinarien/ 
N ichthabilitie rte /S tudenten her.) Die 
Selbstverwaltung der einzelnen Gruppen 
b le ib t den Gruppen überlassen. Die Zu­
sammensetzung der Senatskommissionen 
richtet sich nach ihren Aufgaben.
Gegner der D ritte lpa ritä t kritis ieren den 
dahinterstehenden Proporzgedanken, der 
allen Gruppen gleiches Recht einräumt. 
Sie schlagen stattdessen eine sachge­
rechte Lösung vor, die den Ordinarien 
einen Ante il von genau 40"/o zugesteht.

Fakultät
Die G liederung der TH Darmstadt in 
sieben Fakultäten ist heute mehr h is to­
risch, weniger sachlich begründet. Die 
Satzung läßt denn auch eine Definition 
der Fakultät vermissen und begnügt sich 
m it Tauto log ien: „D ie  weitere Fakultät 
besteht aus allen an ihr tätigen Hoch­
schullehrern.“
M itg lieder der engeren Fakultät sind: 
Lehrstuhlinhaber, Abte i lungsvorsteher, 
V ertre te r der wissenschaftlichen Räte 
und Professoren, der außerplanmäßigen 
Professoren und der N ichtordinarien, ein 
Assistent, zwei Fachschaftsvertretec. Le i­
te r der Fakultät ist der auf zwei Jahre 
gewählte Dekan.
Die Fakultät hat das Promotions- und 
H abilita tionsrecht, erläßt S tudien- und 
Diplom prüfungsordnungen, b ilde t einen 
ständigen Ausschuß für S tudien- und
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Prüfungsangelegenheiten, dem es „o b ­
liegt, sich den Problemen der S tud ien­
reform zu w idm en“ , sowie eine D iplom ­
hauptprüfungskommission.

Senat
M itg lieder des „k le ine n “ Senats sind 
die D irektorium sm itglieder, die Dekane, 
der Kanzler, ein Assistent und je  zwei 
V ertre te r der N ichtordinarien und der 
Studenten. Der Senat ist das entschei­
dende Organ der Hochschule: er bere i­
te t die Sitzungen des Großen Senats 
vor, entscheidet über Errichtung, Aufhe­
bung, Umwandlung oder Verlegung von 
Lehrstühlen, über Berufungsvorschläge, 
wählt die Hochschullehrer in den Ver­
waltungsrat, erläßt die H abilita tions-, 
Promotions- und D iplom -Prüfungsord­

nung, berät und begutachtet Baupro­
gramme und Entwicklungspläne und be­
gutachtet alle auf Grund der Hochschul­
satzung zu erlassenden Geschäftsord­
nungen. Die Sitzungen sind nicht öffen t­
lich. „Im  Interesse einer vertrauensvollen 
und reibungslosen Zusam m enarbeit“ 
können N ichthabilitie rte  und Studenten­
schaftsvertreter von einzelnen Tagesord­
nungspunkten ausgeschlossen werden. 
Für besondere Aufgaben kann der Senat 
ständige Senatsausschüssse bilden. De­
ren Zusammensetzung bestimmt der 
Senat.

Etikette
Schon bei den Menschenaffen läßt sich 
eine nuancierte, den Umgang zwischen 
ranghöheren und -niederen Tieren re­
gelnde Grußordnung beobachten.
So bestimmt die Hochschulsatzung: Dem

Rektor gebührt die Anrede „M agnifizenz“ , 
die Konrektoren führen die Anrede 
„P ro rek to r“ . Den Versuch, den Dekanen 
die Anrede „S pe k tab ilitä t“ gebühren zu 
lassen, kommentierte dazumalen Prof. 
Schmieden, einem on-dit zufolge, mit 
dem Vorschlag, die TH nach Darmstadts 
Schwänke-Dichter „N ieberga ll-U niversi- 
tä t“ zu benennen.
Am 16. Juli dieses Jahres beschloß das 
Studentenparlam ent „in der Befürchtung, 
daß sonst jede r Zerstörung des inneren 
Ordnungsgefüges unserer Hochschule 
Tür und Tor geöffnet werden könnte“ 
(princip iis obsta): Dem AStA-Vorsitzen- 
den gebührt die Anrede „Superfizenz“ 
(Übertuer). Ob die Fachschaftsleiter die 
Bezeichnung „M ira b ilitä t“ (W underlich­
keit) führen sollten, w o llte man noch 
prüfen. Der Senat nahm es mit einem 
Anflug von Selbstironie „m it großer Be­
fried igung“ zur Kenntnis.

Sachargument
M it dem Zusatz „Sach-“ gekennzeich­
nete Dinge gehen dem Studenten gem ei­
niglich ab. Er weiß in Diskussionen im­
mer nur mit Argumenten zu kommen, 
und Argumente allein, muß er sich von 
Professorenseite belehren lassen, kön­
nen einen Professor nicht überzeugen. 
Sachargumente müssen es sein.
Ein gewöhnliches Argument wird unter 
Umständen zum Sachargument, wenn 
man es mit einer Drohung — etwa, die 
Türklinken des Rektorats mit Senf ein­
zuschmieren — verbinden kann. 
Sachverstand läßt sich nicht synthetisch 
hersteilen, weder durch Druck- noch 
durch Temperaturänderungen. Er ent­
steht im Augenblick der geglückten Ha­
b ilita tion  und bewirkt, daß ein Profes­
sor der Chemie etwa über Hochschul­
finanzen entscheiden kann, ein Student 
der Betriebsw irtschaft aber nicht. Letzte­
rer ist auch noch viel zu jung.

Öffentlichkeit
„D ie  Zugänglichkeit von Veranstaltungen 
oder W ahrnehm barkeit von Vorgängen 
für einen unbegrenzten Kreis von Per­
sonen, auch dieser Kreis selbst. Der An­
te il we iterer Kreise an den für das ö f­
fentliche Leben entscheidenden Vorgän­
gen, m itwirkend oder beobachtend, ist



ABC
das Kennzeichen einer fre iheitlichen 
Staatsverfassung“ (Großer Brockhaus, 
1955).
Die Bemerkung e in iger Professoren: 
wenn sich die studentische Forderung 
nach Ö ffentlichkeit a ller Akte der Hoch­
schule durchsetzen würde, würden die 
Professoren eben alle w ichtigen Ent­
scheidungen in privaten Z irkeln fä llen — 
sollte  man nicht als Argum ent betrachten. 
Es ist verständlich, daß sich jede r an 
Vorschriften und Satzungen nur solange 
hält, wie es ihm von Vorte il erscheint.

Wahlen
Die Wahl eines Dekans oder Rektors 
ve rlie f bislang folgendermaßen: alle
Stim m berechtigten erhie lten einen 
Stimmzettel, fü llten ihn, ohne daß zuvor 
ein Kandidat nom iniert worden wäre, aus 
— und siehe, die Auszählung ergab, daß 
zufällig zwei D ritte l der W ähler fü r ein- 
unddenselben Kollegen gestim m t hatten. 
Genauere Beobachtungen ergaben, daß 
es sich hierbei nicht um ein parapsycho­
logisches Phänomen handelte, sondern 
um Mauschelei. Bei der d iesjährigen Rek­
torwahl setzten deshalb Studenten und 
Assistenten gegen den W illen  der sich 
h inter der Geschäftsordnung verschan­
zenden Professoren durch, daß vor der 
W ahl eine Kandidatenliste e rste llt wurde 
und eine Befragung stattfand. Das A r­
gument der Professoren: dies sei doch 
alles nicht nötig, da man sich unterein­
ander kenne, unterstrich ein Kollege 
sinnfällig , indem er vor der Wahl Prof. 
Grzimek aus dem Sitzungssaal zu expe­
dieren versuchte. Er hatte ihn für einen 
studentischen Eindringling gehalten.

Großer Senat
Wenn alle Lehrstuhlinhaber, A bte ilungs­
vorsteher, die N ichtordinarienvertreter, 
die den Fakultäten und dem Senat an­
gehören, und der Kanzler Zusammen­
kommen, um D irektorium sm itg lieder zu 
wählen, die Satzung zu ändern oder über 
grundlegende Fragen der Hochschule 
oder des Hochschulwesens zu beraten, 
so nennt man dieses einen Großen Se­
nat. Der Große Senat ve rtritt die ge­
samte Hochschule; deswegen gehören 
ihm noch acht Assistenten und 16 Stu­
denten an. Er tr it t  m indestens einmal im

Semester zusammen. W eil zur Einberu­
fung einer außerordentlichen Sitzung 
mindestens 25 A ntragste ller nötig sind 
und Studenten und Assistenten somit nie 
gegen den W illen der Professoren eine 
Sitzung einberufen könnten, hat Konrek­
to r Schultz ein großes Ehrenwort gege­
ben, die fehlende 25. Stimme qua Per­
son zu liefern. Zu einer Erhöhung der 
studentisch-assistentischen Beteiligung 
um ein M itg lied konnte er sich hingegen 
nicht entschließen, da sonst das G re­
mium zu groß und arbeitsunfähig gewor­
den wäre.
Seitdem im letzten Sommer studentische 
Gruppen drohten, die Türen des S itzungs­
saals auszuhängen, tag t der Große Senat 
öffentlich. (Siehe auch unter „Sachargu- 
m ent“ .)

Qua
Unwort aus dem Lateinischen. Von 
Funktionären des Verbandes Deutscher 
Studentenschaften (VDS) aufgebracht, 
verhuntzdeutscht es m ittlerw eile den ge­
samten Dialog an der Hochschule. Be­
deutung: „ k ra f t . . . “ , „w e il er/sie/es . . .  
ha t/is t/bes itz t“ .
Übliche Redewendung: „qua A m t“ . Un­
übliche Redewendung: „qua Ungeeignet­
he it“ (Azzola). W ir üben: Der Rektor re­
det qua Am t überall hinein. Ich bin qua 
Straßenbahn zuspätgekommen. Schwie­
rige Fragen soll man nicht qua Knie 
brechen.

Hochschulgesetz
Das „Gesetz über die wissenschaftlichen 
Hochschulen des Landes Hessen“ vom 
Mai 66 steckt den Rahmen ab, innerhalb 
dessen sich die Hochschulen als auto­
nom betrachten können. Darin werden 
Aufgaben und rechtliche Stellung der 
Hochschulen, Pflichten und Befugnisse 
der Verwaltungsorgane und Fakultäten, 
Rechtsstellung von Lehrkörper, Assisten­
tenschaft und Studenten und die studen­
tische Selbst- und M itverwaltung festge­
legt. Über den Umfang der M itbestim ­
mung wird darin nichts gesagt — es 
könnte besipielsweise auch ein Student 
Rektor werden.
A lle  Satzungen der Hochschulen haben 
sich an den Bestimmungen des HHG zu 
orientieren.

Godesberg-Ausschuss
Kommissionen, bestehend aus fünf Pro­
fessoren, fün f Assistenten, fün f S tuden­
ten, zwei Nichtordinarien und einem Per­
sonalratsm itglied — m it dem Auftrag, 
M odalitäten fü r die folgenden, vom AStA 
form ulierten Forderungen zu finden: 
Ö ffentlichkeit a ller Akte der Hochschule, 
Minderheitenschutz in beschlußfassenden 
Gremien, paritätische Besetzung des 
Großen Senats im Sinne der qualitativen 
Repräsentanz, Beseitigung der D iszip li­
narordnung. Der Godesberg-Ausschuß 
sollte spätestens bis zum Beginn des 
WS 68/69 beschlußreife Empfehlungen 
vorlegen.

Tobacco
von DM 2 ,-  bis DM 6,—

Gratispröbchen durch EXCLUSIV TOBACCO 
83 Landshut, Postfach 568

Direktorium
Das D irektorium  besteht aus dem Rektor 
und zwei Konrektoren, die alle drei vom 
Großen Senat aus dem Kreis der im Amt 
befindlichen ordentlichen Professoren mit 
absoluter M ehrheit gewählt werden. Der 
Rektor repräsentiert die Hochschule; er 
führt den Vorsitz in den meisten Hoch­
schulorganen. Nach ein jähriger Am tszeit 
w ird der Rektor zum Konrektor, wenn 
er nicht für ein weiteres Jahr w iederge­
wählt wird. Die Konrektoren werden auf 
drei Jahre gewählt.

15



Hätten Sie es gewußt?
Konrektor Schultz sagt einiges zur Lage

Am  7. Oktober sendete der Hessische Rund­
funk im 2. Programm ein Gespräch über 
den Referentcn-Entwurf zur Novellierung 
des Hessischen Hochschulgesetzes, an dem 
neben Kultusminister Schütte Rektor Rüegg 
und Prof. v. Friedeburg aus Frankfurt so­
wie Konrektor Schultz aus Darmstadt teil- 
nahmen; die Gesprächsleitung hatte Prof. 
Kadelbach vom Hessischen Rundfunk. 
Über die im Entwurf vorgesehene Drittel­
parität im Konzil — dem entspricht heute 
der Große Senat — gab es zunächst eine 
heftige Kontroverse zwischen Friedeburg 
und Rüegg, der die Drittelparität wegen 
ihrer SDS-Abstammung strikt ablehnte! ehe 
sich Prof. Schultz einschaltete. Im folgenden 
werden die Äußerungen von Schultz wört­
lich wiedergegeben.
Schultz: M ir scheint ein Gesichtspunkt 
bei der ganzen Frage in der Diskussion 
der letzten Monate, ja  vie lle ich t schon 
der letzten Semester, zu sehr in den 
H intergrund gerückt zu sein. Einmal, Herr 
von Friedeburg, wenn man schon irgend­
welche Gruppen b ilde t und die verhält­
nismäßig bete ilig t, dann ist natürlich 
sehr zu fragen, ob man mit der D re ier­
gruppierung das Richtige getroffen hat. 
Man könnte also ebensogut, wenn Sie 
an die sehr d ifferenzierten Verhältnisse 
bei den wissenschaftlichen M itarbeitern 
und auch bei den Hochschullehrern den­
ken, zu einer Fünfer- oder gar Sechser­
gruppierung kommen.
Schütte: Na, zwölf! Zwölf, vierzehn,
sechzehn — wie Sie wollen.
Schultz: Nein, meine Herren. Meine Her­
ren, ich könnte ohne Schwierigkeiten die 
fün f sehr schnell aufzählen —
Rüegg: Ja, weil sie im Gesetz stehen. 
Schultz: — sogar in Anlehnung an den 
Entwurf selbst, ganz richtig. Das ist das 
eine. Das andere aber: Ich sehe noch 
nicht recht, weshalb der Proporz, ob nun 
im Dritte l, V ierte l oder Sechstel, wes­
halb der nun w irklich als fundiertes K ri­
terium  der Zusammensetzung von Hoch­
schulorganen gelten kann. W ir, Herr von 
Friedeburg, motivieren das damit, daß 
es um hochschulpolitische W illensbildung 
geht.
Nun, auch hochschulpolitische W illensb il­
dung — politisch in dem Sinn, daß es 
in Entwicklung auf Zukunft hingerichtet 
ist — fund ie rt sich in der Hochschule, 
meine ich, nicht aus den gleichen Erwä­
gungen wie im allgem einpolitischen 
Raum — denn niemand hat, weder die 
Professoren noch die Studenten, vom

Volk gewählt, dort politische W illensb il­
dung zu vollbringen —
Schütte: Die Professoren auch nicht. 
Schultz: — Herr M inister, ich habe ge­
sagt, weder die Studenten noch die Pro­
fessoren. Auch nicht die wissenschaft­
lichen M itarbeiter, um jeden Vorwurf 
auszuschalten. Sondern fund ie rt ist d ie ­
ses, Element politischen W ollens letztlich 
doch nur w ieder aus dem Gegenstand 
der Verfassung dieser Leute, a ller drei. 
Und es läßt sich, glaube ich, doch nicht 
verkennen, daß der Proporz — wie im­
mer Sie ihn m otivieren und wie immer 
Sie ihn bemessen — letztlich der Aus­
druck der Zuteilung von bestimmten 
Machtquoten ist.
Und ich habe die Sorge, daß ein Schritt 
des Gesetzgebers, der die Zuteilung 
und den Gebrauch von Macht in der 
Hochschule in d ieser W eise zum le g iti­
men Element der hochschulpolitischen 
W illensbildung erhebt, daß er eine Ge­
fahr heraufbeschwört, die w ir wohl alle 
nicht wollen: nämlich die der extremen 
Politis ierung der Hochschule — dasselbe 
Verfahren, das im allgem einpolitischen 
Raum vö llig  legitim  ist. Keine Partei 
wird je  darauf verzichten, mehr Macht 
zu erwerben, wenn sie mal ein bestimm­
tes Quantum hat, das ist ganz sicher. Ich 
glaube, das braucht man nicht weiter 
auszuführen.
Schütte: Das tr ifft fü r die bisherigen 
Organe der Universität auch zu!
Schultz: Herr M inister, ich glaube nicht, 
daß die bisherigen Organe der Univer­
sitä t irgendwo die Ausübung von Macht 
als legitim es Element —
Schütte: Na ja, aber doch Kom peten­
zen, Kompetenzen!
Schultz: — der W illensb ildung verstan­
den haben. Nein, auch nicht die Kom­
petenzen, sondern es ist das Zusammen­
ordnen, das Koordinieren sachlich m oti­
vierter, in der Sache fundie rte r E inhei­
ten. Und eigentlich ist gegenüber 
früher — ich laufe in Gefahr, mich als 
Reaktionär zu decouvrieren, obwohl ich 
glaube, keiner zu sein — gegenüber 
früher lediglich eines deutlich geworden, 
und das habe ich seit eh und je  ver­
treten und vertrete es heute noch ganz 
entschieden, daß es nicht ausreicht, allein 
die fachbezogenen Einheiten zusammen­
zutun, sondern daß da hinzukommen 
muß, aber nicht ersetzen das andere, 
sondern als additives Element, die Re­
präsentanz der Personengruppen in der 
Hochschule; daß sich ein Gremium der

Hochschule zusammensetzen müßte aus 
den Repräsentanten der Facheinheiten, 
die es ja  gibt, egal ob sie Haushalts­
stellen sind oder nicht, plus Repräsen­
tanten der Personengruppen; und dort 
zur Vertretung jener Perspektive, die 
nicht spezifisch fachlich, sondern in der 
Beru fstä tigke it dieser Personen an der 
Hochschule leg itim iert ist.
Ich weiß sehr wohl, daß das etwas kom­
pliz ie rte  Zusammenhänge sind, aber ich 
fürchte, ich mußte es genau an dieser 
Stelle einmal sagen.

Maschinenbauer
proben
die Öffentlichkeit

Ein reiches Echo haben in den Ze itun­
gen, besonders in den Monaten März 
und April, le ider nur die Anträge zu 
politischen Fragen, die auf der 20. o.MV. 
des Verbandes Deutscher S tudenten­
schaften (VDS) geste llt wurden, gefun­
den, obwohl gerade die Beschlüsse zu 
Hochschul-, Studien- und Bildungsfragen 
bei weitem den größeren Umfang hatten 
und eine mindest ebenso große Rele­
vanz besitzen. Die Forderung des VDS 
nach Ö ffentlichkeit der Prüfungen soll 
h ier aufgegriffen werden, weil Professor 
W iegand, Inhaber des Lehrstuhls für 
W erkstoffkunde, diese Anregung ge­
wissermaßen als Versuch verw irklicht 
hat.
„Das System der heutigen Prüfungen an 
den Hochschulen verstärkt das A uto ritä ts­
verhältnis zwischen Prüfenden und Stu­
denten“ — so steht in der Beschluß­
sammlung des VDS vom März 1968 ge­
schrieben, — „indem  es den Prüfern — 
in der Regel Professoren — die M öglich­
keit gibt, in Examensprüfungen relativ 
unabhängig und ohne öffentliche Kon­
tro lle  über Prüfungsbewertung und damit 
Berufswege und -m öglichkeiten der Stu­
denten zu entscheiden. Diese A rt von 
Prüfungen läßt einen breiten Spielraum 
für irra tionale Entscheidungen der Prü­
fe r.“
V ier Vorschläge zur institu tionellen Verän­
derung der Prüfungsbedingungen hält der
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Verband fü r geeignet, sachgerechte Ent­
scheidungen zu gewährleisten:
1. die prinzip ie lle  hochschul-interne 

Ö ffentlichkeit a ller Prüfungen,
2. fre ie  W ahl der Prüfer aus dem Kreis 

der Lehrenden,
3. die schriftliche Begründung der Be­

wertung und ihre Veröffentlichung ge­
meinsam mit der A rbe it zur a llgem ei­
nen Kontrolle,

4. Einspruchsmöglichkeit des Kandida­
ten und der Beisitzer gegen Durch-

k  führung und Bewertung der Prüfung. 
Dieser Ruf des VDS nach Ö ffentlichkeit 
der Prüfungen war längst verhallt, noch 
hatte sich nicht der fortschrittlich den­
kende Flügel der W estdeutschen Rekto­
renkonferenz durchgesetzt, als Profes­
sor W iegand im Verlauf des MB-Stamm- 
tisches vom 4. Juli erklärte, daß er die 
Absicht habe, versuchsweise seine Prü­
fung in Anwesenheit von Zuhörern ab­
zuhalten.
In einer daraufhin in den Sommerseme­
sterferien stattfindenden Besprechung 
wurde folgende Form der Ö ffentlichkeit 
festge leg t: 1. V ier von der Fachschaft MB 
ausgewählte Fachschaftsvertreter wohnen 
den Prüfungen bei. 2. Nur Studenten, 
die das Vordip lom  abgelegt haben und 
sich bei Prof. W iegand prüfen lassen 
wollen oder bereits geprü ft wurden, kön­
nen die Prüfung beobachten. 3. Die Fach­
schaft legt eine W arte lis te  aus fü r den 
Fall, daß die Interessentenzahl die Raum- 
kkapazität übersteigt. 4. Der Prüfling kann 
^gegen einzelne, der unter 2. genannten 
Studenten Einspruch erheben.
Diese Form der Ö ffentlichkeit deckte 
sich im wesentlichen m it den Vorste llun­
gen des VDS, denn die Forderung nach 
hochschulinterner Ö ffentlichkeit ist er­
fü llt. Die fre ie  Wahl des Prüfers ermög­
licht das Pflichtprogramm des Studiums 
nur bedingt, weil nur wenige Lehrstühle 
an unserer Hochschule doppelt besetzt 
sind.
Die schriftliche Begründung der Bewer­
tung lie fern die Kandidaten selbst in 
einem an den mündlichen Teil der Prü­
fung sich anschließenden V2-stündigen 
schriftlichen Exkurs. Sicherlich sind viele 
Studenten dankbar, daß diese Ergeb­
nisse nicht, w ie vom VDS gefordert, ver­
öffentlicht werden.
Nach ihrer Meinung über die Anwesen­
heit von Zuhörern in der Prüfung befragt, 
wurden aus dem Kreis der Kandidaten 
nur wenige Gegenstimmen laut. Die Be­
fürw orter des Experimentes dachten in

ganz ähnlicher Richtung wie der In itia ­
tor, der den Sinn in einem möglichen 
Ansteigen der allgemeinen Prüfungs­
leistungen sieht, weil die hauptsächlichen 
Ursachen für Nervosität, nämlich die Un­
gewißheit über Vorbereitungsm ethode 
und Prüfungsmodus entfallen. Außerdem 
wird vermutlich der W irkungsgrad der 
Vorlesung angehoben, weil derjenige, 
der einmal einer Prüfung beigewohnt 
hat, sozusagen m it anderen Augen in 
das neue Semester geht.
In einer an das nach Meinung der Fach­
schaft gelungene Experiment anschlie­
ßenden Besprechung schlug Prof. W ie ­
gand weitere Änderungen vor, die den 
mündlichen, öffentlichen Teil der Prüfung 
vom schriftlichen trennen sollen. Jeder 
Prüfling soll einen 10-minütigen Seminar­
vortrag in fre ie r Rede m it anschließender 
Diskussion über ein selbstgewähltes 
Thema vor Hochschulangehörigen halten, 
was 50°/o der Prüfung darste llt. Der 
schriftliche Teil w ird nach Semesterende 
in einer Klausur geprüft.
Erst durch die Einführung des Seminars 
w ird die Ö ffentlichkeit sinnvoll, weil in 
der Diskussion jede r die M öglichkeit hat, 
durch Fragen auf das Geschehen einzu­
wirken. Außerdem wird dem Studenten — 
bisher im MB einmalig — die Gelegen­
heit geboten, vor Publikum über ein 
Problem zu sprechen, dessen Sachver­
halt er sich durch Literaturstudium  er­
arbeite t hat. G. Acker

Ein alter Hut 
für die Fakultät 
Kultur- und 
Staatswissenschaft
öffentliche Prüfungen

Professor W iegand (MB) hat ein „E x­
perim ent“ gewagt: Er ließ versuchsweise 
einen eng begrenzten Kreis von Zuhö­
rern zu seinen mündlichen Hauptexa­
mensprüfungen zu. Er hätte sich den 
Versuch sparen und sofort und ohne 
Einschränkung die Ö ffentlichkeit zu sei­
nen Prüfungen einlassen können, wenn 
er sich vorher etwas in form iert hätte.

Sozusagen se it Menschengedenken g ilt 
in den meisten Prüfungen der Fakultät 
fü r Kultur- und Staatswissenschaften der 
Ö ffentlichkeitsgrundsatz. Dort darf jede r 
zuhören, ausgenommen diejenigen, die 
sich in demselben Abschnitt fü r die be­
treffende Prüfung angemeldet haben. 
Das hat seinen guten Grund. Ein anstän­
d iger Prüfer erklärt seinen Kandidaten, 
was sie falsch geantwortet haben und 
h ilft ihnen auf den richtigen Weg, wenn 
sie schief liegen. Prüflinge und Zuhörer 
lernen daraus. Da es kaum möglich ist, 
in jede r Prüfung vollkommen verschie­
dene Themen zu behandeln, hätten die 
nachfolgenden Kandidaten erhebliche 
V orte ile  gegenüber den vorhergehenden, 
wenn sie als Zuhörer bei deren Prüfung 
hätten sein können.
Daß sich der Prüfer von einem oder zwei 
Assistenten während des Prüfungsge­
sprächs bei der Stellung von Fragen und 
der Interpretation der Antworten unter­
stützen läßt, ist an d ieser Fakultät übri­
gens ebenso selbstverständlich wie ein 
Prüfungsprotokoll und eben die Ö ffent­
lichkeit.
Das „Experim ent“ von Professor W ie ­
gand zeigt deutlich, wie es m it den 
Kenntnissen unserer Professoren über 
die Arbeitsweise ihrer Kollegen steht. 
W enigstens von einem Maschinenbauer 
dürfte man erwarten, daß er über Prü­
fungsgepflogenheiten der Kultur- und 
Staatsw issenschaftler Bescheid weiß, da 
ja  beide Fakultäten durch die Ausbildung 
der W irtschaftsingenieure besonders eng 
m iteinander verbunden sind. W ie hieß es 
bei der W ahl des Rektors? „W ir  kennen 
uns alle, w ir brauchen keine Kandidaten­
vorste llung.“
Wenn w ir schon bei Prüfungen sind, 
wollen w ir auf das unmenschliche Ver­
fahren hinweisen, das Professor O ppelt 
(ET) sich ausgedacht hat. V ie r Kandida­
ten werden in einen Raum gesperrt, dann 
wird einer nach dem anderen in das 
Prüfungszimmer geführt und geprüft. Je­
dem werden dieselben Fragen gestellt. 
Die Kandidaten werden eingeschlossen, 
dam it die bereits Geprüften nicht erzäh­
len können, was gefragt wurde. Der 
letzte Prüfling kann also warten, bis über 
eine Stunde lang. Er hat ja  Zeit. Jeden­
fa lls braucht sich Professor O ppelt nicht 
soviele Fragen auszudenken. Wenn Ein­
zelprüfungen — ohne Zeugen natürlich 
— den Kandidaten schon erheblich be­
lasten, einen Kandidaten ohne Not war­
ten zu lassen, ist sadistisch. kf
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Hans W eidner

Die Massenmedien sind Instrumente, 
die nicht politisch neutral bedient werden 
können, und wenn sie mit unpolitischen 
Absichten bedient würden, dann bestünde 
eben darin ihre politisdie Wirkung.
Wir haben hier eines der typischen Bei­
spiele vor uns, daß Quantität in Qualität 
umschlägt, ein Vorgang, der von der 
Mikrowelt der Atomphysik bis zur 
Makrowirkung der Atomwaffen ein be­
stimmendes Kennzeichen unserer Epoche 
ist. Die Publizistik arbeitet mit einem 
Vervielfältigsfaktor, der die Wirkung 
unter allen Umständen politisiert, und 
deshalb übt sie eine politische Funktion 
aus.

Erich Kuby

Oft steht zwischen Schloß und Markt­
platz eine so dichte Nebelwand, eine so 
hohe Mauer, daß das Volk, dessen Auge 
nicht hindurchdringen kann, von dem, 
was der Herrscher tut, oder von den 
Beweggründen seiner Taten und Ent­
schlüsse genausoviel weiß, wie von den 
Ereignissen in Indien, kein Wunder, 
wenn die Welt voll falscher Meinungen 
ist.

Francesco Guiccardini

Die zweite Verfassungspflicht der Presse 
ist die Kontrolle und Kritik. Die Presse 
muß schreiben können, was sie will, da­
mit gewisse Leute nidit tun können, 
was sie wollen (Terrenoire). Wenn Zei­
tungen, Zeitschriften, Rundfunk und 
Fernsehen nicht ständig bohren würden, 
um Mißstände und Rechtsbrüche aufzu­
stöbern und an das Tageslicht zu be­
fördern, dann wären die Bürger ent­
machtet.
Viele parlamentarische Anfragen, Unter­
suchungsausschüsse, Straf- und Diszipli­
narverfahren kommen überhaupt nur zu­
stande, weil Journalisten ohne Weisung, 
ohne eingehende Dienstvorschriften und 
ohne Wahlrücksichten die „Vorermittlun­
gen“ leisten und deren Ergebnisse öffent­
lich behandeln, so daß selbst für allzu 
zögernde oder rücksichtsvolle Vorge­
setzte, Parlamentarier oder Staatsanwälte 
die Sache nicht mehr mit dem Mantel 
wechselseitiger „Nächstenliebe“ zugedeckt 
werden kann.

Karl-Hermann Flach
18

Viel Aufgaben, 
weniger Macht, 
kaum Mut
Presse in Deutschland

Nicht politische Meinungsbildung oder Dadurch, daß in der Presse die Interes- 
öffentliche K ritik  seien die Hauptaufgabe senskonflikte der politischen, sozialen 
der Presse, sondern H ilfe  fü r den Men- und w irtschaftlichen Verbände ausgetra- 
schen bei der Bewältigung des Lebens, gen werden, träg t sie zur Transparenz 
hat der Sprecher der Bundesregierung, des politischen Geschehens bei. Das g ilt 
Conrad Ahlers, kürzlich behauptet. Kaum ebenso fü r andere Bereiche, die W irt­
ein Journalist hat dem widersprochen, schaft beispielsweise oder die Kultur. 
Somit b lieb den Beziehungen zwischen Mißstände und Fehlleistungen, an sich 
O brigke it und Presse ein neuer T ie f- nur wenigen bekannt, können mit H ilfe 
stand erspart, der deutschen Presse der Technik überall publik gemacht wer- 
nicht. Sie scheint es zufrieden zu sein. den, eine Kontro llm öglichkeit, deren Exi­

stenz allein in den meisten Fällen schon
Noch 1963 hatte man es von gleicher ausreicht, das Schlimmste zu ve rh in de rn ! 
S telle anders gehört: „D e r S ta a t . . .  K lagte A ristote les noch: „Am ehesten
überträgt der Presse die Aufgabe der glauben diejenigen ungestraft freveln zu 
K ritik  eben an diesem Staat, g ib t ihr können, die zu reden wissen und Tat- 
Macht und M öglichkeiten, Nachrichten nienschen sind und schon manchen 
zu beschaffen, zu verm itteln und sie Strauß bestanden haben, viele Anhänger 
g leichzeitig mit der Verm ittlung zu k riti- und v 'e l Geld haben“ , so weiß der Jurist 
s ie ren“ (Karl-G ünther v. Hase, damals u"d  Experte für Presserecht Martin Löff- 
Chef des Bundespresseamtes). Das war êr schon ein G egenm ittel — die Presse: 
etwa ein Jahr nach dem für die deutsche »Ohne einen scharfäugigen Wächter, 
Presse so denkwürdigen Tag, an dem der Mißstände des öffentlichen Lebens 
Bundeskanzler Adenauer und Bundes- aufspürt, liefe die Demokratie Gefahr, 
Verte idigungsm inister Strauß fürchteten, der Korruption oder der Verführung 
den ste llvertretenden Chefredakteur des durch Scharlatane zu erliegen.“ 
Nachrichtenmagazins „D e r S p iege l“ ,
Conrad Ahlers, nicht mehr „aus Tanger Der Konjunktiv ist nicht ganz berechtigt, 
heraus“ holen zu können. ein Rundblick in der Flora des deutschen

Pressewaldes läßt Zweife l aufkommen, 
Nun ist offensichtlich, daß die Aufgabe ° k  der W ächter nicht eine neue Brille 
einer freien Presse nicht hauptsächlich braucht oder gar mit den Dieben fra- 
aus „H ilfe  bei der Bewältigung des Le- ternisiert. 
bens“ besteht und die deutsche Presse
auch nicht dieser Ansicht ist, sonst stän- Die im Grundgesetz und in den Presse- 
den Rubriken wie „Fragen Sie Frau Ire- gesetzen der Länder garantierte P resse-^ 
ne“ und „Lebensberater Dr. Brand ant- fre ihe it ist vie lerei Anfechtungen ausge- 
w o rte t“ höher im Ansehen und auf den setzt. Bevor auf diese eingegangen wird, 
ersten Seiten. Aufgaben sind vie lm ehr se' noch eines vorausgeschickt: Verleger 
immer noch Information und K ritik  und und Journalisten sind zur Wahrnehmung 
die daraus resultierende M eihungsbil- der Pressefre iheit verpflichtet, da zwar 
düng. In einem Staatswesen, in dem die jede r Bürger mit diesem Grundrecht aus- 
Bürger nicht d irekt an der Regierungsge- gestatte t ist, aber nicht selbst Gebrauch 
walt teilhaben, sondern diese Gewalt an davon machen kann. „Es ist kein bloßes 
bestimmte Personen delegieren, indem Individualrecht wie etwa das Recht auf 
sie wählen, muß die Tätigke it dieser Per- Freizügigkeit oder Berufswahl, dessen 
sonen in höchstem Maße öffentlich kon- W ahrnehmung dem Belieben des Einzel- 
tro llie rbar sein, um eine rationale Ent- nen anheim gestellt bleibt. Das Recht auf 
Scheidung der Bürger zu gewährleisten, Meinungs- und Pressefre iheit ist in W irk- 
die in gewissen Zeitabständen die Macht- Iichkeit ein dem Staatsganzen dienendes 
ausübenden ablösen oder bestätigen Fundamentalrecht, dessen Existenz und 
können. Dieses öffentlichm achen ist Ausübung für eine fre iheitlich-dem okra- 
eine der Aufgaben der Presse. Zugleich tische Staatsordnung schlechthin konsti- 
übt die Presse selbst aber auch schon tuierend is t“ meint Löffler, 
eine Kontro lle  aus, indem sie die Nach­
richten, die sie abdruckt, vergleicht, kom- Die Presse sollte also ihrem Verfas- 
m entiert und W idersprüche aufzeigt. So sungsauftrag gemäß den Herrschenden 
kann sie versuchen, die machtausüben- und Machtausübenden aller Klassen kri- 
den P olitiker zu rationalem Handeln zu tisch gegenüberstehen, über ihre T ä tig ­
zwingen. keit berichten und die H intergründe ih-



serie
res Handelns beleuchten. Daraus erg ib t 
sich zwangsläufig ein Interessenw ider­
spruch, denn nicht jede r sieht gern das, 
was er tut, in der Ö ffentlichkeit ausge­
bre ite t und kritis iert.

Aber nicht nur aus dieser Frontstellung 
zwischen „T ä te rn “ , wie Kuby die Macht­
ausübenden nennt, und „M erke rn “ , den 
Journalisten, resultieren herrschaftliche 
Eingriffsversuche in die Berichterstat­
tung der Presse, sondern auch aus einer

i ehleinschätzung von Aufgaben und 
/irkung der Presse ganz allgemein. 
Noch immer scheint in vie len Köpfen 

herumzuspuken, was ein Dr. Ludwig 
Heyde, zu jener Ze it Professor an der 
Universitä t Kiel, im Jahre 1943 als A u f­
gaben der Presse beschrieb:

•  Vertiefung des Glaubens an 
Deutschland und seinen Führer

•  Verknüpfung des Volksgenos­
sen zum gemeinsamen Erleben 
der Zeitereignisse 

•  Erziehung zu den Erfordernissen 
des Gemeinschafts-Ethos

•  Verständliche Aufklärung über 
den Sinn von (bevorstehenden 
oder getroffenen) Maßnahmen 
und Anordnungen der Staats­
führung.

Vor diesem H intergrund muß man den 
e ingangs erwähnten Ausspruch A hlers ’ 
^ jh e n ,  dessen Vorgesetzter sich immer­
hin o ffiz ie ll „Bundespressechef“ nennt, 
es aber glücklicherweise nicht ist. Auch 
Konrad Adenauer, der das Bewußtsein 
Nachkriegsdeutschlands mehr geprägt 
hat als Heuss, Erhard, K iesinger und 
Lübke zusammen, nahm der Presse übel,
daß sie ihrer Pflicht nachkam :'.......  und
das finde ich einfach gemein. Und zwei­
tens, meine Damen und Herren, verdient 
er an der allgemeinen Hetze auch gegen 
die Koalitionsparteien. . . “ (während der 
Spiegelaffäre; gemeint war Rudolf Aug­
stein). Da allgem eine Hetze, die nicht 
gegen die Koa litionsparteien, sondern 
gegen deren O pposition oder gar „ fe in d ­
liches Ausland“ gerichtet war, durchaus 
geduldet oder gar selbst veranstaltet 
wurde, kann das Verwerfliche dieses 
Tuns nicht in der „H e tze “ an sich ge le­
gen haben, sondern nur darin, daß sie 
sich gegen die Regierung wandte.
Das Verhältn is der Herrschenden zur 
K ritik  ist in Deutschland gestört, allein

die Einteilung in „po s itive “ und „nega­
tiv e “ K ritik  spricht Bände. Ist K ritik , 
kritische Betrachtung, ganz gleich, ob 
sie A bh ilfe  weiß oder nicht, nicht immer 
positiv? Schließlich deckt sie W idersprü­
che und Fehler auf, die der K ritis ierte , 
w ill man ihm Redlichkeit unterstellen, 
nur übersehen haben kann. Der Journa­
list muß kritisieren, er muß die Nachricht 
auf Inhalt und Auswirkungen untersu­
chen, sie sichtbar in den Zusammenhang 
stellen, aus dem sie hervorging und die 
H intergründe beleuchten; wie sollte 
sonst eine M einungsbildung möglich 
sein? „W as ihm (dem Publizisten) aber 
nicht erlaubt ist und was ihn unglaub­
würdig macht, ist ein stummes H inweg­
gehen über diese und andere W ide r­
sprüche. Er handelt nicht, sondern ste llt 
fest und bedenkt das Festgestellte. 
Wenn ihm das nicht genug ist, muß er 
in das Lager der Täter übergehen, die 
sich auf den Zwang des Faktischen her­
ausreden können, wenn ihre eigenen 
Rechnungen nicht aufgehen,“ schreibt 
Kuby.
K ritik  w ird also nicht gern gesehen, die 
Aufgaben der Presse gerade auf diesem 
G ebiet verkannt und der K ritike r ver­
ketzert. Dem Journalisten wird dadurch 
ein Teil seiner Aufgabe genommen, man 
nimmt ihn nicht mehr ernst, prü ft nicht 
seine Argumente, steckt den Kopf in den 
Sand und die Zeitung in den Papierkorb, 
sobald man eine auch nur etwas unbe­
queme K ritik  entdeckt. Auch die darm- 
städter Studentenzeitung ist davon nicht 
verschont geblieben, Abbestellungen, 
offensichtlich aus diesen oder ähnlichen 
Gründen, sind an der Semesterordnung. 
Einmal wurde dabei geäußert, die dds 
sei „n icht das, was ich m ir unter einer 
Studentenzeitung vors te lle “ . Nun, eine 
Studentenzeitung ist eine Zeitung, die 
von Studenten vorw iegend für Studen­
ten gemacht wird und über Themen be­
richtet und schreibt, die Studenten in te r­
essieren.
Nachdem im vorletzten H e ft beschrieben 
worden war, wie Herr Rohm seinen A r­
beitern den Notstand auszutreiben ge­
dachte, erkundigte sich eine Beauftragte 
der Firma telefonisch in der Redaktion, 
ob die Verfasser „überhaupt S tudenten“ 
seien und was sie denn studierten. Herr 
Rohm schmollte und wollte das von der 
Industrie und Handelskammer zusammen 
mit Fakultät und Fachschaft K. u. St. ver­
anstaltete „IH K -G espräch“ platzen lassen. 
Man ist wohl auch kritische Berichter­

stattung nicht mehr gewohnt, seit die 
Lokalpresse sich darauf beschränkt, Pres­
sem itteilungen nachzudrucken.

Solcherart übertrieben empfindliche Re­
aktionen haben allerd ings ihre Wurzeln 
auch in einer Überschätzung der Macht 
der Presse; diese ist jedoch beschränkt. 
Es sei an die Wahl H itlers, de Gaulles, 
die W iederwahlen Adenauers und 
Roosevelts erinnert; alle erfo lgten gegen 
die Meinung der M ehrheit der Presse. 
Auch F. J. Strauß ist schließlich w ieder 
M in ister geworden.

Gewiß, einige B lä tte r sind manchmal 
nicht wählerisch in S til und Ton, das 
resu ltie rt in den meisten Fällen aber da-

raus, daß auf sachliche Argum ente nicht 
mehr eingegangen wird. Paradebeispiel 
h ierfür ist die le id ige „Teegeschichte“ 
des letzten Semesters, m it der erst in 
der Fakultät M/Ph eine Diskussion über 
Studienreform fragen in Gang gebracht 
werden konnte, nachdem vorher eine 
sachliche K ritik  (sogar „p o s itiv “ , näm­
lich m it Lösungsvorschlägen) kein Echo 
gefunden hatte. wird fortgesetzt
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Ausflug ins 
Engagement
Schauspielstudio und 
politisches Theater

Das Schauspielstudio an der TH Darm­
stadt kann auf ein ereignisreiches Som­
mersemester zurückblicken. Die Reisen 
zu Festspielen nach Zürich, Heidelberg, 
Erlangen und Istanbul konfrontierten die 
Schauspieler m it einer W irk lichkeit, der 
sie sich in Darmstadt nur am Rande 
bewußt geworden waren: Selten wurde 
ihre A rbe it stärker in Frage geste llt als 
durch die verstärkte politische A ktiv itä t 
der Studenten.
Die Studentenschaft fand in den Studen­
tentheatern be re itw illige  Fürsprecher fü r 
eine neue Gesellschaftsordnung. Diese 
wußten aber o ft nicht, wie die Forderung 
nach stärkerem politischen Engagement 
und reiner Agita tion zu erfüllen war — 
zumal Mao- und M arcuse-Jünger we­
nig Verständnis fü r die Kunst des 
Schauspiels zeigten (der Zweck he ilig t 
die M itte l).
Das Schauspielstudio fand sich plötzlich 
in einem Zustand permanenter D iskus­
sion, um nicht den Anschluß zu ver­
passen. Versuchte es sich beim Gast­
spiel in Zürich noch m it dem surrea lis ti­
schen Stück „D ie  Euter des Teires ias“ 
von Guillaume Apo llina ire, so wo llte  es 
m it „V ic to r oder Die K inder an der 
Macht“ von Roger V itrac den Sprung 
zum politisch engagierten Theater wagen. 
Der Versuch mißglückte. Komödiantische 
Effekte der Inszenierung „e n tg ifte te n “ 
die politischen Bisse; Freude am Spiel 
und politische A g ita tion  stießen aufein­
ander, so daß eine Entscheidung für oder 
gegen das politische Theater nicht fallen 
konnte. Gefiel der „V ic to r“ noch bei der 
He ide lberger Woche des politischen 
Theaters, so war dieses Stück bei den 
Erlanger Studententheatertagen he ftig ­
sten Angriffen ausgesetzt — die A uffüh­
rung mußte (wie manche andere) abge­
brochen werden. Das Festival war nahe 
daran, sich selbst und das Studenten­
theater von der Bühne zu fegen.
Die Ereignisse zum Internationalen S tu­
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dentenfestival in Istanbul b ildeten dann 
den makrabren Höhepunkt der Festspie l­
zeit: Die türkische Regierung verbot kurz­
fris tig  dieses Treffen, da sie kommu­
nistische Umtriebe befürchtete. Die Angst 
vor sozialistisch engagierten Studenten 
ließ die Regierung seit einem Jahr immer 
mehr zu faschistischen Polizeistaatm e­
thoden greifen — die Studenten aus 
Darmstadt, S tuttgart und Nancy, die nicht 
mehr rechtzeitig die Absage erhalten 
hatten, bekamen das zu spüren, als sie 
trotzdem  m it den türkischen Kom m ilito­
nen unter Ausschluß der Ö ffentlichkeit 
Zusammentreffen wollten.
So ist es kein W under, daß das Darm­
städter Schauspielstudio unter der Le i­
tung von W erner K lein im Augenblick 
genug hat von po litischer Auseinander­
setzung, besonders, da nur die wenigsten 
der schauspielenden Studenten sich w irk­
lich politisch engagieren wollen. Es 
zeigte sich, daß kein W eg zwischen be­
gründeter po litischer Aussage und einer 
ansprechenden Ästhetik gefunden wer­
den konnte.
Das Schauspielstudio hat seinen Ausflug 
in die politische Diskussion — kaum be­
gonnen — schon beendet und w ird in 
diesem Semester m it Einaktern von 
Obaldia, Rühm, G iuliani und Beckett w ie­
der das Publikum ansprechen wollen, das 
„gerne ins Theater geh t“ .

T iefenthaler/eb

Streifen
Ausstellung im Underground

„S tre ifen “ , das ist nicht, was Sie gleich 
denken, so mit Polizei, das ist eine echte 
Kunstausstellung, m it der Gerhard Trom- 
mer, Maler der jungen Avantgarde, 
Jahrgang 1941) im Underground vom 1. 
November ab sein W erk vorstellt. Gerhard 
Trommer, der bereits an Ausstellungen 
in Hannover, Braunschweig, S tuttgart, 
Berlin, München be te ilig t war, tr it t  nun

in Darmstadt m it einer eigenen Aus­
stellung an die Ö ffentlichkeit.

Der O p-A rt eng verbunden, setzt der 
Künstler, ausgehend von der linearen 
geometrischen Grundeinheit, dem S tre i­
fen, seine B ilde r serie ll zu Farbstre ifen­
sequenzen zusammen. Thema der Kom­
positionen ist deshalb nicht die geo­
metrische Form in der Darstellung, son­
dern die W echselbeziehung der Farben 
untereinander, der Farbstreifen, S tre i­
fengruppen, ihren optischen Mischungen, 
simultanen Beeinflussungen durch AnorcA 
nung, Zuordnung, V ibration und MachaiT 
im Gesamtzusammenhang. W ährend der 
Deutsch-Amerikaner Josef A lbers, in der 
geometrischen Form des Quadrats die 
W echselwirkung eng benachbarter Farb­
werte untersucht, benutzt Trommer ein 
System von sieben Farben. „Es besteht 
aus zwei Hell-D unkel-Polaritä ten: der
unbunten Polarität Weiß-Schwarz und der 
bunten Polaritä t Gelb-Blau. Dazwischen 
liegen Farbtypen, die weder hell noch 
dunkel sind: Rot, Grün, Grau. Bei tau­
send Farbeinheiten erg ib t sich eine fre ie  
Rekombination von 2 mal 1018 M öglich­
keiten. Was davon Bild wird, ist sen­
s ib ler und systematischer Codierung un­
terw orfen.“ Kombinationen einzelner 
Farbeinheiten wirken als optische Signa­
le mehr oder minder stark auf das Auge. 
Gelb-Rot-Gelb, Grün-Rot-Grau oder 
Gelb-Schwarz z. B. werden als Farb­
streifengruppen durch ihre besondere 
Aggressiv itä t als dominante Gruppen a l^  
zeptiert. Serie lle Farbstre ifensequenzdr 
lösen über die visuelle Wahrnehmung 
Empfindung aus. „D ie Empfindung ist 
um so stärker, je  mehr der Blick der 
Aggressiv itä t durch Farbstreifen über­
lassen wird. Die Empfindung ist um so 
schwächer, je  stärker w illkürlich mit dem 
visuellen Vermögen auf die vorliegende 
Streifensequenz Einfluß genommen w ird .“ 
In der Chiffre definierter, systematischer 
Farbstreifengruppierungen findet das Ge­
hirn sein Hintertürchen. „Aus dem Sicht­
baren und Empfindbaren erg ib t sich das 
Denkbare.“

In dem Maße, wie die verschlüsselten 
Informationen im Baukasten Farbstreifen 
durch ihre Zuordnungen Empfindungen 
m itzuteilen vermögen, werden sie cod ie r­
te visuelle Aggression. H ier dürfte der 
Ansatzpunkt liegen, von dem aus die 
B ilde r Gerhard Trommers dem Betrach­
te r zugänglich werden.

Volker W eißgerber

feuilleton



Helmut Dreßler

Protesthörige
Vorurteile über Vietnambesinger und ihr Publikum

Man lächelt heute über ältere W ander­
vögel, Leute, die übriggeblieben sind aus 
einer Zeit, da sich unkonventiell frische 
Jungs und Mädels der Plüschvorstellun­
gen ihrer alten Herren und Damen ent­
ledigten, in die Natur zogen und dort 
nach gemeinsamem Suchen m it G leich­
gesinnten irgendetwas W ahres finden 
wollten, etwas ursprünglich Menschliches, 
etwas, das den unangreifbaren Gesetz­
mäßigkeiten des guten Familienlebens 

^ein Ideal entgegenstellen so llte  — Die Ge­
sch ich te  lehrt, daß solches Streben später 
gern benutzt worden ist, ersehnten Idea­
len einen volkhaften, unerbittlichen Zug 
zu verleihen. Die berechtigte Unzufrie­
denheit war zuerst ins Romantische ver­
klärt worden und nahm dann A ttribu te  
edlen, strengen Menschentums an, und 
sie ließ sich zuletzt derartig mißbrauchen, 
daß vie le Eigentümer der Unzufrieden­
he it der neuen, echten deutschen Ge­
sinnung zujubelten.
Der Bürgerlichkeit ihrer Umgebung ent­
flohen, erfanden die W andervögel damals 
eine A rt schwärmerischen Protests, der 
zwar ohne spürbare Auswirkung auf die 
O bjekte der K ritik , Eltern und Erzieher, 
blieb, der den W andervögeln aber das 
Gefühl fre ihe itliche r Ind iv idualitä t ver­
schaffte, und sie waren's ganz zufrieden. 
„Schwärmerischer Protest“ ist das Stich­
wort gegen ähnliche M otivationen, wie 
sie gerade schön im Schwange sind. Eine 
Menge Jugendlicher ist heute dabei, 

le igene Lücken in der Seele m it kultu­
rellem Protest zu füllen, einen „eigenen 
Ausdruck“ zu finden für Gefühle, die 
jeden treffen, der die W irklichkeiten 
seines Lebensbereichs m it erlernten und 
selbstgefertig ten Idealvorstellungen ver­
gleicht.
Dieser „e igene Ausdruck“ (schwärmeri­
schen Protests) bricht sich Bahn in einer 
Flut von aus seichter Seele und be­
schränktem Verstand stammenden Lied­
chen — Protestsongs — welche aufzu­
rütteln vorgeben und Aktion sind und 
die Zukunft im Lied, Pardon im Song, 
vorwegnehmen.
Und den wenigen, die da unkonventio­
nell singen, lauscht eine Schar Protest­
höriger, die den eigenen Ausdruck schon 
von anderen erfunden sehen, hören, und 
die  nun nur noch zustimmen können und 
mitsummen und Parolen wiederholen — 
eine Zuhörergemeinde im Konzertsaal. 
Dabei sind die meisten Texte banal bis 
e in fä ltig  und sind nicht zu gebrauchen, 
den Teil der W irk lichkeit, den sie be­

singen, passend wiederzuspiegeln. O ber­
flächlich, aus gefüh lte r K ritik  entstanden, 
können solche Liedchen nur recht ein­
fache, unkom plizierte Empfindungen des 
Aufruhrs ausdrücken oder in unpassen­
den W orten einige schlimme Tatsachen 
andeuten, weil es unmöglich ist, Haß 
und Entsetzen v o r z u s i n g e n ,  also 
ursprüngliche Gefühle eigenen Elends in 
selbstkonzipierten Texten aufzubereiten 
und anderen Leuten solches darzubrin­
gen. W er angesichts entsetzlicher Ereig­
nisse bere it ist, v ie lle ich t scharf darauf 
ist, Texte zu Songs zu machen, benutzt 
die S ituation und beutet sie aus als 
willkommenen Anlaß fürs Schwelgen in 
Empörungen. Dann soll so ein Opus auf­

geführt werden, es kommen Besucher, 
Protestpublikum, in den Konzertsaal, 
mag der sich auch als Underground- 
Ke lle r verstellen, zahlen E intritt, nehmen 
Platz, räkeln sich auf ihren Kisten, war­
ten, bis quasi der Vorhang weicht und 
die Vorstellung beginnt.
Die A ffekte, also das Entsetzen, das 
manchen manchmal packt, sind in „un­
konventionelle“ Formen eingebette t, und 
die werden während der Vorstellung 
umhegt und gepflegt. Die Gemeinde der 
Protester — gar bei Songfestivals — hat 
sich eingefunden und übt nun selbstge­
nügsam den Dienst m it der elektronisch 
verstärkten K lampfe — Orgel würde auch

passen, natürlich irgend eine ganz 
schicke, moderne A rt von Orgel.
W er die Diskrepanz zwischen den Förm­
chen des Protests hier und fernen 
Schrecken nicht verspürt, ein Unbehagen, 
das nun songend, geradezu erbaulich 
dargereicht wird, wem dieses sinnlose 
Gebärden nicht wie Kitsch (Protestkitsch) 
erscheint, dem sind sämtliche Vorste l­
lungen über reale Zusammenhänge in 
den verschiedenen Gesellschaftsformen 
dieser Ze it abhanden gekommen, der 
lebt ohne Seitenblick auf die W irk lich­
keit, d ie sich eben überhaupt nicht m it 
solchem Protestschwelgen bewältigen 
läßt.
Welche Menge an verwertbarer Empö­
rung werden so abgeführt, ausgelebt und 
damit vernichtet. Und das ist der Grund, 
warum die Protestsong-Bewegung auch 
von jenen gern geduldet wird, denen ein 
Teil des Protests g ilt. Die an und für 
sich schon w irkungslose Protest-Song- 
Mode steht unter der Kontro lle  von Leu­
ten, die daran verdienen können, die 
außerdem Angst haben vor tatsächlichen 
sozialen Veränderungen. Die gesteuerte 
Protesterei soll sich als „Ausdruck der 
Ohnmacht“ m it eigenem Freimut in die 
bestehende Ordnung einfügen, und das 
tu t sie auch.
Als Gruppentherapie fü r unsere jugend­
lichen Unzufriedenen sind Protestsong- 
Veranstaltungen glänzend geeignet. Man 
geht h interher aufgerührt, — schon die 
Musik war eine W ucht — em pört und 
beruhigt nach Hause oder e in ’ Trinken, 
denn die Ohnmachts-Komplexe sind ab­
reagiert.
M aschinengewehrgeratter in Noten zu 
setzen und es per Schlagzeug täuschend 
echt und verPoPt nachzuvollziehen, ist 
ebenso abgeschmackt und wirkungslos 
wie das Verweilen in anarchistisch so­
zia lkritischer Pose. Bei den eigentlichen 
Akteuren kann man's hinnehmen. W er 
wo llte  wagen, sie in ihrem Selbstver­
ständnis zu stören. Aber junge Leute, 
d ie  sich von jenen dann Theater — 
w irklichkeitsgetreues — Vorspielen lassen 
und nun ebenfalls anarchistisch träumen, 
sind nichts Anderes als in d ie  gerade 
ablaufende Ze it übersetzte W andervögel. 
Und es ist sicher: Sie werden keine Re­
volution machen, da kann man ganz be­
ruhigt sein. Irgendwann werden sie das 
Ganze einmal leid, als vorübergehende 
Erscheinungsform eigener Unsicherheit, 
und sie werden m it der passiven Pro­
testsingere i auch die ernsthaften Grund-
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Falk Rieß

Ein duftes Fest?
Lieder und Politik bei den Essener Songtagen

lagen ihres Protests vergessen und wer­
den zurückkehren in den Schoß des plu­
ralistischen Ganzen, dem sie einst ent­
schlüpft waren. Durch die institu tiona­
lis ie rte  Protest-Bewegung wird die be­
rechtigte Unzufriedenheit um funktion iert 
in ein Spiel m it gemischten Gesängen. 
Und wer nur derartige Spielchen als den 
zarten Ausdruck seiner Persönlichkeit 
kennt, vor dem werden die „G roßen“ 
nur ganz kurzzeitig eine Andeutung von 
Furcht haben, denn nichts untergräbt ihr

ideologisches Fundament, sie werden 
sich an das jugendliche Engagement ge­
wöhnen und Protest-Song-Konzerte be­
suchen und beim Nachmittagskaffee dar­
über Gespräche führen; „haben dann so­
gar einen echten Anarchisten gesehen — 
der sah vie lle ich t aus — und die Haare; 
bißchen verrückt sind se ja, aber im 
Grunde genommen irgendwie ehrlich — 
nee, nischt fü r mich — klar bin ich auch 
gegen Kapitalism us und so — und die 
Amis in Vietnam, die machen ganz schön’ 
M ist — aber man muß ja  nicht gleich 
soo — wenigstens anständig rumlaufen 
kann man doch wenigstens.“
Und da beginnt dann w ieder der Kampf 
der Protesthörigen gegen Vorurte il und 
D iskrim inierung: „W ir ziehen uns an wie 
w ir wollen, uns macht keiner Vorschriften. 
Von w egen!“ — Und dann werden sie ge­
legentlich nicht zum Friseur gehen und 
gelegentlch unkonventionelle K le idungs­
stücke im Kaufhof von der Stange oder 
in der nächsten PoP-Boutique kaufen, 
denn ohne Zweife l: Den Kampf um das 
eigene Erscheinungsbild haben die jun­
gen Menschen von heute schon ge­
wonnen.

Die Internationalen Essener Song-Tage 
Ende Septem ber wurden als das größte 
Folk-, Protest- und Pop-Fest zumindest 
in Deutschland angekündigt. In der Tat 
brachten sie eine ungewöhnlich reich­
haltige Dokumentation der modernen 
Strömungen auf dem G ebiet der d is­
krim inierend so genannten „U -M us ik “ , 
der Unterhaltungsmusik. Ebenso wichtig, 
wenn nicht noch w ichtiger waren die 
Vorträge und Diskussionen, die den 
theoretischen Unterbau fü r d ie Veran­
staltungen liefern sollten, jedoch unter 
bedauerlich geringer Bete iligung der 
Festivalbesucher stattfanden.

Theorie: Vom Protest zum Underground

Musik ist eine kulturelle Äußerung des 
Menschen; insofern hat sie eine gesell­
schaftliche Funktion. Sogenannte Pro­
testliede r sind eine Musikform, die die 
gesellschaftliche Funktion der Musik m it 
H ilfe  des gesungenen W ortes zur Ver­
änderung gesellschaftlicher und p o lit i­
scher Zustände ausnutzen möchte. Es 
haben sich zwei grundsätzlich voneinan­
der verschiedene Arten von Protestsongs 
entw ickelt:

das Zusammenhalte-Lied. So sollen 
Lieder bezeichnet werden, die mög­
licherweise prim är unpolitisch waren, 
sich im Laufe der Z e it aber durch 
häufiges gemeinsames Singen bei po­
litischen Aktionen als stark gemein­
schaftsbildend erwiesen haben (We 
shall overcome, Internationale). Sie 
haben Bekenntnischarakter, dienen zur 
Erzeugung von „W ir-G e füh len“ ; es 
feh lt ihnen zwar die rationale B ot­
schaft, sie können aber politisch w irk­
sam werden, zum Beispiel beim O ster­
marsch oder bei freedom  marches. Für 
sie genügen trad itione lle  musikalische 
Formen.

das Angriffs-L ied. Es wird im Text ein 
po litischer A ngriff gegen eine Haltung, 
eine Person oder eine Handlung ge­
führt. Ebenso kann eine konkrete po­
litische Utopie Gegenstand dieses 
(eigentlichen) Protestliedes sein. Zu 
fordern ist jedoch stets konkreter und 
aktueller Bezug sowie eine musika­
lische Form, die die Gefahr des G e­
gensatzes zwischen musikalischer O rd­
nung und po litischer Intention verm in­
dert.

Das Zusammenhalte-Lied soll helfen, 
eine repressive S ituation besser zu er­

tragen; das A ngriffs-L ied soll dazu be i­
tragen, diese S ituation zu ändern. Die 
Rolle des Zusammenhalte-Liedes braucht 
nicht w e ite r betrachtet zu werden, es 
hat in Europa vorerst nur geringe Bedeu­
tung und ist außerdem politisch unpro­
blematisch. Das rationale Kam pflied je ­
doch kann eine politische Bedeutung nur 
dann erhalten, wenn es gewisse Forde­
rungen erfü llt, um gewisse negative Fol­
gen zu vermeiden.

*  Das Protest-L ied muß sich an eine^ 
identifiz ierbare Adresse wenden. Es 
ist sinnlos, wenn sich niemand ge­
troffen fühlt.

*  Es muß die Menge der gezie lt Pro­
testierenden vergrößern, sonst b le ib t 
der Protestsänger in einer Hofnarren­
rolle.

*  Der Angesungene muß die reale 
M öglichkeit haben, an den angegriffe­
nen Zuständen etwas zu ändern. An­
sonsten erg ib t sich nur eine ver­
waschene Solidarisierung unter den 
Zuhörern.

*  Es müssen nicht nur Z iele, sondern 
auch W ege zum Z ie l aufgezeigt wer­
den. Damit muß der Gefahr begegnet 
werden, daß Protestlieder nur A lib i- 
Charakter und Ventilfunktion haben.

*  Das Protest-L ied muß konkrete A k­
tionen emotional vorbereiten. Andern­
fa lls verläßt der Zuhörer die Veran-j 
staltung unbefriedigt, und seine Be­
reitschaft, etwas zu tun, verpufft.

Aus diesen Forderungen ergeben sich 
natürlich große Schwierigkeiten betreffs 
der musikalischen Form. Amerikanische 
Protestsänger verwenden oft trad itione lle  
S tile  unreflektiert (Dylan, Seeger) und 
verfallen dam it der Gefahr der Affirm a- 
mation. Europäische Sänger setzen zwar 
musikalische S tilm itte l gezie lt ein, ver­
wenden Z ita te  und Dissonanzen, so daß 
ein „W oh lfüh len“ des Zuhörers verm ie­
den wird, jedoch w ird von einem kon­
sumgierigen Publikum fast alles goutie rt 
und als künstlerisch hochstehend absor­
biert.

Ein zweiter Bereich neben dem Protest- 
Song, der zwar nicht in erster Linie po­
litisch, aber kulturell progressiv und des­
halb bedeutungsvoll fü r die gesellschaft­
liche Entwicklung ist, w ird m it einem 
M odewort bezeichnet: der Underground. 
Musikalisch versteht man unter Under-
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ground Beat- und Pop-Musik; d ie  musi­
kalischen Quellen liegen im am erikani­
schen Blues, dem Rhythm and Blues und 
der Folklore. Diese M aterialien werden 
nicht bewahrend-regressiv, sondern als 
Bausteine und Ausgangsbasis verwendet. 
Nun darf man Underground nicht iso liert 
nur musikalisch sehen; neben der Ent­
wicklung neuer ästhetischer Normen 
stehen neue moralische Maßstäbe, neue 
Formen des Zusammenlebens und eigene 
Kle idungsgewohnheiten. Politisch rele- 

fcvant sind solche Untergruppen der G e­
s e lls c h a ft insofern, als gewisse Normen 

(zum Beispiel sexuelle) der Subkulturen 
in d ie  Gesamtgesellschaft übernommen 
werden. Andererseits besteht die Gefahr, 
daß die Subkultur in die Gesellschaft 
in tegrie rt w ird, indem beispielsweise 
Underground-M usik zum Konsumartikel 
degradiert w ird. Doch gerade das er­
m utig t neue Gruppen, noch unverdau- 
barer Musik zu machen, noch unge­
wöhnlicher sich zu kleiden und zu leben. 
Amerikanische Underground-Gruppen ha­
ben musikalische Collage-Techniken ent­
wickelt, bei denen Text, Musik und Ge­
räusche zu einer E inheit verschmolzen 
werden. Die Gesellschaft ist vorerst nicht 
bereit, diese künstlerische Progressivität 
zu to le rie ren; Rundfunk und Fernsehen 
ignorieren solche Entwicklungen aus 
Angst, diese Musik könnte auch gese ll­
schaftliche Veränderungen provozieren 
und einle iten. So wie in der Under- 

kground-M usik Spontaneität und O rgani­
s a t io n  sich nicht ausschließen, sondern 

ergänzen, könnte man sich einmal über 
eine E inheit von Anarchismus und So­
zialismus Gedanken machen.

Folk: Fast Fehlanzeige

W ie erwartet, spie lte die Folklore in 
Essen nur eine untergeordnete Rolle. 
Ein paar unverzagte Folkniks trafen sich 
zu m itternächtlicher Stunde m it Colin 
W ilk ie  und Shirley Hart zu einer intimen 
M itsinge. Ansonsten gab es eingestreut 
Zigeunerjazz, irische Volkslieder, Five- 
string-banjo-Gezupfe und Lieder zur 
G itarre. Den weitaus stärksten Eindruck 
hinterließ der Engländer A lexis Korner, 
der das englische Blues-Revival einge­
le ite t hat und m it überzeugendem blues- 
fee ling zum Teil neue Texte vortrug. 
Le ider war aus finanziellen Gründen 
seine Band nicht m it eingeladen worden, 
so daß Korner seinen Pianisten auf 
eigene Kosten nachkommen lassen

mußte. Am letzten Abend präsentierten 
sie dann ein Blues-Programm, das man 
W eißen nie zugetraut hätte.

Protest: Die Suche nach der Form

In Essen waren eine Menge in- und aus­
ländische sogenannte Protestsänger ver­
sammelt. A ll die Gefahren, die die Form 
des gesungenen Unbehagens an G esell­
schaft und P o litik  birgt, wurden hier 
offensichtlich. Julie Felix zum Beispiel 
kam in einem vio le tten Hosenanzug und 
gleichfarbigem  Umhang auf die Bühne 
ge fla tte rt und zog fürs Fernsehen eine 
Show ab. Die W irkung ihrer kritischen 
Texte wurde vollständig neutralisiert. 
Bezeichnend ist die Entwicklung der 
deutschen Protest-Professionals. Degen­
hardt und Hüsch, vor wenigen Monaten 
noch Spökenkieker und Spaßmacher, 
bringen inzwischen nur noch politisch 
direkte Texte, die die Veränderung des 
Systems propagieren, ohne künstlerische 
Überhöhungen und Metaphern. Die musi­
kalische Form allerd ings scheint zumin­
dest bei Degenhardt noch hinterherzu­
hinken, die W anderg itarre ist halt kein 
klassenkämpferisches Instrument. Hüschs 
stakkatoartige Sprechform ist da schon 
eher geeignet, Aufm erksam keit und A uf­
nahmebereitschaft zu erzeugen; auch 
Süverkrüps G itarrenbegle itung ist weni­
ger einlullend.
Das „A ng eb o t“ an Protest erstreckte sich 
weiter über erschreckend aktuelle Heine­
lieder, perfekt vorgetragen von Ulli und 
Frederik, bis hin zu den vie r Conrads, 
linken Gewerkschaftssängern aus dem 
Ruhrgebiet, die wegen ihrer schlechten 
Reime und ihrer musikalischen Einfach­
heit von den Experten belächelt wurden, 
in ihrer konkreten politischen W irksam ­
keit jedoch nicht unterschätzt werden 
dürfen.
Die beiden von der Form her konse­
quentesten Protestsänger waren für mich 
der H ippie und LSD-Prophet David Peel 
von der Lower East Side aus New York 
und der dreifache Doktor Rolf Schwend- 
te r aus W ien. Beide haben eine ausge­
sprochen häßliche Singstimme und ver­
hindern durch die A rt der Begleitung 
(Peel schlägt prim itive Rhythmen auf der 
G itarre, Schwendter benutzt eine K in­
dertrommel), daß der Zuhörer sich an 
der Darbietung berauscht. Das Publikum 
reagiert allergisch. Häßlichkeit und Pri­
m itiv itä t sind wohl die einzigen S tilm itte l, 
die selbst ein auf hemmungslosen Kon­

sum eingeschworenes Publikum auf die 
Dauer nicht erträgt. Dadurch treten die 
Texte in der W irkung stärker hervor. 
Stark verm ißt wurde übrigens die ange­
kündigte B lack-Power-Band; von ihr 
hatte man sich so etwas wie eine neue 
Dimension des Protestes versprochen.

Pop: Zwischen Rock’n Roll und Free Jazz

Popmusik, das ist: Beat und Jazz und 
Folk und psychedelic und Soul und und 
und. Bekannte und unbekannte Gruppen 
aus Deutschland, England, Holland, 
Schweden, der Tschechoslowakei, der 
Schweiz und den USA kamen in großer 
Zahl nach Essen und wurden in Mammut­
veranstaltungen präsentiert. Besonderer 
G lanzpunkt aus der Jazz-Ecke war die 
englische Sängerin Julie D riscoll m it dem 
Brian Auger-Trio. Temperamentvoll, aus­
drucksstark, explodierend: Julie D riscoll; 
w ild, eigenständig, effektvo ll: Brian
Auger auf der O rgel. Eine großartige 
Show, ein Erlebnis fü r jeden, fü r den 
Musik nicht bei M endelssohn-Bartholdy 
aufhört.
Bei den deutschen Gruppen zeigte sich 
deutlich, wie zwei Musiker, von grund­
verschiedenen Traditionen herkommend, 
zu ähnlichen Ergebnissen gelangen 
können. Ehemalige Jazz-Gruppen wie die 
Peter Brötzmanns und G unter Hampels 
„T im e is now“ können im gleichen Pro­
gramm auftreten w ie die Ex-Beater Tange­
rine Dream und Guru Guru Grove, ober­
flächliche Zuhörer werden sie le icht der 
gleichen Stirichtung zurechnen. Am kon­
sequentesten in der Schaffung von Anti- 
Musik scheinen jedoch die Peter Brötz- 
mann-Gruppe und die Münchner Kom­
mune Amon Düül, obwohl Grundgedanke 
und musikalische Form extrem verschie­
den sind. Peter Brötzmann g ib t acht 
Leuten je  ein Instrument und läßt sie 
dam it machen, was sie wollen. Manchmal 
wollen auch ein paar zusammenspielen, 
da kommt fü r kurze Z e it ein wenig O r­
ganisation zustande; ansonsten ist diese 
Musik Symbol fü r d ie  Selbstfreiung des 
Individuums. Takt, Rhythmus — unbe­
kannt. Musik w ird systematisch in Einzel­
bestandteile zerlegt, zerschlagen, zer­
hackt.
Das G egenteil ist bei Amon Düül der 
Fall: Ihre Musik ist Ausdruck ihrer Le­
bensform, der engen Gemeinschaft.
Rhythmen werden aneinandergereiht, 
M elodie is t vö llig  e lim in iert. Die Gruppe 
wächst zusammen zu einem stampfenden
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Tier, die künstlerische Geschlossenheit 
ist frappierend. „W ir hassen S o li“ , sagt 
der G ita rris t der Gruppe. Auch diese 
Musik kann nicht konsumiert werden, Zu­
hörer und K ritike r tun sie als prim itiv 
und unmusikalisch ab. Ja, sie ist „un ­
m usikalisch“ , aber sie ist progressiv. 
Höhepunkt der Song-Tage waren die 
A u ftr itte  der beiden bekanntesten ameri­
kanischen Underground-Gruppen, der 
Fugs und der Mothers of Invention. Die 
Fugs boten eine aggressive Porno-Polit- 
Show: Obszöne Verse zu harten Rock’n 
Roll-Rhythmen, politische Agita tion  durch 
kabarettartige Einlagen; Schilder und 
Plakate verkünden: In God we trust, 
fordern auf: Am erica — love it, werben 
fü r das Buch: Mein Humph. Schließlich 
stellen die Fugs ihren eigenen Kandida­
ten fü r die Präsidentschaftswahl vor: ein 
lebendiges Schwein.
Nachdem man sich nach Frank Zappas 
erstem A u ftr itt gefragt hatte, wer e igent­
lich seine Platten gemacht hat, wurde 
man am nächsten Tag entschädigt: Die 
Verlesung eines F lugblattes gegen ver­
hetzende Berichterstattung der Lokal­
presse über das Festival gestaltete 
Zappa m it seinen M üttern zu einem mu­
sikalischen Total-Happening. Zufall und

Chuck Berry. Er versteht nicht, warum 
die Deutschen immer fragen, was er mit 
seinem Geld macht. „Es wird so viel 
dummes Zeug über Revolution ge­
schwätzt.“
„W ir treten fast überall auf, aber überall 
nur e inm al“ , verrät grinsend Tuli Kupfer­
berg, M itbegründer der Fugs. Ed San­
ders,' der Texter, macht schnell einen 
schockierenden Satz: „Fuck the Queen 
of England w ith a pink homosexual por­
cupine assward in the s treet.“ — „For 
peace !“ ergänzt Tuli. (porcupine heißt 
übrigens Stachelschwein)

Kritik: Ein duftes Fest — sonst nichts

K ritik  ist eigentlich das einzige, was 
man von den Essener Song-Tagen in 
den Zeitungen lesen konnte, K ritik  be­
sonders am Veranstalter Rolf Ulrich K a i­
ser, der in maßloser Selbstüberschätzung 
alles alleine machen und jede Veran­
staltung höchst persönlich „durchziehen“ 
w ollte („Das ist nur noch psychologisch 
zu erklären“ , meinte M itveranstalter Tom 
Schroeder). Sachliche und verständnis­
volle K ritik  war bisher selten, ist aber 
notwendig.

Planung, Geräusch und Ton vermischen 
sich, verein igen sich m it gesellschafts­
kritischen Texten gegen die plastic 
people zu einer Musikform, die mit dem 
Beat die Instrumente und m it den K ra­
nichsteinern die Ideen gemeinsam hat, 
m ithin g leichzeitig so populär und so 
progressiv ist, daß Rundfunk und Fern­
sehen sie ignorieren müssen.

Sechs Punkte wurden von einer Gruppe 
progressiver Festivalbesucher um Rolf 
Schwendter, Hanns-D ieter Hüsch und 
Erasmus Schöfer erarbe itet und — im 
(zu) kleinen Kreis — d iskutie rt und ver­
abschiedet.

Aus einer Pressekonferenz:
Frank Zappas musikalische V orb ilder 
sind Stravinsky, Penderecki, Boulez und

* Ein solches (politisches) Festival muß 
politisch vorbere ite t werden. Konzert­
säle sind nicht der rechte Ort, Mas­
sen gegen Unterdrückung, Krieg und 
Kapitalism us zu m obilisieren. In Zu­
sammenarbeit m it örtlichen politischen
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Gruppen müssen die Darbietungen 
auf Marktplätzen, in Fabriken und Ge­
werkschaftshäusern stattfinden.

*  Die Analyse muß nicht nur voran­
gehen, sie muß die Veranstaltungen 
permanent begleiten. In W orkshops 
muß dem Publikum Gelegenheit ge­
geben werden, m it den Künstlern 
über ihre Intentionen zu diskutieren. 
Kurzreferate musiktheoretischen, so­
ziologischen und psychologischen In­
halts müssen Zusammenhänge a u f - ^  
zeigen und das Verständnis v o r b e - ^  
reiten.

* Veranstalter und Veranstaltungen 
müssen jederze it K ritik  und Selbst­
kritik  unterworfen werden. Eine grund­
sätzliche Diskussion über die Kon­
zeption darf nicht „wegen Zeitm an­
ge ls“ abgelehnt werden. Ein Forum 
fü r d ie K ritik  könnte eine täglich er­
scheinende Festivalzeitung sein.

*  Die Essener Song-Tage waren durch 
undifferenzierte Programmgestaltung 
gekennzeichnet. Die einzelnen Kon­
zerte waren zumeist ein ungenieß­
barer Brei, in dem grundverschiedene 
S tile  unverantwortlich verm ischt wur­
den. P rotestlieder wurden durch 
Popmusik-Darbietungen in der g le i­
chen Veranstaltung harmonisiert.

*  Aufkommender Protest des Publikums
gegen Darbietungen darf nicht durch 
Aufdrehen der Verstärker unterdrückt 
werden; solche Konflikte müssen f a i r ^  
ausgetragen werden. ^

* Durch die V o rfin a n z ie ru n g  des Festi­
vals durch die Stadt Essen entstan­
den immanente W idersprüche (Esta­
blishm ent unterstützt Underground). 
Diese W idersprüche müssen vorher 
erkannt und so we it wie möglich ver­
mieden werden. Ebenso muß die 
Rolle der Massenmedien überdacht 
werden; Fernsehen, Rundfunk und 
Presse störten zwar Künstler (beim 
Spielen) wie Publikum (beim Zusehen), 
die Berichterstattung war jedoch — 
wie gewohnt — subjektiv, einseitig 
und diskrim inierend.

Den Zweck, möglichst viel authentisches 
M aterial über Folklore, Protest und 
Pop-Musik zu bieten, hat das Essener 
Festival, zumindest was den letzten Be­
reich angeht, sehr gut e rfü llt; die Funk­
tion jedoch, die diese Musik in unserer 
Gesellschaft hat, ihre politische Dimen­
sion also, hat es nicht deutlich zu 
machen vermocht.
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W olfgang Straub

Menschen im Gespräch
Eine Komödie, berichtet und zusammengestellt auf Grund von Tatsachen, Unterstellungen und Entstellungen

Die Personen:
Der Ansprecher (Engel)
Das Podium: Nr. 1 (Agnoli), Nr. 2, Nr. 3, 

Nr. 4, Nr. 5 (Abendroth), Nr. 6, Nr. 7 
(Heer), Nr. 8, Nr. 9 (Schwidetzky), 
Nr. 10 und Leiter (Kräm er-Badoni), 
Nr. 11, Nr. 12, Nr. 13, Nr. 14, Nr. 15, 
Nr. 16, Nr. 17, Nr. 18, Nr. 19, Nr. 20 

Herr „G rundsatz“ (die fün f Grundsätze 
des Darmstädter Gesprächs)

Der Zuschauer Der „S tö ren fried “ (Quast)
Der Schlußsprecher (Sabais)
Die „Revolu tionäre“
Statisten im Sinne des W ortes 
O rt: Eine Mensa
Nach der Begrüßung.
Der Ansprecher: Es war vor 18 Jahren 

und es war eines der erregendsten. 
Heute haben w ir uns hier zum gleichen 
Zweck und — welch W agnis — zum 
gleichen Thema zusammengefunden.
Es geht beim diesjährigen Gespräch 
auch um die demokratische Ordnung 
und die Freiheit des Menschen. Im 
Osten geht die Jugend fü r die Freiheit 
auf die Straße, dem onstriert für die 
Freiheit, d iskutie rt fü r die Freiheit, 
doch hier im W esten wollen die jun­
gen Akadem iker unsere fre ihe itliche de­
mokratische Ordnung zerstören, zeigen 
eine antiparlamentarische, antidem o­
kratische, in to lerante und rechthaberi­
sche Gesinnung. Man muß diesem Re- 
voluzzertum entgegentreten, unser de­
mokratischer Rechtsstaat muß sich die 
notwendige A u to ritä t verschaffen. Aber 
die Freiheit, unsere Freiheit, w ird eines 
Tages überall in der W e lt durchbre­
chen.

Einige Statisten: Oh ja, recht hat er.
Herr „Grundsatz“: Die Gespräche sind 

kein Schauplatz parte ipo litischer Aus­
einandersetzungen. Sie wollen nicht 
die Aufgaben politischer Parlamente 
übernehmen. Greifen sie jedoch ein 
politisches Thema auf, soll der Geist 
der Politik und die Politik des Geistes 
zur Debatte stehen.

Später.
Nr. 9: Der MENSCH ist m it dem Affen 

verwandt. Die Entwicklung des MEN­
SCHEN aber ist ein einmaliges Ereig­
nis. Der HOM O SAPIENS ist ein Hirn- 
und Handspezialist geworden. Zusam­
mengefaßt sieht das so aus: Der
MENSCH ist der Primat m it einem 
hohen Ante il erlernter Verhaltensm erk­
male, besonders geprägt durch die 
Sprache. Kurz gesagt: Es ist der Affe,

der spricht.
Einige Statisten: Interessant, interessant.
Nach einer Diskussion, einem Referat,
einer Diskussion, dem Mittagessen.
Nr. 5: Marxismus . . . Evolution . . .  w is­

senschaftliches Z e ita lte r . . .  Produktiv­
kräfte! . . .Produktionskräfte . . ,  Exten­
sion ..  . T e rm in o lo g ie ... Technologie 
der industrie llen G ese llscha ft. . . Basis 
der Formen . . . Labyrinth der Relativ­
sätze . . .  Reproduktion . . .  Analyse des 
Verhältnisses ..  . partikularis ierte Pro­
duktionsverhältnisse des Spätkapita­
lismus . . . den adäquaten Typ der 
G ese llscha ft. . .  Problem prak tische r. . .  
ge se llscha ftliche r... i s t . . .  d e r . . .  das 
w a r . . .  e in . . .  im . . .  a b e r . . .  I s t . . .

Herr „Grundsatz“: Die Gespräche sollen 
dem unaufhörlichen Dialog von These 
und Antithese einen m öglichst großen 
Spielraum bieten. Sie sollen vom A ll­
gemeinen ins Besondere gehen, um 
aus dem Besonderen neue Schlüsse 
auf das A llgem eine zu ermöglichen.

Nr. 10 und Leiter: Ich höre Nr. 5 schon 
seit 33 Jahren m it Vergnügen zu, wenn 
auch ergebnislos.

In der Diskussion.
Nr. 1: W ir werden dafür sorgen, daß 

unsere Tempel fallen, daß die Reihen 
der Linken ge säu be rt. . .

Einige Statisten klatschen Beifall, lachen.
Nr. 1: Kollege 7, Sie wollten dafür sor­

gen, daß Ihre Tempel fallen. W ie wäre 
es, wenn man St. Peter zum Parkhaus 
umbenennen würde.

Einige Statisten (die gleichen, die vorher 
geklascht hatten, em pört): Ohhhhh!
(bekommen rote Köpfe, schauen sich 
nach G leichgesinnten um) Unverschämt­
heit, U nver.. . .

Herr „Grundsatz“: Die Gespräche sind 
keine Fachgespräche. Sie werden für 
ihr Publikum und fü r die Ö ffentlich­
keit geführt. Sie stellen nicht Personen 
gegeneinander, sondern Gedanken.

Später.
Der „Störenfried“: Die Veranstaltung Ist 

nicht effektiv.
A llgem einer Beifall.
Der „Störenfried“: Nr. 10 und L e ite r . . .
A llgem einer Beifall.
Der „Störenfried“: Nr. 5 . ..
A llgem einer Beifall.
Der „Störenfried“: Nr. 1 . . .
A llgem einer Beifall.
Der „Störenfried“: Die Diskussion ..  .
A llgem einer Beifall.
Der „Störenfried“: Ich hätte einen V or­

schlag.

^Beifall recht spärlich. Erste M ißfallens­
äußerungen.
Nr. 10 und Leiter: Sie wollen nur die 

Veranstaltung sprengen.
Einige Statisten (em pört): So etwas.
Der „Störenfried“: Ich fordere, daß über 

meinen Vorschlag abgestimmt wird. 
Offene Empörung im Saal.
Einige Statisten (m it roten Köpfen): Un­

erhört diese jungen Leute.
Nr. 10 und Leiter: Ich habe Sie lange 

genug reden lassen. Jetzt genügt es 
aber. Sie wollen die Veranstaltung 
sprengen.

Herr „Grundsatz“: Die Gespräche stre­
ben nicht nach Entscheidung oder Lö­
sungen. Sie dienen der Aussprache 
und Verständigung. Sie genügen ih­
rem Zweck, wenn durch sie ein neuer 
Gedanke, eine fruchtbare Erkenntnis 
oder eine richtigere Ansicht der Dinge 
sich m itte ilen und erproben kann. 

Erste Auflösungserscheinungen der Ver­
anstaltung. Einige Empörte beginnen ab­
zuwandern.
Die Veranstaltung w ird nicht gesprengt, 
die Komödie wäre sonst zu rasch zu 
Ende.
Später.
Nr. 10 und Leiter (zum Zuschauer): Recht 

haben Sie, aber morgen wird es ge­
nauso.
Ja, das habe ich auch immer gesagt, 
das habe ich schon dem Schlußspre­
cher gesagt. Aber Sie wissen ja.
Ja natürlich, das habe ich m ir auch 
schon gedacht, das müßte man von 
vornherein ganz anders machen. Nein, 
dies geht w irklich nicht, das ist zu 
viel, aber wer sieht das schon ein. Ja 
da müßte manches verändert werden. 
An m ir lieg t es, wie gesagt, nicht. Und 
das m it Nr. 5, das war schon viel, aber 
was soll man da machen. Ja ich weiß, 
und er hat es m ir auch versprochen, 
a b e r . . .

Nach einer Nacht, einem Tag, einer 
Nacht, einem Morgen.
Der Schlußsprecher: Es ist zu Ende. Las­

sen w ir uns nicht entmutigen!
Herr „Grundsatz“: Die Gespräche sind 

ein internationales Forum fü r das gan­
ze Land. Die S tadt hat diese Einrich­
tung in Besinnung auf ihre kulturelle 
Tradition geschaffen, um der ö ffen t­
lichen Debatte europäischer Lebens­
fragen einen unabhängigen O rt zu ge­
ben.

Die „Revolu tionäre“ sind nicht in Erschei­
nung getreten.
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Bahnhof
Die Deutsche Bundesbahn, Deutschlands 
größtes Reiseunternehmen, hat vor un­
gefähr einem Jahr ein neues Patent auf 
den Markt gebracht: den D-Zug-Zuschlag, 
der nur am Kauftag gü ltig  ist und nur 
am Kauftag zurückerstattet werden kann. 
Nach der Erfindung dieses neuen Sy­
stems feh lte  bedauerlicherweise eine 
bre ite  Inform ation des Bahnpersonals, 
der Ö ffentlichkeit und der Reisenden; in 
einigen Zeitungen fand man, verschämt 
in eine Ecke gequetscht, eine kleine 
Notiz, an Bahnhöfen und in Zügen ent­
deckte man keine Anschläge. Hatte man 
die Notiz überlesen, oder war sie in der 
abonnierten Zeitung nicht gedruckt wor­
den, reiste man weiterhin in dem G lau­
ben, der Schnellzugzuschlag gelte ein 
halbes Jahr.
M it solcher Religion derjenigen des 
Fahrkartenkontrolleurs konfrontiert, ge­
wann O tto  sehr bald den Eindruck, daß 
dieser Zuschlag nur noch einen Tag gü l­
tig  ist, daß er selbst ein mehr oder 
weniger notorischer Betrüger ist, gegen 
den ja  d ie neuen Bestimmungen gerich­
te t sind. O tto  bezahlte seine drei Mark 
fü r einen neuen Zuschlag und war s till — 
Ruhe ist die erste Bürgerpflicht.
O tto  ließ sich über die neuen Zuschlags­
regelungen belehren, mußte allerd ings 
bald in Erfahrung bringen, daß sich 
Schaffner je  nach D iensta lter und Humor 
wie Bahnhöfe je  nach G ebiet und Größe 
verschiedenen Ideologien unterworfen ha­
ben. O tto  löste in Seebrugg eine Fahr­
karte nach Heide lberg m it Zuschlag und 
kam dann — aus welchen Gründen auch 
immer — zwischen Seebrugg und T itisee 
auf die absurde Idee, in Freiburg den 
früheren Eilzug anstatt des Schnellzugs 
benutzen zu wollen. Er hatte in T itisee 
genügend Z e it den Zuschlag zurückzu­
geben. O tto  hörte: „In  T itisee geht das 
nicht, das können Sie nur in Freiburg 
machen", und außerdem schlugen W orte 
wie „Schriftlichen Antrag s te llen “ , „B e ­
arbeitungsgebühren“ und „Zahlen und 
weniger (1,— DM) gezahlt bekommen“ an 
sein Ohr. O tto  hatte eine unschöne Be­
merkung auf den Lippen.
In Heide lberg ging O tto an einen Fahr­
kartenschalter, tauschte seinen Schnell­
zugszuschlag gegen zwei Mark ein und 
erh ie lt auf die Frage, ob dieser Handel 
auch in T itisee gegangen wäre, die A nt­
wort: „S e lbstverständ lich !“ . O tto  hatte 
w ieder einen bösen Gedanken. 
Irgendwann später löste O tto  im Haupt­
bahnhof Darmstadt, um sein Gepäck auf­

geben zu können, eine Karte einen Tag 
vor der Fahrt und beantwortete die 
Frage „M it Zuschlag?“ nach einer Be­
lehrung, daß der Zuschlag auch morgen, 
wenn er m it der Fahrkarte zusammen ge­
löst worden ist, G ü ltigke it besitzt, mit 
Ja. Am nächsten Tag verpaßte O tto zu­
fä llig , weil die Straßenbahn Verspätung 
hatte ,' den Schnellzug und ste llte  fest, 
daß der nächste Zug in der gewünschten 
Richtung ein Eilzug war. O tto hatte noch 
eine Stunde Z e it und verfie l auf die 
sonderbare Idee — wie von ungefähr —, 
seinen Schnellzugzuschlag zurückzuge­
ben. Le ider war O tto  vorher, um die 
roten Rücklichter des entschwindenden 
Zuges im morgendlichen Nebel verblas­
sen Zusehen, durch die Sperre gegangen, 
und nun hatten Fahrkarte und Zuschlag 
ein Loch. „D e r Zuschlag ist ungü ltig “ , 
erfuhr O tto  bei seinem Wunsch nach 
klingender Münze und ging dann, Ä rger 
gewohnt, zum Nachlöseschalter. O tto be­
kam — tro tz  Hauptre isezeit sehr freund­
lich und zuvorkommend — die G ültigke it 
des Zuschlags bestätigt. Freundlichkeit 
steckt an, und O tto bewegte sich w ieder 
guter Laune zu einem Schalter, um den 
Tausch perfekt zu machen. Dort ließ er 
sich dann belehren, daß der Zuschlag 
vom Tage vorher, also von gestern sei — 
welch ungeahnte W eisheit —, und daß

und war also nicht zurückzuholen. Ja 
dann ließe sich nichts machen: „Gehen 
Sie b itte  ins Büro, dort soll man das 
machen, ich kann das nicht.“

O tto wurde im Büro freundlichst emp­
fangen, ein Herr hörte sich die Erzäh­
lung über seinen Leidensweg an, nahm 
die Sache, d ie Fahrkarte und den Zu­
schlag selbst in die Hand und ließ ihn 
in dem ehrlichen Glauben zurück, daß 
das Ganze halb so tragisch und k o m p li- ^  
z ie rt sei. Nach ungefähr einer V ie rte l-W  
stunde kam der vorher so freundliche 
Herr m it ernstem Gesicht, m it le idender 
und be le id ig ter Miene zurück: „W arum 
wollen Sie den Zuschlag eigentlich nicht 
mehr benutzen?“ O tto wies w ieder da­
rauf hin, daß der nächste Zug ein zu­
schlagfre ier Eilzug sei, und daß er, O tto, 
m it diesem zu fahren gedenke. Der Herr 
überlegte, nickte dann mit dem Kopf und 
fragte : „A be r Sie wollen doch fahren?“ 
O tto war nahe dem Zusammenbruch, ant­
worte te „N a tü rlich “ und erklärte noch­
mals feierlich, daß er nur den Zuschlag 
zurückgeben wolle, allerd ings auf dem 
Umweg über die Rückgabe der Fahr­
karte bei gle ichzeitiger Ausstellung einer 
neuen gleichlautenden, da die Rückgabe 
des Zuschlags ja  offensichtlich nicht an­
ders möglich sei. Bei der dann folgen-

Dipl.-Wirtsch.-Ing. 
RUDOLF WELLNITZ
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Darmstadt, Lauteschlägerstraße 4 
Direkt an der Hochschule
T echnisches Antiquariat
Darmstadt, Magdalenenstraße 19 
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er die Fahrkarte mit zurückgeben müsse. 
O tto  tro tte te  also w ieder zum Nachlöse­
schalter, ließ, sich die G ü ltigke it der ge­
lochten Fahrkarte bestätigen und kehrte 
w ieder zum Ausgangspunkt zurück. Dort 
wurde er, was er beim vormaligen Be­
such überhört hatte, davon in Kenntnis 
gesetzt, daß ja  auf der Rückseite der 
nun gültigen Fahrkarte das Passagiergut 
verm erkt sei, und daß man Fahrkarten 
m it Gepäckvermerk nicht zurücknehmen 
könne. Er solle sich den Gepäckvermerk 
streichen lassen, indem er sich das Ge­
päck w ieder aushändigen lasse. Das Ge­
päck befand sich natürlich irgendwo 
unterwegs, O tto hatte es ja  aus diesem 
Grunde schon am Vortag aufgegeben,

den Belehrung, die der vorher so freund­
liche Herr sogar w iederholte, nachdem 
er die neu ausgestellte Fahrkarte und 
zwei Mark überreicht hatte, gewann 
O tto  langsam und nur schwer begreifend 
den Eindruck, er wolle eigentlich nichts 
anderes, als die Fahrkarte am nächst­
besten Schalter gegen den Kaufpreis 
Umtauschen, was natürlich wegen des 
Gepäcks nicht geht, und auf diese W eise 
zwei K offer in einen 300 km entfernten 
O rt b illig  be fördert wissen. N iederge­
schlagen, weil er so schnell und sicher 
durchschaut worden war, m it der Reue, 
die einem erkannten Betrüger zusteht, 
verließ er das Büro mit einem gewürgten 
„Danke und A uf W iedersehn“ . ws
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Handball

Die Handballmannschaft der THD be­
legte bei den Deutschen Hochschulmei­
sterschaften im Feldhandball einen aus­
gezeichneten dritten Platz. Die Uni H e i­
delberg, die später m it einem 15:14-Er- 
fo lg  Deutscher M eister über Köln wurde, 
verbaute der Mannschaft der TH Darm­
stadt den Einzug Ins Finale. Beide Spiele 
wurden von der THD nur knapp verloren, 
in Heide lberg mit 14:16 und im Hoch- 

^kchulstadion m it 14:17. In Köln hätte es 
dann gegen die Uni G öttingen zum Spiel 
um den 3. und 4. Platz kommen sollen. 
Da die G öttinger wegen Mannschafts­
schw ierigkeiten nicht antreten konnten, 
wurden die Studenten der THD kampflos 
Dritter.

Leichtathletik

Bei den Deutschen Hochschulmeister­
schaften in Bonn holte sich die Darm­
städter S tudienreferendarin Elke Henze 
ihren zweiten M eistertite l im Hochsprung. 
Ab 1,56 m war sie alle in im W ettbewerb, 
ste igerte  sich noch auf 1,59 m und ver­
feh lte  nur knapp 1,62 m. Zw eite r wurde 
Gerald M iosga im Stabhochsprung. Er 
begann schon bei 3,70 m und steigerte 
sich bis auf 4,40 m. Ebenfalls Zweiter 
wurde Karl-Heinz Steinmetz im Diskus­
werfen, der allerd ings w e it h inter dem 
»überlegen siegenden Hein Direck Neu 
"(58,44 m) aus Mainz zurücklag. Zum 
Höhepunkt der Meisterschaft wurde der 
5000 m-Lauf. Lutz Philipp (THD) ste llte  
sich Jürgen May (Uni Mainz) kamerad­
schaftlich als Tempomacher zur V erfü­
gung. A ls May drei Runden vor Schluß 
davonstürmte, trabte Philipp locker durch 
und belegte hinter dem in ausgezeich­
neten 13:49,6 Minuten siegenden Jürgen 
May den zweiten Platz in 14:28,4 Min. 
Am zweiten Tag der Meisterschaften 
sicherte Lutz Philipp über 10 000 m den

zweiten T ite l fü r die TH Darmstadt. 
Prächtig in Schwung war auch w ieder 
Helmut Lang von der THD, der im 100 m- 
Lauf lediglich den Mainzer Rudolph vor­
beiziehen lassen mußte. Rudolph siegte 
in 10,5 sec vor Lang in 10,7 sec. Im Vor­
lauf war Lang bereits 10,6 sec gelaufen. 
Die 4x100 m-Staffel erzielte m it Dutoit, 
Lang, M üller und Hess 42,6 sec. Volkhard 
W eber wurde über 110 m Hürden 6. in 
16,0 sec, Bernd Engelhard wurde 4. über 
400 m Hürden in 54,4 sec, und Karl- 
Heinz Herzbach belegte m it 3:58,5 Minu­
ten im 1500 m-Lauf den 5. Platz.

Fechten

Die Fechter der TH Darmstadt starteten 
in Aachen bei den Hochschulmeister­
schaften m it einem starken Aufgebot. 
Trotzdem konnten sich ledig lich Kluge 
und Daum die Teilnahme an der End­
runde erkämpfen. K luge unterlag hier 
dem späteren S ieger und mehrfachen 
Exmeister Losert (Uni Freiburg), Daum 
verlo r gegen Bethmann (Uni Hamburg).

Hochschulsportfest

Zu einer beeindruckenden Demonstration 
studentischen Breitensports wurde das 
diesjährige Hochschulsportfest, das das 
Institut fü r Leibesübungen und das 
Sportre ferat der TH Darmstadt im Hoch­
schulstadion veranstaltete. Im 110m -Hür- 
denlauf siegte W erner Trzmiel in 13,9 
sec. Den 3000 m-Lauf gewann May (7: 
59,8 Minuten) m it fast 10 Sekunden Vor­
sprung vor Philipp. Im Schwimmen 
kraulte Klaus Schäfer vom DSW  außer 
Konkurrenz 95,5 sec. Über 100 m-Brust 
siegte Erwin Nungesser in 1:19,0 min. 
Über 50 m-Brust der Studentinnen siegte 
Helga Adolph in 43,1 sec. A lte r und 
neuer Darmstädter Hochschulmeister im

Tennis is t Kurt Fürst durch ein 2:1 (6:8/ 
6.1/6:1) über Christian Nickel. Im Hand­
ball unterlag die Mannschaft der TH 
Darmstadt einer südhessischen Bezirks­
auswahl m it 15:20. Im Volleyball besieg­
ten die Dozentendamen etwas überra­
schend die Sportstudentinnen m it 2:0 
(15:2/15:3). Reges Interesse und vie l Bei­
fall fanden die Darbietungen der Judo­
ka, Turner und Karatekämpfer, die im 
Innenraum des Stadions Ausschnitte aus 
ihrem Trainingsprogramm vorführten. In 
Degenvergleichskämpfen besiegte die 
THD den TB W iesbaden (12:4) und Ein­
tracht Frankfurt (14:2). Zum Abschluß gab 
es noch einen Boxvergleichskampf zwi­
schen der THD und der Uni Erlangen.

K arl-H einz-K löpfer

TH-Ruderer errangen Hochschulmeister­
schaft

Seit Jahren schickt d ie  Ruderriege der 
TH Darmstadt starke Mannschaften zu den 
Hochschulmeisterschaften nach Berlin. 
Nachdem es in den verschiedenen Boots­
klassen bisher immer nur 2. und 3. Plätze 
gab, gewannen dieses Jahr erstmals die 
beiden Darmstädter Sportstudenten 
Joachim W ienstroer und D etle f G lätzer 
überlegen die  Meisterschaft im Zweier 
ohne Steuermann. Nebenbei hatten sie 
auch den Doppelzweier gemeldet, und 
ohne ein spezielles Training in dieser 
Bootsgattung holten sie sich h ier noch 
die Vizemeisterschaft. A uf der anschlie­
ßenden „Großen Internationalen“ in Ber­
lin nahmen sie auf den 2000 Metern im 
Zweier ohne Steuermann dem gesamten 
Feld 23 sec. ab. Nach weiteren Siegen 
bei den DRV-Prüfungsregatten in Hanno­
ver und Schweinfurt gerie t die Mann­
schaft le ider in eine leichte Krise, wo­
durch es bei der Deutschen M eister­
schaft nur zum 3. Platz langte. Damit 
war die M exiko-Chance vergeben. hp

Wenn’s um Sport geht,
immer zuerst zu

spart hübner
Darmstadt ■ Ernst-Ludwig-Straße 11 . Ruf 70194
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vermischtes
Menschen ohne Unterleib
Im letzten W intersem ester startete die 
Humanistische Studentenunion eine Flug­
b lattaktion in Sachen Empfängnisverhü­
tung. W enig später schlossen sich einige 
Schüler und Studenten zur „A rbe itsge ­
meinschaft fü r sexuelle Aufklärung und 
G eburtenkontro lle“ (Sex-AG) zusammen, 
die es sich zur Aufgabe machte, sexuelle 
Vorurte ile  in der Bevölkerung abzubauen. 
„Unm ögliche Tabubrecher“ verte ilten kurz 
vor den Sommerferien in verschiedenen 
Darm städter Schulen weitere F lugblätter 
über Empfängnisverhütung. Die Reaktion 
von Eltern und Lehrern war prom pt und 
zornig — wo Argumente fehlen, da muß 
eben der Zorn herhalten. Eltern und 
Lehrer ste llten insgesamt zehn S trafan­
zeigen, zu e iner Diskussion mit den 
Übeltätern kamen bezeichnenderweise 
nur wenige.
In Leserbriefen an die Darm städter Ta­
geszeitungen entlarvten sich d ie Reak­
tionäre durch ihre unsachliche Argum en­
tation:

„H eute klären sie unsere Mädchen 
über den Gebrauch von Präservativen 
auf, morgen brennen umgestürzte Au­
tos und übermorgen unsere Häuser.“ 
(Dr. Fritz Hübenett, Darm städter Echo, 
29. 7. 68)

W ie könnten sich bei e iner solch herr­
lichen G elegenheit die relig iösen M ora­
listen enthalten, Vorurte ile  und Komplexe 
abzureagieren?

„Im  übrigen ist jede r außereheliche 
Geschlechtsverkehr gegen G ottes Ge­
bot. Es ist eine dar raffin iertesten 
Listen des Teufels in unserer Zeit, 
daß er diese Sünden mit v ie lerle i Be­
gründungen bagate llis ieren und gesell­
schaftsfähig machen w ill. W er hier 
m ith ilft, w ird seinen Lohn empfangen. 
G ott läßt seiner nicht spo tte n !“
(Hans Köhler, Darm städter Tagblatt, 
26. 7. 68)

Diesen Vorurte ilen setzte die Sex-AG 
Tatsachen und Argumente entgegen.
70°/o a ller erstgeborenen ehelichen K in­
der sind vorehelich gezeugt. Empfäng­

nisverhütung würde vie le Mußehen ver­
hindern und eine bessere Partnerwahl 
ermöglichen. (Prof. Harmsen/Hamburg) 
— Man schätzt, daß auf jede G eburt zwei 
bis drei Abtre ibungen kommen. (Prof. 
Döring/München)
„Tota le  Triebunterdrückung produziert ge­
nau jene Untertanenhaltung, die ein Ge­
sellschaftssystem braucht, das auf Herr­
schaft e in iger und Beherrschung vie ler 
gegründet is t.“ (Kentler, Für eine Revi­
sion der Sexualpädagogik)
Studenten ste llten das Erziehungsmono­
pol der Eltern und Lehrer in Frage. D ie­
se reagierten so, als habe man an ihrer 
Existenz gerüttelt. W orauf kommt es den 
Eltern denn eigentlich an? Daß ihre 
M achtposition erhalten b le ib t oder daß 
ihre K inder vorurte ils fre i über Empfäng­
nisverhütung aufgeklärt werden? Daß 
ihre Söhne und Töchter in ausweglose 
S ituationen und G ewissenskonflikte ge­
raten oder daß es erst gar nicht so weit 
kommt? dh

Hohe Schule der Polizei
Die von den Bild- und Filmdokumenten 
über den 2. Juni 1967 bekannte, zurück­
haltende Überlegenheit zwingt die Berliner 
Polizei, auch ihre Pferde gegen die Ge­
räusche von Schüssen unempfindlidi zu ma­
chen. Nach dieser Gewöhnungsarbeit dürfen 
Roß und Reiter raus zum Dienst am Stu­
denten. Ein Bildstreifen der Wochenschau 
„ufa dabei“ über die Dressur der Berliner 
Polizeipferde war mit diesem Originaltext 
unterlegt:
Grazil tänzeln sie hinter dem Wasserwerfer 
der Polizei, erprobt im Gedränge mit Stu­
denten und roten Plakaten. UFA - DABEI 
fragte: Was machen Berlins Polizeipferde in 
den Semesterferien?
Eine Handvoll Hiwis spielt Demonstration. 
Müde flattert der Berliner Bär auf ihren 
Fahnen. Hier, in einem Gehege in Berlin- 
Spandaut ersetzt das Wappentier der Stadt 
die Köpfe Ho Tschi Minhs und Che Gue- 
varas. Die Polizei spricht von „Gewöhnungs­
arbeit“.

83 Pferde teilen das Los der Berliner Ord­
nungshüter. Nach 12 Monaten gehen sie erst­
mals auf Streife. Doch erst nach 18 Mo­
naten erhalten sie das Diplom der Hohen 
Schule: gelandegängig und studentensicher. 
Hengste sind ungeeignet, denn trotz aller 
Dressur: eine Stute könnte sie aus der Ruhe 
bringen.
Erst wenn sie gegen Schüsse, gegen Motorcn- 
und Straßengeräusche unempfindlich gewor­
den sind und sich vor allem jene zurück­
haltende Überlegenheit angeeignet haben, die. 
die Berliner Polizei-Beamten im Einsat% 
auszeichnett dann dürfen sie auf die Straße, 
dann dürfen sie raus zum Dienst am Stu­
denten.
So haben Berlins Polizeipferde den Sommer 
gut genutzt. Stolz weht die Fahne über Roß 
und Reiter —  man ist fit für den Seme­
sterbeginn.

Gastfreundschaft
Zehn junge W issenschaftler aus der 
UdSSR wurden vom Deutschen Akade­
mischen Austauschdienst eingeladen, an 
deutschen Hochschulen zu arbeiten. Zehn 
Deutsche konnten im Austausch an Hoch­
schulen der Sowjetunion gehen. Zwei der 
sowjetischen Gäste wurden am 1. O kto­
ber in Darmstadt vom Institut fü r Rege­
lungstechnik (Prof. O ppelt) erwartet. Für 
die Unterbringung der beiden Doktoren 
der Ingenieurwissenschaften sorgte, wie 
immer fü r ausländische Forschungsstipen^ 
diäten, das Akademische A uslandsam * 
der Technischen Hochschule. Es bestellte 
beim Studentenwerk zwei Zimme(r im 
Appartementhaus Alexanderstraße; die 
Z immer standen am Ersten des Monats 
zur Verfügung.
Doch wie wurden die Gäste empfangen? 
Ihre Ankunft verzögerte sich, sei es, daß 
Einreisevisa nicht rechtzeitig e rte ilt wur­
den, sei es, daß die Ausreisegenehm i­
gungen zu spät Vorlagen. Der erste kam 
immerhin schon am 2. O ktober nach 
Darmstadt. In seinem Zimmer fand er 
keine Bettwäsche vor. Ob dies in Deutsch­
land nicht üblich ist? Der zweite kam
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erst am fünfzehnten an. Da war sein 
Z im m er anderweitig vergeben, obwohl 
das Auslandsamt, wie das Studentenwerk 
wissen müßte, durch Verzögerungen ein­
tretende M ietausfälle immer ausgleicht. 
Um den zweiten W issenschaftler doch 
noch unterzubringen, s te llte  man flugs 
noch ein Bett in das Z im m er des ersten. 
Die kommen ja  aus demselben Land, 
da können sie auch zusammen schlafen. 
Der erste Eindruck, den ein Mensch von

(einem fremden Land hat, ist o ft entschei­
dend fü r seine E instellung. Das braucht 
aber die Subalternen der W ohnraumab- 
te ilung des Studentenwerks, die nicht 
einmal in der Lage sind, sich zu erkun­
digen, ob m it der Ankunft eines Gastes 
zu rechnen sei, nicht zu kümmern. kf

Leserbrief
Man könnte meinen, der Verfasser des 
A rtike ls  „G renzüberschreitungen“ habe 
bei der G renzüberschreitung seinen an­
derswo sicherlich wachen und kritischen 
Verstand bei den DDR-Zollbehörden fe ie r­
lich abgegeben. Er spricht von der BRD 
als Land der unbegrenzten Notstands­
m öglichkeiten und übersieht dabei ge­
flissentlich, daß er ein System, das täg­
lich den Notstand praktiziert, m it Lob 
überschüttet. Stacheldraht, Spanische 
Reiter, M inengürtel, W achtürme etc. d ie ­

s e n  nur dazu, DDR-Bürger vor aggres- 
Rionswütigen Bundesrepublikanern zu 
schützen.
Er sp ie lt darauf an, daß er in der BRD 
bei — vie lle ich t überspitzt — kritischen 
Meinungen des öfteren zu hören be­
kommt: „E r solle doch nach drüben ver­
schw inden!“ Und w ie herrlich, als er 
drüben kritische Fragen s te llt, bekommt 
er diesen Refrain — in umgekehrter Rich­
tung — nicht zu hören. M ir w ill scheinen, 
daß diese Argum entation drüben nur 
deshalb nicht üblich ist, weil der Aus­
führung solcher A rt gesonnener Pläne 
bisweilen der Tod durch einen gut ge­
zielten Schuß entgegensteht.
Der Schreiber möge also bei der Aus- 
wähl von Klischeeübertragungen ebenso 
w ie bei seiner Argum entation etwas 
sorg fä ltiger Vorgehen, sonst könnte der 
Verdacht entstehen, er möchte den von 
ihm verpönten Verdummungseffekt be­
wußt selbst aktivieren.

Klaus Hänsel
Arm in Dorow 

Michael W eiand
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n e u e  bücher
seinen Widerstand, den er als einzelner lei­
stet und verfaßt ein Programm des Unge­
horsams für den Fall, daß eine Regierung 
Recht und Menschenwürde nicht als Grund­
lagen ihres Handelns verwirklicht.
Sein humanistischer Eifer, seine unbeküm­
merte Menschlichkeit gegen alle eingespiel­
ten Ordnungen sind die Motive des ge­
waltlosen Widerstandes. Mit welchem scharf­
sichtigen und leidenschaftlichen Anspruch er 
den Leser konfrontiert, zeigt ein Satz wie: 
„Unter einer Regierung, die irgend jeman­
den unrechtmäßig einsperrt, ist das Gefäng­
nis der angemessene Platz für einen gerech­
ten Menschen.“ Diesen Gedanken haben alle 
Theoretiker des gewaltlosen Widerstands 
aufgenommen; die Schwäche der Schwachen 
bietet keinen Ansatz, sic für die Machcn-

sebaften der Diktatoren zu benutzen. Es 
hat 120 Jahre gedauert, bis dieses Buch in 
deutscher Sprache erschienen ist. Seit 120 
Jahren wäre Deutschland ein bevorzugtes 
Land gewesen, Thoreaus Beispiel naebzuah-

Warschau in den Jahren 1961-67 abgespielt 
haben. Der Verfasser — ein Inder — leb­
te in dieser Zeit in Polen als Stipendiat der 
polnischen Regierung. Die Berichterstattung 
ist ausführlich, teilweise mit den für einen 
deutschen Leser fremden Namen überladen. 
Sie ist aber oft stark übertrieben; der Ver­
fasser ist mit den Mitgliedern jener Gruppe 
an der Uni befreundet, die damals ihren 
Kampf gegen die Partei führte. Der Ein­
fluß dieser Gruppe ist höchstens mit dem 
des radikalen Flügels des SDS an den deut^fc 
sehen Hochschulen vergleichbar. (Hier sol^^ 
man vielleicht hinzufügen, daß diese „jun­
gen Marxisten“ aus Warschau dem SDS 
ideologisch nahe stehen, obwohl sie weni­
ger revolutionär sind.)
Die einseitige Schilderung der Tatsachen — 
das Buch wirkt wie ein Pamphlet gegen 
das Innenministerium — tritt besonders 
kraß hervor, wenn der Verfasser die politi­
schen Verhältnisse in Polen vor und nach 
dem Oktober 1956 vergleidn, wobei er of­
fensichtlich den physischen Terror vor Sta­
lins Tod nicht kennt.
Auch die einzelnen politisch tätigen Perso­
nen sind im Buch nicht immer vollständig 
oder objektiv geschildert, das Bild ist 
schwarz-weiß gemalt. Einige, die als libe­
ral bezeichnet werden, sind auch vor 1956 
aktiv gewesen, und zwar streng orthodox. 
Die anderen waren damals kaltgestellt, der 
Verfasser versdiweigt konsequent viele Tat­
sachen, die ihm nicht in sein Bild passen. 
Man darf ja annehmen, daß eine bestimmtoÄ 
Gruppe für ein strenges Regime plädiert;^  
was man auch verschieden beurteilen kann. 
Die diesjährigen Ereignisse in der CSSR 
haben aber gezeigt, daß unbeschränkte po­
litische Liberalisierung sehr gefährlidi wer­
den kann.
Das Buch ist nur lesenswert, wenn man die 
Meinungen einer politischen Gruppe in Po­
len kennenlerncn will. Es wäre aber falsch, 
anzunehmen, daß man hier ein einigerma­
ßen objektives Bild der komplizierten Wirk­
lichkeit finden kann. rb

„Weltfrieden und Revolution“ — Neun 
politisch-theologische Analysen 
Herausgegeben von Hans-Eckehardt Bahr 
Rowohlt-Paperback 1968

Die in diesem Buch enthaltenen Analysen 
betrachten die Probleme des Friedens und 
der Revolution, in verschiedenen Weisen 
und von verschiedenen Seiten; sei es 
als ein politisches, sei es als ein theo­
logisch-moralisches Problem. Die Ausfüh­
rungen mögen oft ein bißchen zu theore­
tisch und weltfremd klingen, nichtsdesto­
weniger findet man im Buch viele wertvolle 
Gedanken und kritische Analysen. Die Ver­
fasser versuchen, das wichtige Problem des 
Friedens und Weltfriedens zu erforschen, sie 
zeigen eindeutig, wie unlogisch das beste­
hende Weltsystem ist. In diesem Zusammen­
hang tritt die Frage der Revolution auf, 
da die unertragbaren Verhältnisse oft nur 
durch eine unfriedlichc Gewaltlösung zu 
ändern sind.
Je nach dem individuellen Interesse kann 
man dem einen oder anderen Artikel mehr 
Aufmerksamkeit schenken. Für die politisch 
Interessierten ist das Buch bestimmt lesens­
wert. rb

Henry David Thoreau:
Uber die Pflicht zum Ungehorsam gegen 
den Staat
Diogenes Verlag, Zürich 1967,
119 S., DM 9,80

Um vorweg alle Bedenken staatstragender 
Leser zu zerstreuen, es handelt sich bei die­
sem Buch nicht um eine weitere sozialisti­
sche, destruktive, studentische Kritik, wie sie 
ein regierungstreues nützliches Glied der 
heutigen Gesellschaft allenthalben registrie­
ren kann, vielmehr stammt der Text aus 
Amerika und wurde zwei Jahre vor dem 
Kommunistisdien Manifest, nämlich 1846, 
geschrieben. Der Autor wurde in diesem 
Jahr auf der Straße verhaftet und ins Ge­
fängnis geworfen, weil er sich sechs Jahre 
lang geweigert hatte, irgendwelche Steuern 
zu bezahlen, denn die Vereinigten Staaten 
hatten für ihn eine miserable, die Absich­
ten freier Bürger mißachtende Regierung. 
„Mich interessiert cs nidit, wo mein Dollar 
hingeht, solange er (der Staat) nicht einen 
Mann und ein Gewehr kauft, um jeman­
den zu erschießen.“
Völlig unheroisch leistet er dem Staat Wi­
derstand, weil dieser seine Macht zu Un­
recht und Krieg mißbraucht und zu wenig 
Energie auf das Wohl der Menschen ver­
wendet. In seiner Schrift rechtfertigt er

Peter K. Raina:
„Die Krise der Intellektuellen/Die Rebel­
lion für die Freiheit in Polen -  Ein Mo­
dellfall“
Walter-Verlag, Olten und Freiburg im 
Breisgau 1968 (Übersetzung aus dem 
Englischen)

Das Buch beschreibt verhältnismäßig genau 
ehe Ereignisse, die sidi an der Universität

Ein praktischer Ratgeber für den studen­
tischen Untermieter ist 
Die Mietbroschüre von Peter Gantzer 
Nr. 2 der Schriftenreihe der Studenten­
schaft; für DM —,25 im AStA 
Noch vorrätig ist Nr. 1 der Schriften­
reihe der Studentenschaft 
Durch Stipendien studieren 
für DM —,80 in den Redaktionsräumen 
der „dds“



schallplatten
Music for Zen Meditation (and Other Joys)
Verve V 6-8634, DM 21 ,-.

Ein amerikanischer Jazzklarinettist und zwei Japaner mit Koto 
(Flöte) und Shakuhachi (Zither) spielen im japanischen Stil. Dem 
Anschein nach handelt es sich nicht um für Europäer verkitschte 
Musik, doch wird dies nur ein Kenner japanischer Musiktradition 
beurteilen können.
Das Erstaunlichste an dieser Platte, die nicht zum Zuhören bestimmt 
ist, ist ihre Wirkung. Der Hörer, der sich zunächst auf die Musik 
konzentriert, ihr intensiv zuhört, findet später seine Aufmerksamkeit 
unmerklich auf sich selbst gelenkt. Der Körper ist entspannt, die Ge- 
■  anken weiten sich, die Umgebung wird nidit mehr registriert, 
lediglich als sehr angenehm empfunden. Nur zeitweilig dringen sehr 
schöne, wenngleich fremde Phrasen durdi.
Nicht allein zum Meditieren verhilft die Platte, sie steigert auch 
die Konzentrationsfähigkeit bei der Arbeit. Selten lassen sidt die 
Gedanken so leicht auf eine Aufgabe hinführen, wie es ist, wenn 
Music for Zen Medidation spielt, und selten sonst hat man so viele 
Ideen zum Thema. Da die Platte nur akustische Atmosphäre schafft, 
nicht aber zum Zuhören zwingt, kann man sie viele Stunden lang 
immer wieder ablaufen lassen, ohne daß sie langweilt.
Empfehlenswert für Prüfungsvorbereitungen (and other joys). kf

hellwach+atemfrisch

h a u o o -W ACH
Wohlschmeckende Tabletten gegen Müdigkeit 
in Apotheken, Drogerien und an der Autobahn.

.Pink Floyd: A Saucerful of Secrets 
Jfcolumbia SMC 74 451, DM 19,—

Eine der besten, aber auch unbekanntesten Beatgruppen hat ihre 
zweite Langspielplatte veröffentlicht: Dem Pfeifer im Morgengrauen 
folgt die Tasse voll Geheimnisse. Schon die Plattenhülle mit farbi­
gen UFOs und sprühenden Sternehnebeln zeigt das Ziel der meisten 
musikalischen Trips der Platte, das Weltall. Psydtedelische Töne 
und Effekte werden künstlich erzeugt, mit Instrumentenklängen 
vermischt, verzerrt, verhallt und montiert. Allerdings sind im läng­
sten, frei improvisierten Stück die Orgeltöne am Schluß etwas hehr 
und feierlich, fast kitschig geraten; man fühlt sielt wie in der Kirche. 
Andere Stücke sind mehr konventionell (wenn man darunter her­
kömmliche Instrumentierung, durchgehenden Rhythmus und mittlere 
Länge versteht), aber sie sind musikalisch so einfallsreich und er­
findungsreich, daß man sie durchaus mit den besten Produkten der 
Beatles vergleichen kann. Es macht ungeheuren Spaß, den Pink 
Floyd zuzuhören, wie sie auf dem Kamm blasen oder mit Streich­
instrumenten und Schlagwerken avantgardistische Klänge hervor­
bringen. Diese Musik ist nie langweilig, sondern häufig ausgespro­
chen lustig; also Unterhaltungsmusik im besten Sinne. Den richti­
gen Genuß hat man aber erst, wenn man mit Stereokopfhörern 
allen Späßen auf die Spur gekommen ist. Am meisten zu entdecken 
gibt es bei Corporal Clegg, einem würdigen Nachfolger von Ser­
geant Pepper.
Empfehlenswert nicht nur für Beatfans.

Jürgen Habermas

Sein Werk im Suhrkamp Verlag

Unter diesen modernen Soziologen — oder Philosophen, die 
Grenze ist da schwer zu ziehen — hat sich der Deutsche Jürgen 
Habermas als einer der begabtesten, profiliertesten, eigenwillig­
sten einen Namen ^gemacht. Tages Anzeiger, Zürich

Erkenntnis und Interesse 
Theorie 2. Doppelband DM 15,—
I. Die Krise der Erkenntniskritik. II. Positivismus, Pragmatis­
mus, Historismus. III. Kritik als Einheit von Erkenntnis und 
Interesse.

Technik und Wissenschaft als »Ideologie«
Erstausgabe, edition suhrkamp Band 287. DM 3,—
Inhalt: Arbeit und Interaktion, Technik und Wissenschaft als 
»Ideologie«, Technischer Fortschritt und soziale Lebenswelt, Ver­
wissenschaftlichte Politik und öffentliche Meinung, Erkenntnis 
und Interesse.

Friedrich Nietzsche: Erkenntnistheoretische Schriften 
Herausgegeben und mit einem Nachwort versehen von Jürgen 
Habermas. Theorie 1. DM 8,—
„Die Geschichte der Auflösung der Erkenntnistheorie in Metho­
dologie ist die Vorgeschichte des neueren Positivismus. Nietzsche 
hat ihr letztes Kapitel geschrieben. Als Virtuose einer sidt selbst 
verleugnenden Reflexion hat er den Zusammenhang von Er­
kenntnis und Interesse zugleich entfaltet und empirisch miß­
deutet.“ Jürgen Habermas

Georg Wilhelm Friedrich Hegel: Politische Schriften 
Herausgegeben und mit einem Nachwort versehen von Jürgen 
Habermas. Theorie 1. DM 8,—
„Die politischen Schiften Hegels haben in ihrer eigenen Dimen­
sion der zeitgeschichtlichen Aktualität keinen wirklichen Erfolg 
gehabt. An Hegels journalistischen Unternehmungen vollzieht 
sich die Ironie, daß sie für den Tag, an den sie adressiert 
waren, weniger Bedeutung gewinnen konnten, als sie für das 
philosophische System bis heute behalten haben.“
Jürgen Habermas

Antworten auf Herbert Marcuse
Erstausgabe. Herausgegeben von Jürgen Habermas.
Junge Autoren ehren mit ihren Beiträgen den gesellschaftskri­
tischen Theoretiker zum 70. Geburtstag durch Disput, Replik 
und Analyse.

Bitte fordern Sie unser wissenschaftliches Gesamtverzeidmis an.

Suhrkamp Verlag
6 Frankfurt am Main * Postfach 2446
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Einem „on dit” 
zufolge . . .

. . . hat Prof. Mehmel seinen Sitz in der 
Senatskommission fü r Nebentätigkeiten 
aufgegeben, weil er vor lauter Neben­
tä tigke iten  nicht mehr zum Sitzen kommt.

*

. . . a rbe ite t ein Professor an dieser TH 
an dem Problem, wohin das Licht geht, 
wenn man es ausmacht.

*

. . . begründete Dekan Prof. Z ieg le r seine 
Unterschrift unter das M arburger M anifest 
vor einem Fachschaftsvertreter damit, daß 
er auf diese W eise nicht mehr habe 
Rektor werden können.

*

. . . meint Prof. Scherzer, daß sich Mäd­
chen dementsprechend benehmen sollten.

*

. . . geht in Darmstadt nur eines seiner 
Z e it voraus: das G lockenspiel im Schloß­
turm.

tratsch
Den provinziellen Drang, in die Natur zu 
fliehen, wenn Fakultätssitzungcn nahen, ver­
spürte die Professorenschaft in letzter Zeit 
immer häufiger.
Die Professoren der Fakultät BI zog es in 
den Schwarzwald. Nidit ganz so weit woll­
ten die ET-Profcssoren gehen; sie wählten 
den nahen Odenwald, wo sie in Neunkir­
chen die nächste Fukultätssitzung „program­
mierten“. Daß am ersten Wochenende im 
Oktober keiner der Rädelsführer von den 
etablierten TH-Professorcn in Darmstadt zu 
erreichen war, ist allerdings noch nicht be­
stätigt.
Wie jedermann weiß, werden die wirklichen 
Entscheidungen hier, in Darmstadt, in den 
Plochschulgremien getroffen: mit qualifizier­
ten Argumenten, sadilich motiviert und nie 
unter Ausnutzung der professoralen Ab­
stimmungsstärke. Und hinter verschlossenen 
Türen.
Über Dinge beraten, über die sie nur durch 
eine Indiskretion Bescheid wußten, muß­
ten die studentischen Vertreter in der Se­
natssitzung vom 7. Oktober, ln einem kur­

zen Schreiben hatte Prof. Piloty dem Senat 
seinen Plan vorgetragen, an der TH ein 
Institut für Informatik einzurichten. Die 
zwei Anlagen, die eigentliche Beratungs­
grundlage, hatte man den Studenten —  
versehentlich — nicht zugeschickt, ln der 
Senatsvorbesprechung darauf aufmerksam 
gemacht, versprach Rektor Brader> das Ver­
säumnis nachzuholen. Die Papiere trafen 
dann auch prompt beim AStA ein — zwei 
Tage nach der Beratung.
Ende September verteilte Rektor Brader 
Kopien mit dem Wortlaut der Stellung­
nahmen der Hessischen Rektorenkonferenz 
zum Entwurf zur Novellierung des Hodi- 
sdiulgesetzes. Dem mit dem Datum vom 
20. September versehenen Papier fügte der 
Rektor eine hektografierte Erklärung bei, 
in der die „Nichtordinarien der vier wis­
senschaftlichen Hodischulen des Landes Hes­
sen“ namenlos und unvollständigen Datums 
den Schütte-Entwurf ebenfalls ablehnen. 
Einen Kommentar des Assistenten, der eine 
etwas andere Meinung vertritt, zu verviel­
fältigen und ebenfalls zu verteilen (obwohl 
ihm das Assistentenpapier rechtzeitig vor­
gelegt worden war), vergaß Rektor Brader.
Unter dem Tagesordnungspunkt „Konkrete 
Prüfungsfragen“ kam im Senat die bemer­
kenswerte Tatsache zur Sprache, daß Nicht- 
habilitierte zwar Prüfungen für das Haupt­
diplom, nicht aber Vorexamina abhalten 
dürfen. Begründung: „Das ist eben so.* 
Prüfer im Vorexamen ist der Chef. Die 
Professoren schätzen sich und ihre Assisten­
ten richtig ein.
Uber die verschiedenen Arten, den nume- 
rus clausus in der Fakultät Chemie zu ver­
wirklichen, berieten die Fachschaftsvertreter 
mit Ex-Spektabilität Hafner. Nadi langem 
Überlegen hatte Prof. Hafner das Ei des 
Kolumbus gefunden: psychologische Tests als 
Auswahlkriterium. Die Fachschaft stimmte 
dem unter der Bedingung zu, daß auch die 
Professoren getestet werden sollten. Prof. 
Hafner kündete darauf an, er wolle sich 
ein anderes Kriterium ausdenken.

Betrifft: SPRINGER-VERLAG

Der wissenschaftliche Springer-Verlag 
B erlin-H eide lberg-N ew  York macht uns 
darauf aufmerksam, daß die in Heft 
Nr. 94 der darm städter Studentenzeitung 
abgedruckte Überschrift „S pringer ist 
doch S pringer“ Anlaß zu M ißverständ­
nissen biete. Er befürchtet, daß dam it 
die Vorste llung bestärkt würde, zwischen 
dem Axel Springer-Konzern und dem 
Springer-Verlag Berlin-H eidelberg-New  
York beständen irgendwelche Beziehun­
gen. Dies ist selbstverständlich nicht der 
Fall.

kalender
6. 11. Filmkreis: „Das Messer im W asser“ 

(R. Polanski, 1961)
8. 11. Schloßkeller: Hans Imhoff, Frank­

fu rt: „Vorsicht, Imhoff weiß zu 
v ie l!“ (Dem onstrationstechniken) 
Filmkreis-Sonderveranstaltung:
Gregory J. M arkopoulos (New 
Am erican Cinema) zeigt seinen 
Film „The lllia c  Passion“ (1966) 
m it Einführung und anschl. D is | 
kussion, ET-Saal, 20 Uhr ■

1 . 11. Filmkreis: „Fahrenheit 451“
(F. Truffaut, 1966)

14. 11. Stadthalle (Kammermusikreihe): 
Andor Foldes, K lavier: Beetho­
ven-Abend, 19.45 Uhr 
ESG: Prof. Gamm: „Thesen zur 
Hochschuld idaktik“ , Schloß, 20 Uhr 
Schloßkeller: Pinguins Einmann- 
Show: „D ie  Kunst zu b löde ln“ 
(W iederholung), 20 Uhr 
Schloßkeller: Jam-Session (Instru­
ment m itbringen!)

21. 11. Schloßkeller: Joachim Kahl, Le­
sung: „Das Elend des Christen­
tums oder Plädoyer fü r eine Hu­
manität ohne G o tt“ m it Diskussion, 
20 Uhr

23. 11. Schloßkeller: Ausste llungseröff­
nung W alter Barten, Amsterdam 

27. 11. Filmkreis: „D er zweite A tem “
(J.-P. M elville, 1966) |

30 .11./1.12. ESG: W ochenendtagung in 
Arnoldshain/Ts.: „Psychoanalyse
und christlicher G laube“

4. 12. Filmkreis: Ein Begisseur des
Jungen Deutschen Films s te llt 
sich vor

5. 12. Stadthalle (Kammermusikreihe):
Danzig-Quintett, Amsterdam: 
Bläser-Kammermusik, 19.45 Uhr 
ESG: Prof. Marsch: „Technische 
W e lt und christliche E th ik“ , 20 Uhr

Die M ittwochvorstellungen des Filmkrei­
ses finden im W ilhelm -Köhler-Saal um 
16.00, 18,30 und 21.00 Uhr statt, wenn 
nicht anders bekanntgegeben.



LABORTECHNIK DARMSTADT
Fachgeschäft fü r Laboratorium sbedarf 

Appara te und G eräte fü r W issenschaft und Technik 
Glasbläserei

Darmstadt
Lauteschlägerstraße 3 • Telefon 71030

»REISEBÜRO DARMSTADT« 
LUISENPLATZ 1 

TEL: 70321 TEL: 77282
IN BENSHEIM: BAHNHOFSTRASSE 14 TEL: 06251/2291

Ü b e r

DRESDNER BANK
A K T I E N G E S E L L S C H A F T

FILIALE DARMSTADT
6 1 Darmstadt Rheinstraße 14 Telefon 2 6 7 7 1
Zweigstelle Ludwigsplatz, Telefon 244S4 
Zweigstelle Schloßgartenplatz, Telefon 70958 
Zweigstelle im divi Einkaufsmagazin, Telefon 8 4 /1 9  
Zweigstelle Eberstadt, Oberstraße 1, Telefon 790422

1 0 0  J a h r e  H a u s b a n k  der  D a r m s t ä d t e r

m
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behaglich

€arm 
nd sooo 

bequem
h at m a n ’s  m it d e r  m o d e rn en

Elektro-
Speicher-
Heizung
D ie  A u flad u n g  d e r G e rä te  
e rfo lg t m it ve rb ill ig te m  S tro m  
n a ch ts  und  a u ch  am  T a g e .
D ie  W ärm e  w ird  im  K e rn  
g e sp e ic h e rt  und  je  n ach  B e d a rf  
en tn o m m en . D a s  a l le s  g e sc h ie h t 
vo llko m m e n  a u to m a tisc h .

HESSISCHE ELEKTRIZITÄTS-AG

WIPRO II 
IST DA!

rnit zünftigen Skireisen 
preiswerten Sammelfahrten 

. und Flügen
internationalen Wochenprogrammen 

Studienreisen 
USA-PROGRAMMEN

F o rd ern  S ie  b itte  das n eu e  P ro g ram m h eft an be i 
D eu tsch er S tu d e n te n -R e is e d ie n s t

A u slan d sfte tle
des Deutschen Bundesstudentenringes 
53 Bonn, Dietkirchenstraße 30

STUDENTENReI s EN DARMSTADT
Alexanderstraße 22

j , .

k 111'  « ‘'Studenten reisen mit Studenten
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